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Nun ruhst du aus in Gottes Frieden
am Ziele deiner Pilgerfahrt;
von Gott, dem Herrn, sei dir beschieden,
der Dank für das, was du getan.

In Liebe und Dankbarkeit nehmen wir Abschied von meiner lieben
Gattin, unserer lieben Mutter, Schwiegermutter, Grossmutter,
Urgrossmutter, Schwester, Schwägerin, Tante, Patin und Anver-
wandten

Maria
Z’Milacher-Neutzler

1921

Sie starb nach längerer Krankheit, im Beisein ihres Gatten, in ih-
rem Heim in der Wildi.
Visp, 24. September 2006
In christlicher Trauer:

Peter Z’Milacher, Gatte, Visp
Mathilde Jeremias, St. Wendel D 
Günther und Astrid Jeremias-Schmidt und Familie, Visp
Heidrun Jeremias-Monz und Familie, St. Wendel D
Hildegard und Karl Jung-Jeremias

und Familie, Oberlinxwieler D
Norbert Bunn-Jeremias und Familie, Baltersweiler D
Anni und Edwin Müller-Neutzler, Schwester,

Leitersweiler D
Karl und Imelda Z’Milacher-Meichtry

und Familie, Mellingen
Rosi und Sigi Lorenz-Z’Milacher und Familie, Visp
Franz und Silvia Z’Milacher-Müller

und Familie, Emmenbrücke
Reinhard und Evi Z’Milacher-Krähenbühl

und Familie, Emmenbrücke
Kurt und Doris Z’Milacher-Lagger und Familie, Basel
Werner und Sylvana Z’Milacher-Truffer

und Familie, Brienz
Trudi Polling und Lebenspartner Georges Schmider

und Familie, Mellingen
sowie die Familien Z’Milacher, Schmidt, anverwandte

und befreundete Familien
Aufbahrung heute Dienstag ab 15.00 Uhr in der Aufbahrungshalle
auf dem Friedhof in Visp.
Der Beerdigungsgottesdienst findet morgen Mittwoch, 27. Sep-
tember 2006, um 10.00 Uhr in der Pfarrkirche von Visp statt.
Statt Blumen und Kränze zu spenden, unterstütze man die Spitex.
Diese Anzeige gilt als Einladung.

Hingebungsvoll gelebt.
Dankbar zurückgeschaut.

Am Samstagmorgen starb im Spital Zollikerberg

Helena Steiner-Tscherry
27. 12. 1912 – 23. 9. 2006

Wir nehmen Abschied von unserer Mutter, Grossmutter, Urgross-
mutter, Schwiegermutter, Schwester, Tante und Schwägerin.

8032 Zürich, 23. September 2006

Wir trauern:
Kurt und Silvia, Gregor und Laurence,

Tanja, Marc und Sara
Walter, Silvia, Silvan und Judith, Roland
Bruno und Gaby
Josy und David Steiner
Rudolf Witschard
Margrit Steiner
sowie weitere Verwandte und Freunde

Urnenbeisetzung mit anschliessender Abdankungsfeier am Don-
nerstag, dem 28. September 2006, um 14.00 Uhr im Friedhof
Nordheim, Nordheimstrasse 28, 8057 Zürich.
Anstelle von Blumenspenden gedenke man des Vereins Altershilfe
Sunneschii, 3956 Guttet-Feschel, PC 19-2087-9.
Diese Anzeige gilt als Einladung.
Traueradresse: Walter Steiner, Kernstrasse 27, 8406 Winterthur

Wir haben die schmerzliche Pflicht, Sie vom Hinschied von

Helen Supersaxo
Gattin unseres Maklers in Saas Fee Stefan Supersaxo, in Kenntnis
zu setzen.
Den Angehörigen entbieten wir unsere christliche Anteilnahme.

Remax Oberwallis

Wo ist das Paradies 
im Goms?

Am Samstag, dem 23. Septem-
ber, nahm ich eine Bike-Tour
von Fiesch nach Oberwald unter
die Räder. Was ich alles genies-
sen und beobachten konnte war
schlicht weg sagenhaft.

In Fiesch vor der Haustüre ge-
startet, Blick Richtung Fie-
scheralpe, Gleitschirme und
Deltasegler mit ihren Pirouetten
sodass die Kirche von Ernen
voller Freude läutete. In Blitzin-
gen Pferdekutschen, Pferde die
wieherten und nebenan Kinder-
lachen auf dem Spielplatz. Auf
dem Rottenweg, werdende jun-
ge Mütter mit ihren Kinderwa-
gen neben Wanderern, Moun-
tainbikern, Reitern und Reite-
rinnen. 
In Ulrichen am Waldesrand Be-
suchstag des Forstreviers Goms
mit Kunstsägen (Motorsäge).
Ein Genuss, den Förstern beim
Arbeiten zuschauen zu dürfen.
Weiter Richtung Oberwald.
Dort verweilte ich mich und
schaute den Golfern zu, die ver-

suchten den kleinen weissen
Ball einzuputten. Nach diversen
Versuchen, ohne Erfolg, konnte
ich ein Schmunzeln nicht unter-
lassen.
Auf der Rückfahrt erlebte ich
weitere Freizeittätigkeiten auf
dem Flugplatz in Ulrichen:
Langläufer auf Rollskiern, die
Gokartpiste, die Modellflieger
und die Wanderer rund um den
Geschinersee.
In Münster ein Zusammentrei-
ben der Schafe. Die Bauern un-
terhielten sich mit den Gästen
und tranken ein kühles Bier zu-
sammen.
Weiter talwärts auf der jungen
Rhone zwei Boote mit jauch-
zenden jungen Leuten (River-
Rafting)
Kurz vor Ende meiner Tour ein
Halt in Niederwald, im Geburts-
ort vom Hotelier Cäsar Ritz,
und ein Walliser Zvieri-Teller! 
Und von der wunderschönen
Landschaft habe ich noch nicht
gesprochen.
Ich frage mich nun, kann es im
Paradies schöner sein?

Imhasly Andreas
Haus Sunshine, Fiesch

Geschossräumung
der Luftwaffe

In der Ausgabe des «Walliser
Boten» vom 12. September

2006 erschien ein Beitrag 
(Frontanriss-Titel: «Unbere-
chenbare Blindgänger», Titel
Seite 7: «Hände weg von Muni-

tionsrückständen – Blindgänger
sind von unberechenbarer Ge-
fährlichkeit») zur Geschossräu-
mungsaktion 2006 der Luftwaf-
fe. Auch wenn die Aussagen im
Prinzip richtig sind, lässt die
Verknüpfung der beiden The-
men (Blindgänger und Ge-
schossräumung der Luftwaffe)
beim Leser die Folgerung ent-

Heliskiing im Welterbe
Die Region Jungfrau-Aletsch-
Bietschhorn wurde, so wie sie
heute ist, zum Welterbe ernannt.
Also war nicht alles falsch, was
bisher gemacht wurde. Das stän-
dige Vorschieben des Welterbe-

Labels für alle Schutzforderun-
gen der Umweltschutzkreise
muss deshalb aufhören. Es scha-
det der Zustimmung in der Be-
völkerung. Und wenn die Bevöl-
kerung nicht hinter der Welter-
be-Idee steht, können wir dem
Label eine Marke verpassen und
es nach Paris zurücksenden! 
Aber natürlich ist die grundsätz-
liche Diskussion aller Gebirgs-
landeplätze dringend nötig. Es
macht zum Beispiel keinen
Sinn, dass die Helikopter jedes
Mal über das gesamte Lötschen-
tal fliegen müssen, da die Auf-
nahme nur in Raron, Gampel
oder unterhalb Goppenstein
möglich ist. Warum die Gäste
nicht zuoberst in den Skigebie-
ten aufnehmen? Kurze Rotati-
onszeiten, kein Lärm im Tal und

regionale Wertschöpfung durch
die benötigte Seilbahnkarte wä-
ren Vorteile. Auch könnte so ein
Aufnahmeplatz von nur einem
Helikopter pro Tag bedient wer-
den.
Im Lötschental sind erhebliche
Unterschiede im Flugverhalten
der Piloten festzustellen. Natür-
lich ist auch der Typ der Maschi-
ne von grosser Bedeutung. Ge-
rade die Air Zermatt hat hier in
den letzten Jahren viel zuguns-
ten einer Beruhigung unternom-
men. Die lokale Wertschöpfung
aus dieser wunderschönen Berg-
landschaft muss gesteigert wer-
den können. Die versprochene
Nachhaltigkeit kann nicht durch
harte Massnahmen wie Verbote
und bei verhärteten Fronten er-
reicht werden. Es braucht dazu
einen gesunden Dialog und un-
ter Einbezug aller betroffenen
Parteien und bei Offenheit ge-
genüber Neuem und Innovati-
vem Ideen.

Lukas Kalbermatten 
Präsident Lötschental 
Tourismus 
Vorstand Verein Welterbe 
JAB  

Der Sprache sollte 
man nicht weh tun

Sprache ist nicht etwas Fertiges,
ein Werkzeug – das auch – doch
in erster Linie ein Organismus.
Und ein Lebewesen will ge-

pflegt und geachtet werden. Und
das geht mehr und mehr verlo-
ren.
Da ist einmal das gekünstelte,
nichts sagende Intellektuellen-
deutsch: «Ich würde sagen wol-
len» oder «fokussieren» oder
«thematisieren» (warum nicht
deutlicher: vorschlagen, ableh-
nen, besprechen . . .) oder «auf
einer Schiene fahren» usw. –
Dann steht das Hochwasser des
Englischen unserer Sprache bis
an den Hals: «shoes», «ticket
corner», «shopping mile»,
«swiss running walking trail»
und vieles mehr. – Als Drittes
kommt ein Paradox hinzu, näm-
lich im Gegensatz zum Vorigen
krampfhaftes Festhalten am
Dialekt. Auf meinen Vorschlag
beim Fernsehen, den Meteo-

Bericht wie bisher und wie die
Nachrichten auf Hochdeutsch
zu bringen, erntete ich nur fa-
denscheinige Argumente. Ich
tat es im Interesse des Touris-
mus, denn Freunde aus Holland
und Deutschland verstehen
nicht, was «chwellwulche» sind
oder «es Höch» usw. Ich wies
darauf hin, dass man doch den
Zuhörerkreis beachten möge
und Regionales und Weitrei-
chendes unterscheiden müsse.
Ich erwähnte deutlich, dass sich
das nicht gegen Dialekte richte
und lobte dabei die herrliche
Originalität des Walliserischen.
Sprache birgt wie alles, was
lebt, auch Geheimnisse. Wollen
wir diesen auf die Spur kom-
men, dann sind wir bei der Lite-
ratur gelandet. Müssen uns aber
dabei hüten, nicht dem Bana-
len, Beliebigen, Modischen auf
den Leim zu gehen. Bestes Bei-
spiel für das Geheimnis der
Sprache in doppeltem Sinn ist
Pascal Merciers Roman
«Nachtzug nach Lis-
sabon». Wilfried Kürth, Brig

Warum wurde der Masterplan 
Bahnhof Zermatt zurückgezogen?
Auf einer seitenlangen Publika-
tion im WB wird lamentiert,
dass in Zermatt eine unsachli-
che Polemik herrsche, der sich

die MGB und BVZ durch den
Rückzug des Masterplanes ent-
ziehen wolle und dass damit
Zermatt eine grosse Chance
verpasst habe. Die MGB und
BVZ haben die wahren Gründe
der Ablehnung durch die Be-
völkerung in einem halben Satz
verpackt, obwohl sie genau
wissen, dass es primär darum
geht, keinen neuen Kommerz
(Geschäfte, Hotels, Zweitwoh-
nungen etc) am Bahnhof Zer-
matt aufzuziehen. 
Wer am Podiumsgespräch be-
teiligt war, weiss, dass die
Strasse Täsch–Zermatt nicht
thematisiert wurde, sondern
dass es nur um die Neugestal-
tung des Bahnhofes Zermatt
ging. Auch wenn die MGB und

BVZ heute erklären, das Eisen-
bahnrecht werde nicht ange-
wendet, haben sie dies gemäss
Verpflichtungen S. 50 des Mas-
terplanes nicht verbindlich ver-
sprochen. Im Gegenteil, von
«Schnellverfahren» war die Re-
de. Was soll das anderes bedeu-
ten, als Gemeinde und Kanton
möglichst auszuschliessen? Der
Bahnhof Zermatt muss nicht
durch eine städtische Gross-
überbauung, lärmintensive Via-
dukte und Talsperren verbarri-
kadiert werden. 
Haben wir den Riesen Goliath
in die Knie gezwungen? Wohl
kaum. Hier geht es um zu viel
Geld. Mit dem kommerziellen
Teil des Masterplanes lassen
sich Millionen verdienen. Goli-
ath wird sich an seinen Plan
wieder erinnern, auf andern
Wegen, mit neuen Köpfen, so-
bald die Situation günstig er-
scheint. Das heisst: wachsam
bleiben.

IG Bahnhof Zermatt
Max Schaller, Zermatt

SVP für die 
Einsetzung einer PUK

Die SVP-Fraktion verlangte die
Einsetzung einer parlamentari-
schen Untersuchungskommissi-
on (PUK) im Zusammenhang
mit den Zahlungsverfahren der
Sektion Nationalstrassen. Die

Aufgabe einer PUK besteht da-
rin, die politische Verantwor-
tung aufzuzeigen. Es sollen die
politischen Verstrickungen und
Auswirkungen der Vorauszah-
lungspraxis geklärt werden. Es
geht nämlich nicht an, die Mit-
arbeiter im Baudepartement als
Sündenböcke zu opfern, wäh-
renddem die politisch Verant-
wortlichen von nichts gewusst
haben wollen. 
Der zuständige Staatsrat Rey-
Bellet hat vor dem Grossen Rat
erklärt, dass es sich bei den Vo-
rauszahlungen beim Riedberg-

tunnel um einen Einzelfall und
auf keinen Fall um eine gängi-
ge Praxis beim Bau der A9 han-
delt. Demgegenüber haben das
Finanzinspektorat und die GPK
festgestellt, dass es sich beim
Riedbergtunnel um keinen Ein-
zelfall handelt und dass Voraus-
zahlungen für nicht ausgeführte
Arbeiten auch noch auf ande-
ren Baustellen festgestellt wer-
den konnten. Auch beim Bau
beteiligte Beamte, Bauleiter,
Ingenieure und Bauunterneh-
mer (darunter zwei CVP-
Grossräte) bestätigten, dass es
sich bei den Vorauszahlungen
um eine gängige Praxis han-
delt. Es liegen auch Aussagen
vor, wonach die Praxis der Vo-
rauszahlungen auch dem De-
partementsvorsteher bekannt
war und dass in Bezug auf die
Vorauszahlungen Weisungen
von oben erteilt wurden. Die
Einsetzung einer PUK hätte

hier Klarheit schaffen können.
Durch die Ablehnung einer
PUK durch die Mehrheit des
Grossen Rats entsteht der Ein-
druck, dass man etwas zu ver-
bergen hat und dass man die
politische Verantwortung nicht
aufzeigen will.

Parlamentarische 
Interventionen

Grossrats-Suppleant Stefan
Willa bekämpfte erfolgreich ein
Postulat aus CSP-Kreisen, mit
welchem verlangt wurde, bei
der Behandlung einer parla-
mentarischen Intervention in
der Antwort des Staatsrats je-
weils die Kosten der Bearbei-
tung aufzuführen. Damit wären
die Rechte des Parlaments be-
schnitten worden. Ausserdem
hätte die Annahme dieses Pos-
tulats zusätzliche Bearbeitungs-
kosten verursacht – also ein Wi-
derspruch in sich . . .

Grossrat Franz Ruppen hinter-
legte in der September-Session
zwei Interpellationen, mit wel-
chen vom Staatsrat Auskunft in
den folgenden Bereichen ver-
langt wird:
Die erste Interpellation befasst
sich mit dem Ausbau der durch-
gehenden Doppelspur im neuen
Lötschberg-Basistunnel. Da
keine durchgehende Doppel-
spur vorhanden ist, wird dies
bei Unterhaltsarbeiten zwangs-
läufig immer wieder zu Be-
schränkungen im Betrieb mit
den entsprechenden Konse-
quenzen (Totalsperrung des
Tunnels, Umleitung der Züge
über den Berg) führen. 
Die zweite Interpellation be-
handelt die Thematik, dass das
Oberwallis in der Kantonsver-
waltung in Bezug auf die
Dienstchefs zahlenmässig stark
untervertreten ist: Obwohl der
Anteil der Oberwalliser Bevöl-
kerung im Kanton Wallis ca.
27,6 Prozent beträgt, sind nur
sieben von 47 kantonalen
Dienstchefs Oberwalliser, das
sind 14,9 Prozent. 

Für die SVP-Fraktion:
Franz Ruppen, Grossrat

A9: Keine PUK! Wer trägt nun 
die politische Verantwortung?

Rückblick der SVP-Fraktion auf die September-Session im Grossen Rat

stehen, die Luftwaffe produziere
bei Schiessübungen ab Glurin-
gen und S-chanf Blindgänger.
Das ist falsch. Richtig ist, dass
die Luftwaffe (Flab) seit Jahren
keine Geschosse mit Sprengstoff
– weder ab Gluringen noch ab
S-chanf – verschossen hat und
somit auch keine gefährlichen
Blindgänger produzieren kann. 
Das wiederum soll aber nicht

heissen, dass in Zielgebieten
von anderen Truppenübungen
keine Blindgänger entstehen
können. Wer einen solchen
Fund macht, sollte diesen nicht
berühren, markieren und Mel-
dung via Polizei (Telefonnum-
mer 117) an die Blindgänger-
zentrale erstatten.

Jürg Nussbaum, Chef 
Kommunikation Luftwaffe
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DÉVELOPPEMENT DURABLE

Charly Darbellay
président
Le Charratain succède à Gabrielle
Nanchen à la présidence de la Fon-
dation pour le développement dura-
ble des régions de montagne...31

LAST MINUTE...!!LAST MINUTE...!!PARFUMERIE
Roger Nicolas
Rue des Vergers 16

1950 Sion 

Tél. 027 322 39 68

parfum.ariane@netplus.ch 20%
NOMBREUSES IDÉES CADEAUX

TOUS LES JEUDIS
SUR TOUS VOS ACHATS
(non cumulable  avec d’autres offres)

PUBLICITÉ

Après des entretiens préliminaires en dé-
but d’été («Le Nouvelliste» du 6 juillet), le
groupe immobilier français Les Maisons de
Biarritz a présenté lundi au Conseil com-
munal et à la Fondation du Centre national
de sports de glace (CNSG) le projet hôtelier
quatre étoiles qu’il envisage de réaliser à
Champéry. 

Il prévoit la création d’une capacité hô-
telière importante (plusieurs centaines de
lits) et la réalisation d’un centre wellness.
«Nous avons vu des planches, des idées d’ar-
chitectes. Tout cela est très beau. Le projet in-
tègre complètement la fonctionnalité des in-
frastructures sportives du Palladium», se fé-
licite Henri-Pierre Galletti. «Elles seraient
même modernisées par la rénovation de la
zone humide (piscines) et étendues via le dé-
veloppement de la partie séminaire. Les
Français souhaitent en effet fonctionner
non sur deux saisons touristiques mais sur
onze mois.»

Dans un communiqué commun, les
trois parties disent avoir convenu de  don-
ner suite à ce projet qualifié de «prometteur.
Il suscite un intérêt marqué de la Municipa-
lité et de la Fondation CNSG dans la mesure
où il démontre non seulement une grande
cohérence avec les investissements déjà
consentis au Palladium, mais qu’il apporte
en sus une large plus-value et une dynami-
sation de l’offre touristique de la station du-
rant toute l’année. En outre, le concept entre
parfaitement dans le cadre du positionne-
ment sport-chic, charme et authenticité dé-
fini par les autorités.»

Reste, au cours du prochain trimestre, à
voir ce que chacun des fiancés est prêt à
mettre dans la corbeille des noces. «La dé-
claration d’amour est faite, mais le mariage
pas encore réalisé. Nous entrons en phase de
négociations. La volonté est là et le travail
effectué important, mais il reste des réalités
économiques, techniques et juridiques à
aplanir. L’objectif est d’aller vite: nous ne
voulons pas nous essouffler», poursuit le di-
recteur du Palladium, sans avancer de ca-
lendrier. 

Des contacts préliminaires ont été pris
avec les autorités cantonales et fédérales,
parties prenantes des infrastructures du
Palladium. «Tant du côté de l’Etat du Valais
que de l’Office fédéral du sport, nous avons
obtenu un préavis favorable quant au déve-
loppement du projet», conclut M. Galletti.
C/LMT

CONVERGENCE DE VUES ENTRE
CHAMPÉRY ET LES MAISONS DE
BIARRITZ

Un projet hôtelier
quatre étoiles
«prometteur»

Les Maisons de Biarritz planchent sur un
complexe hôtelier et le développement d’acti-
vité de wellness, à proximité immédiate du
Centre national de sports de glace.
LE NOUVELLISTE

VINCENT FRAGNIÈRE

Samedi, en assemblée, la FMEF
réclamait, pour la dernière fois,
un changement de cap dans le
dossier de l’assainissement des
deux caisses de pension étati-
ques par rapport aux décisions
prises par le Parlement en 1ère
lecture au printemps dernier. 

Malheureusement pour
elle, la commission chargée de
la 2ème lecture et présidée par
le député Louis Ursprung a
confirmé, dans son rapport
rendu public hier en fin
d’après-midi, un nombre im-
portant de choix politiques dé-
cidés en mai : volonté d’attein-
dre un degré de couverture de
80% pour les deux caisses, pas-
sage de l’âge de la retraite à 62
ans pour tous sauf pour la po-
lice à 60 ans, suppression à
moyen terme de la garantie de
l’Etat, diminution de 1,5% de la
cotisation versée par l’Etat en
contrepartie de la recapitalisa-
tion importante, gel des rentes
pendant cinq ans ou encore fu-
sion des caisses. « Nous avons,
par exemple, refuser de revoir à
la hausse l’âge de la retraite des
fonctionnaires ordinaires en
raison des efforts déjà consentis
par ceux-ci entre 1995 et 2000 et
de l’appréciation du principe de
la symétrie des sacrifices », ex-
plique Louis Ursrpung.

Divergence avec le Gou-
vernement
Par contre, la commission a en-
fin chiffré le coût des mesures
transitoires qu’elle prévoit sur
un délai de trois ans et non pas
de cinq comme le désire le gou-
vernement. « Celles-ci revien-
nent à 18 millions de francs. Si
on les étale sur cinq ans, il serait
alors impossible d’atteindre le
degré de couverture de 80%
pour 2009 sans compter la diffi-
culté concrète d’appliquer des
mesures transitoires sur cinq
ans. » Ces 18 millions, ajoutés
au 37 millions de recapitalisa-
tion complémentaire proposée
par la commission (voir ci-
contre), permettent de chiffrer
à 605 millions et non pas 550 le
participation de l’Etat au dé-
couvert technique des deux
caisses.

Enfin, si, contrairement à la
position de la FMEF, la com-

mission est favorable, comme
le Parlement en mai et le gou-
vernement, au passage de la
primauté des prestations à celle
des cotisations, elle fixe simple-
ment un délai plus important
–1er janvier 2012- pour sa mise
en application «qui doit obliga-
toirement passer par une nou-
velle loi..»

Le rapport de la commis-
sion répond également aux dif-
férentes exigences ou proposi-
tions de la FMEF ou de ses asso-
ciations membres. «La plupart
d’entre elles ne concernent pas
les compétences d’un parle-
ment, mais les négociations au
niveau du contrat de travail  en-
tre les départements concernés
et les fonctionnaires.» 

Acceptées à 11 contre 2 en
commission, ces propositions
devraient selon tout logique
passer la rampe du Parlement à
la mi-octobre. Restera alors à
savoir si le FMEF, comme an-
noncé à plusieurs reprises déjà,
fera réellement recours contre
cette nouvelle loi au tribunal fé-
déral.

Caisses de pension:
de 550 à 605 millions!
ASSAINISSEMENT�Trois jours après leur assemblée, les fonctionnaires sa-
vent désormais à quelle sauce ils seront mangés en octobre au Parlement. En
2e lecture, la commission « Ursprung » a rendu son verdict.

Président de la FMEF, Pierre-André D’Andrès
s’étonne tout d’abord de la date de diffusion
du rapport de la commission «Ursprung».
«La semaine passée, il fallait laisser travailler
la commission dans le calme. Et, comme par
hasard, le rapport devient public trois jours
après notre assemblée générale. Comme
nous les connaissons toujours mieux, nous
avons prévu ce scénario et déjà convoqué
une assemblée extraordinaire à huis clos
pour le 18 octobre.» Averti hier soir de la dif-
fusion du rapport, Pierre-André D’Andrès a
passé une heure à le lire avant de nous livrer

cette première réaction. «A première vue, je
n’ai pas remarqué de grands changements
par rapport au vote en 1re lecture. Par
contre, le rapport contient suffisamment de
substance, notamment au niveau des mesu-
res transitoires pour qu’on l’analyse plus en
détail avec l’aide de notre actuaire. De plus,
nous ne prendrons une position officielle
qu’après un débat au sein de notre comité.
On nous a fait attendre des années. Vous
pouvez bien en faire de même quelques jours
de plus…»

LES GRANDS CHANGEMENTS 
�Elle augmente le montant de re-
capitalisation des deux caisses
fixées à 550 millions par le Grand
Conseil en 1re lecture. Au total, elle
propose 605 millions en tenant
compte du coût des mesures tran-
sitoires – 18 millions – et d’une re-
capitalisation complémentaire de
37 millions. «Celle-ci s’explique
par le caractère risqué de la solu-
tion retenue en 1re lecture, car la
performance très élevée dégagée
par les deux caisses en 2005 n’est
plus prise en compte pour la dé-
termination du rendement moyen
de 5% attendu jusqu’à fin 2009»,
explique Louis Ursprung.

�La commission maintient l’obli-
gation du passage du système de
la primauté des prestations à celui
de la primauté de cotisations. Tou-
tefois, il donne non pas un délai de
trois ans, mais de six pour le faire.
«Compte tenu de l’important tra-
vail que nécessite un tel chantier,
le nouveau délai accordé paraît

plus réaliste. Par contre, notre
proposition est plus contraignante
pour l’Etat, car elle n’autorise au-
cun report.»

�En fixant un délai de trois ans
pour les mesures transitoires chif-
frées pour la première fois à 18
millions de francs, la commission
a maintenu la décision du Grand
Conseil au détriment de la volonté
du Conseil d’Etat de mettre ce dé-
lai à cinq ans. «Concrètement, les
assurés qui prendront leur retraite
en 2007, 2008 ou 2009 seront
mis au bénéfice du régime transi-
toire», clarifie Louis Ursprung. Par
rapport à la solution du Conseil
d’Etat, l’économie pour les caisses
est de 9 millions de francs.

�A l’unanimité, la commission ne
veut en aucun cas octroyer une
délégation des compétences en
faveur du gouvernement en vue de
la réalisation de la fusion des deux
caisses. «L’importance d’un tel
dossier rend difficilement conce-
vable la constitution d’une telle
entité par voie de délégation.»

Lors de la session d'octobre, le Parlement définira de manière définitive les mesures d'assainissement des deux caisses de pension
étatiques. A moins que le FMEF ne fasse recours au tribunal fédéral... SACHA BITTEL

FMEF

«Comme par hasard…»
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Des vendanges
payées en une fois
La maison Gilliard va payer ses
fournisseurs en une seule fois avant
la fin de l’année. Une pratique pas
courante...23

CAISSES DE PENSION

La FMEF
toujours fâchée

Lundi dernier, le président de la
FMEF Pierre-André D’Andrès
avait refusé de commenter à
chaud le rapport de la
deuxième commission parle-
mentaire au sujet de l’assainis-
sement des deux caisses de
pension étatiques. Hier, dans
un communiqué de presse, la
FMEF a qualifié le travail de
cette commission présidée par
le député haut-valaisan Louis
Ursprung «d’un tour pour rien».

«Les mêmes pinceaux»
Pour la FMEF, les change-

ments entre le travail de la pre-
mière et de la deuxième com-
mission sont quasi inexistants.
«La deuxième commission doit
aimer les copies. Elle a repris les
mêmes pinceaux et la même
couleur pour dessiner le second
rapport.» Et la FMEF d’énumé-
rer tous ses souhaits non exau-
cés. «Nous souhaitions le main-
tien de la primauté des presta-
tions. La commission confirme
celle des cotisations. Nous de-
mandions des dispositions tran-
sitoires étalées sur dix ans, la
commission les maintient sur
trois. Quant aux mesures d’ac-
compagnement, cruciales pour
les enseignants et nombre de
fonctionnaires, elle se contente
mollement de renvoyer la balle
au Conseil d’Etat.» Mais les cri-
tiques de la FMEF ne s’arrêtent
pas là, puisque la deuxième
commission a osé proposer
comme objectif à terme l’aban-
don de toute garantie étatique.
«Nous ne sommes guère surpris
par le contenu de ce rapport.
Tout indiquait que le dossier en
arriverait à ce qui ressemble à
une impasse.»

Quatre moyens de lutte 
La fédération attend la déci-

sion définitive du Parlement
lors de sa session d’octobre
avant de prendre des disposi-
tions concrètes lors de son as-
semblée extraordinaire fixée au
18 octobre. «Les moyens de lutte
envisagés sont très clairs: réfé-
rendum, action en responsabi-
lité civile contre l’Etat du Valais,
recours contre la loi au Tribunal
fédéral et, en dernier lieu, re-
cours administratifs indivi-
duels.» Le discours n’est pas
nouveau. Mais le conflit ouvert
se précise de plus en plus... VF

PUBLICITÉ

Pierre-André D’Andrès: «Tout in-
diquait que le dossier arriverait à
ce qui ressemble à une impasse.»
HOFMANN

PASCAL CLAIVAZ

C’est la deuxième du genre en Valais et la
75e en Suisse: la ferme Max Stalder à Viège
est devenue une petite centrale électrique
de gaz bio du pays. En Valais, il y a la ferme
Eugster de Loèche-les-Bains qui a fait œu-
vre de pionnier. Mais attention, avec la
ferme Stalder, on entre dans les grandes di-
mensions: actuellement, elle produit déjà
700 000 kWh par an, de quoi alimenter 130
familles ou un petit village comme Bran-
son (Fully). 

Et ce n’est pas fini, Max Stalder compte
investir sur deux nouveaux moteurs en
plus de celui qu’il possède déjà et pousser
la production électrique de sa ferme
jusqu’à 2 millions de kWh.

Le projet atteint déjà une grosse di-
mension, tout comme l’exploitation agri-
cole à l’orée de Viège qui regroupe déjà
deux habitations de fermes avec leurs écu-
ries et dépendances ainsi que la ferme
Bregy à Tourtemagne, elle aussi dotée de
deux habitations avec écuries et dépen-
dances.

Viège devait servir d’exemple dans le
secteur, c’est la raison pour laquelle la
presse est venue nombreuse à la journée
de présentation d’hier. Nous y avons aussi
croisé des autorités: le conseiller d’Etat
chef de l’énergie Thomas Burgener, le
conseiller national Jean-René Germanier
et président de la Chambre valaisanne
d’agriculture, le président de Viège René
Imoberdorf, Christian Waffenschmidt de
Coop Naturaplan et du programme Biogas
50 ainsi que le chef de programme de l’Of-
fice fédéral de l’énergie Lukas Gutzwiller.

Une ferme devenue
centrale électrique
DIVERSIFICATION� L’exploitation Stalder-Bregy à Viège et Tourtemagne 
produit 700000 kWh par an, avec du biogaz agricole.

Les deux grands réacteurs biogaz de la ferme Max Stalder: 700 000 kWh par an, dans un premier temps. LE NOUVELLISTE

Max Stalder, le paysan «électrique» de Viège, présente sa centrale.
LE NOUVELLISTE

Et voilà le moteur capable de transformer le biogaz en électricité. Deux autres semblables sont
planifiés. LE NOUVELLISTE

Le compost en fermenta-
tion de la ferme Stalder
vient du purin et du fumier
de sa centaine de bovidés,
mélangés avec des déchets
de restauration, des huiles
alimentaires, de l’herbe, du
petit-lait, des restes de mi-
noterie.

Les sources d’approvision-
nement sont essentielle-
ment les hôtels de Saas-

Fee (surtout pour l’hiver) et
les ménages de Viège (sur-
tout pour l’été, le prin-
temps et l’automne). Il y a
également des temps
morts, comme l’automne.
C’est pourquoi Max Stalder
lorgne du côté de la viticul-
ture valaisanne, voire du
côté des producteurs de
fruits et légumes.

De son côté, l’Office fédéral

de l’énergie se soucie de
répartir au mieux les «fer-
mes électriques», en fonc-
tion de la matière première
à disposition. Car son pro-
gramme est ambitieux.

Actuellement, les installa-
tions de gaz bio produisent
moins de 20 millions de
kWh annuels. En 2030, el-
les devraient dépasser les 
4 milliards de kWh annuels.

Le purin comme le pétrole



Vom «Gmeiwärch» bis zum 
Weltcuprennen

Themenabende zum Alpenstadt-Jahr 2008 brachten eine Fülle von Ideen und Anregungen
B r i g - G l i s. – Den Bürge-
rinnen und Bürgern von
Brig-Glis mangelt es nicht
an Vorschlägen, wie und wo
die Alpenstadt des Jahres
2008 Akzente setzen könnte. 
Dies zeigten die drei Themen-
abende von Ende August/An-
fang September, an denen sich
jeweils 60 bis 80 Teilnehmer
engagiert mit der Alpenstadt-
Idee auseinandergesetzt haben. 
Schliesslich verpflichtet das La-
bel zum Einbezug der Bevölke-
rung ebenso wie zur Realisie-
rung von mindestens zwei Pro-
jekten (möglichst mit dauerhaf-
ter Wirkung) und drei Veran-
staltungen mit internationalem
Charakter. 

Erste Projektideen
liegen vor 

Die an den Themenabenden
vorgebrachten Ideen und Anre-
gungen wurden systematisch
gesammelt. «Wir verfügen in-
zwischen über eine Auslegeord-
nung», hält Stadtpräsidentin
Viola Amherd dazu fest. Man
habe versucht, «aus den vielfäl-
tigen und sehr wertvollen Im-
pulsen provisorische Projekt-
ideen zu entwerfen» und diese
nach ihren Chancen auf eine
Realisierung zu ordnen. 
Zu diesen Projektideen gehört
beispielsweise die Wiederbele-
bung des «Gmeiwärchs» in
Form eines alljährlichen Einsat-
zes, der auch auf Nachbarge-
meinden ausgeweitet werden
könnte. Das Alpenstadt-Jahr
soll ja nach Darstellung der Prä-
sidentin «der gesamten Region
etwas bringen». In diesem Sinn

sei man auch bestrebt, das
UNESCO-Welterbe Jungfrau-
Aletsch-Bietschhorn und die
Naturparks Pfyn-Finges und
Binntal in irgendeiner Form in
das Programm zu integrieren. 
Kulturell könnte sich Brig-Glis
etwa mit einem Alpenstadt-
Festival profilieren. Dazu wur-
den unter anderem ein nationa-
les Gospelchor-Treffen und ein
Treffen von Kinderchören aus
der Alpenregion vorgeschlagen.
Eine weitere, zunächst eben-
falls noch provisorische Pro-
jektidee besteht darin, mit der
Umsetzung eines nachhaltigen

Projekts der internationalen
Walservereinigung das Thema
«Emigration – gestern und heu-
te» zu beleuchten. 

NEAT als «Glücksfall»
Die Inbetriebnahme des
Lötschberg-Basistunnels im
Jahr 2007 inspirierte nicht nur
die Teilnehmer der Themen-
abende zu verschiedenen Anre-
gungen, sondern stellt auch für
Viola Amherd einen «Glücks-
fall» dar. So könnten nach dem
Motto «Mit der NEAT in die
Alpenstadt» in Zusammenar-
beit mit Brig Belalp Tourismus

konkrete Angebote geschaffen
werden.  
Aus sportlicher Sicht wurde im
Zusammenhang mit der nationa-
len Ski-Akademie unter ande-
rem zur Durchführung von FIS-
Europacup- oder sogar Weltcup-
rennen angeregt. Anderen Inter-
essierten schwebt ein gross-
zügiges Sport- und Naherho-
lungszentrum im Grund vor, wo-
bei das Thermalwasser von Bri-
gerbad genutzt werden könnte.
Absolut visionär ist die gleich-
zeitig vorgeschlagene Verbin-
dung nach Brigerbad mit einer
futuristischen Schnellbahn.

Rückmeldungen
erwünscht

Die Auswertung der Ergebnisse
der drei Themenabende ist den
Teilnehmern am Freitag per
Post oder E-Mail zugestellt
worden. Diese werden gleich-
zeitig ersucht, Ergänzungen an-
zubringen, bevorzugte Projekte
zu bezeichnen und sich allen-
falls für die Mitwirkung in einer
Arbeitsgruppe anzumelden. 
Bis kommenden November soll
der Gemeinderat informiert
werden, der dann über die Bil-
dung der Arbeitsgruppen und
das Logo des Alpenstadt-Jahres
entscheiden wird. Um Bevölke-
rung und Gäste frühzeitig auf
das Alpenstadt-Jahr hinzuwei-
sen, wird das Logo ab Anfang
2007 zum Einsatz kommen, wie
Viola Amherd anmerkt. Auch
regelmässige Informationen im
kommunalen Mitteilungsblatt
seien vorgesehen. 
In der Folge werden die Ar-
beitsgruppen einer Steuerungs-
gruppe unter dem Vorsitz der
Stadtpräsidentin konkrete Vor-
schläge unterbreiten. Nachdem
die Finanzierung gesichert ist,
werden die Projekte verfeinert
und anlässlich eines Impulsse-
minars im Juni 2007 der Inte-
ressengemeinschaft Alpenstäd-
te vorgestellt. Danach folgt die
Detailplanung und die Umset-
zung der Projekte bis Ende
2008. Angesichts der Ideenviel-
falt will Viola Amherd aber
nicht ausschliessen, dass einzel-
ne Vorschläge – ganz im Sinn
der Nachhaltigkeit – erst später
verwirklicht werden. fm

S i d e r s. – Der Siderser Ad-
vokat, ehemalige Gemein-
depräsident und Staatsrat
Serge Sierro wird am kom-
menden Dienstag im
Schloss Mercier zum Rit-
ter geschlagen. Der franzö-
sische Botschafter in Bern
wird ihm die Insignien und
Urkunden eines Chevalier
de l’Ordre des Arts et des
Lettres überreichen.
Die Ehrung besteht seit dem
Jahre 1957 und wird vom Kul-
turminister Frankreichs verge-
ben und zwar an Personen, die
sich verdient gemacht haben
durch ihre hervorragenden
Leistungen in der Kunst und in
der Literatur oder durch ihren
Beitrag zur Förderung und zur
Ausstrahlung derselben in
Frankreich und in der Welt.
Serge Sierro gab sich bei der
Bekanntgabe seiner Ehrung po-
sitiv überrascht aber selbstver-

ständlich auch geehrt, in die il-
lustre Reihe früherer von
Frankreich geehrter Ritter aus
dem Wallis wie Schriftsteller

Maurice Chappaz und Kultur-
veranstalter Léonard Gianadda
aufgenommen zu werden. 
Als Ort der Übergabezeremonie
mit Botschafter Didier Roisin
aus Bern wurde das Schloss
Mercier gewählt, das unter an-
derem auch dank Serge Sierro
eine internationale Aura in der
Frankophonie erhielt. Dem Ge-
ehrten ist die Einrichtung der
sogenannten «Entretiens au
Château de Mercier» mit fran-
zösischsprachigen Ausländern
im Lande zu verdanken. 
Doch alle Auftritte des Sider-
sers waren stets von soliden
sprachlichen und kulturellen
Hinweisen gespickt. Seine Ver-
mittlertätigkeit an der Spitze ei-
ner interjurassischen Kommis-
sion, seine Dienste für die Stif-
tung des Schlosses Villa, sein
Engagement für das kantonale
Musikkonservatorium und auch
der Einsatz für die Forschung
am Ophtalmologischen Institut
IRO in Sitten begleiten heute,
nach dem Rückzug aus der Po-
litik, den Alltag von alt Staats-
rat Serge Sierro.

Die zweite parlamentarische
Kommission hat ihren Bericht
über die Sanierung der öffentli-
chen Pensionskassen abgelie-
fert. Er geht auf keine einzige
Forderung des ZMLB ein. Er
lässt, was die Sache zusätzlich
verschlimmert, noch grössere
Zweifel über die Begleitmass-
nahmen offen.
Die zweite Kommission muss
Freude an Kopien haben. Sie
bediente sich der gleichen Pin-
sel und der gleichen Farben, um
den zweiten Bericht betreffend
die Sanierung der Pensionskas-
sen auszumalen. Der ZMLB
wünschte die Beibehaltung des
Leistungsprimats. Die Kom-
mission bestätigt das Beitrags-
primat. Der Zentralverband for-
derte auf zehn Jahre verteilte
substanzielle Übergangsbestim-
mungen, um die Auswirkungen
der Erhöhung des Pensionie-

rungsalters abzudämpfen. Die
Kommission bleibt bei den drei
Jahren. Die für das Lehrperso-
nal und zahlreiche Beamte ent-
scheidenden Begleitmassnah-
men fegt sie mit einer lässigen
Handbewegung vom Tisch. Sie
begnügt sich halbherzig damit,
den Ball an den Staatsrat
zurückzuspielen.
Ergebnis: Der ZMLB hat noch
immer keine Gewähr dafür,
dass diese Begleitmassnahmen
eines Tages auch wirklich um-
gesetzt werden. Um sie geneh-
migen zu lassen, wird der Re-
gierung keine andere Wahl
übrig bleiben, als damit erneut
vors Parlament zu treten. Dieses
wird sich, wie dies heute so üb-
lich ist, über die damit verbun-
denen Ausgaben empören. Es
wird sie anfechten. Oder viel-
leicht ablehnen.
Was noch schlimmer ist: Die

zweite Kommission macht kei-
nen Hehl aus ihrer Absicht: Sie
schlägt als mittelfristiges Ziel
die Abschaffung jeglicher staat-
licher Garantie vor. 
Der ZMLB ist vom Inhalt die-
ses Berichts nicht sehr über-
rascht. Alles sprach dafür, dass
das Dossier sich immer mehr
in Richtung einer Sackgasse
bewegen würde. Der Zentral-
verband wartet jetzt den Ent-
scheid des Parlaments ab. Kon-
krete Beschlüsse wird er anläs-
slich seiner ausserordentlichen
Delegiertenversammlung vom
kommenden 18. Oktober fas-
sen. 
Hier zur Erinnerung die ins Au-
ge gefassten Kampfmittel: Re-
ferendum, Geltendmachung der
Verantwortlichkeit des Staates
Wallis (Verantwortlichkeitskla-
ge), Beschwerde gegen dieses
Gesetz beim Bundesgericht und
zuletzt individuelle Verwal-
tungsbeschwerden.

Zentralverband
der Magistraten, Lehrer-
schaft und Beamten
des Staates Wallis (ZMLB)
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Zusammenarbeit mit Osteuropa

  Bewährte BilateraleJAJA
Die Zusammenarbeit mit den neuen EU-Ländern sichert uns
Exportmärkte und festigt den bilateralen Weg der Schweiz.

Arbeitsplätze aufs Spiel setzen?

Auch die Gegner befürworten den Schweizer 

Beitrag. Trotzdem riskieren sie grossen 

und teuren Ärger mit der EU – mit unserem 

wichtigsten Handelspartner.

Eine Runde für nichts!
Bericht der zweiten parlamentarischen Kommission

zur Sanierung der staatlichen Pensionskassen

Sierro als Ehrenritter
Walliser alt Staatsrat wird von Frankreich geehrt

Serge Sierro (bei seinem Ab-
schied aus dem Regierungsamt
im Jahre 2001): Von Frankreich
geehrt. Foto wb

Was plant Sondrio?

(wb) Sondrio ist Alpenstadt
des Jahres 2007. Der
Hauptort der gleichnamigen
Provinz in der Lombardei
hat am 25. November 2005
von der Mitgliederver-
sammlung der Inte-
ressengemeinschaft Alpen-
stadt des Jahres den Zu-
schlag erhalten. Gleichzei-
tig bekam Brig-Glis diese
Auszeichnung für 2008 zu-
gesprochen. Im Rahmen ei-
nes Impuls-Workshops am
vergangenen 11. August hat
der grösste Ort des Veltlin
bereits seine Pläne für 2007
präsentiert. Einen Schwer-
punkt will Sondrio beim
Kulinarischen setzen: Ge-
plant sind eine internationa-
le Käsemesse sowie drei
Veranstaltungen zum The-
ma Wein, nämlich das
Weinfest «Calici di Stelle»,
eine Tagung zum Thema
Alpen-Weine mit Degusta-
tion und die Jahrestagung
der italienischen «Wein-
Städte». Auch kulturelle
Anlässe stehen auf dem
Programm. Vorgesehen ist
eine Ausstellung mit
Gemälden von Giovanni
Segantini, eine Tagung über
Schriftsteller aus den Al-
pen, und auch das Sondrio-
Filmfestival wird dem The-
ma Alpen gewidmet sein.
Ferner sollen in Sondrio ein
Radrennen und die Segel-
flug-Weltmeisterschaft aus-
getragen werden.

Die Bürgerinnen und Bürger von Brig-Glis sind offensichtlich gewillt, das Alpenstadt-Jahr 2008 aktiv
mitzugestalten. Foto wb
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Témoigner pour
tourner la page
A travers son livre, Carole Fasulo
raconte son histoire, celle d’une
femme qui s’en est sortie..........23

Hier, au lever du jour, il a été
constaté que des vandales
avaient retiré 26 grilles d'égouts
sur la route cantonale, entre Les
Ilettes et le pont du Rhône. Ils
ont également dévissé une
borne lumineuse.

De plus, les auteurs ont li-
béré une quinzaine de vaches
et quatre chevaux qui se trou-
vaient dans un enclos situé à
proximité des voies CFF. Les
animaux ont été stoppés alors
qu'ils se trouvaient sur la
chaussée.

Ces vandales ont également
commis d'autres dommages

dans des champs, notamment
en renversant des caisses en
bois. Les lieux ont été immédia-
tement sécurisés et la situation
rétablie.

Ces comportements ont
créé un grave danger pour les
usagers de la route et les ani-
maux précités. Une enquête a
été ouverte par l'Office d'ins-
truction du Bas-Valais. 

Appel à témoins. Les éventuels
témoins de ces infractions sont
priés de s'annoncer auprès de
la Police cantonale au tél.
027 326 56 56.  C

MONTHEY

Des vandales 
en action

CHARLY-G. ARBELLAY

Chaque année, les services par-
lementaires de la Suisse ro-
mande, de Berne et du Tessin se
réunissent dans un canton. Sa-
medi, la 43e réunion s’est tenue
à Sion. Les participants ont dé-
libéré de la péréquation finan-
cière dans la salle du Grand
Conseil. Ils ont été accueillis
par le président Albert Bétrisey
et salué par Jean-Michel Cina,
conseiller d’Etat. La partie ré-
créative s’est déroulée au do-
maine du Grand Brûlé à Ley-
tron. Chaque délégation a ven-
dangé les raisins qui serviront à
produire le «Cru du Grand
Conseil». 

Albert Bétrisey, à quoi servent
ces rencontres?
Il s’agit avant tout d’échanges
d’expériences pratiques entre
les Bureaux des Grands
Conseils de la Suisse romande,
de Berne et du Tessin. A titre
d’exemple, l’instauration du
vote électronique des députés,
la traduction simultanée ou en-
core la retransmission des dé-
bats à la télévision sont des cas
concrets d’expérience. Un can-
ton bilingue, tel que Fribourg,
n’a pas encore introduit cette
traduction.

J’apprécie l’avant-gardisme
du Parlement valaisan. C’est
rassurant! Car dans bien des
domaines les Parlements per-
dent de leur importance et les
problèmes se règlent par des
concordats.

Quelles sont les plus grandes
différences entre les divers
Parlements?
Au niveau des bureaux, cela
fonctionne de la même ma-

nière. Dans chaque canton, il y
a des spécificités quant au
rythme des sessions ou des thè-
mes débattus. Le Valais connaît
le député suppléant par exem-
ple! 

On peut aussi se poser la
question de la présidence du
Grand Conseil qui est limitée à
une année. Pourquoi ce délai si
court? Le président a-t-il le
temps de cerner tous les pro-
blèmes? Devrait-il rester au
perchoir plus longtemps?

Quel regard portez-vous sur la
péréquation financière?
La mise en œuvre de la péré-
quation financière et de la ré-
partition des tâches entre la
Confédération et les cantons
est d’une grande actualité. Cha-
que canton sera touché. En Va-
lais, un comité de pilotage a été
instauré. Le Grand Conseil y a
un représentant.

Vous êtes à mi-parcours de votre
année présidentielle, quel pre-
mier bilan tirez-vous?
C’est une expérience excep-
tionnelle et j’en suis très heu-
reux! Je m’étais préparé. Cela se
passe plutôt bien. A ce jour, j’ai
pris part à 110 représentations.
Etant bilingue, je n’ai aucune
peine à visiter le Haut-Valais.
J’ai remarqué que les gens du
Haut sont très accueillants, très
chaleureux et beaucoup plus
respectueux. 

Pour la prochaine session
du Grand Conseil, j’ai proposé
qu’elle soit exempte de traduc-
tion simultanée durant un
après-midi afin que chacun es-
saie de comprendre l’autre. Des
étudiants en bilinguisme parti-
ciperont à l’expérience.

BUREAUX DES GRANDS CONSEILS 

«Le Valais 
est avant-gardiste!»

CHRISTINE SCHMIDT

Le sujet du dernier débat-forum pro-
posé par la commune et la Société de
développement de Mase tombait à pic
en cette période de chasse. 

Intitulée «Les cerfs, amis ou enne-
mis?», cette rencontre, tenue vendredi
soir, a permis aux habitants du petit vil-
lage hérensard d’exprimer haut et fort
leur colère. 

Service de la chasse absent
Habitués à la proximité des habita-

tions, des troupeaux entiers de cerfs
s’en prennent aux jardins potagers,
vergers, haies et autres arbustes ou
fleurs d’ornement, au plus grand dam
de leurs propriétaires. «Cette situation
ne peut plus durer», s’est insurgé Guy
Follonier, un des habitants, en s’inter-
rogeant encore: «Mais que fait le Service
de la chasse pour y remédier?» Aucun
représentant du service cantonal
n’était malheureusement présent lors
de cette soirée pour apporter une ré-
ponse. 

Ouverture trop tardive 
aux chasseurs

Seuls quelques chasseurs, dont
Jean-François Biollaz, domicilié sur la
commune de Mase, ont tenté d’expli-
quer ce phénomène et d’y trouver une
parade. «Avec la disparition des exploi-
tations agricoles, les cerfs ont trouvé à
Mase un lieu d’immigration idéal,
abondamment fourni en buissons et ar-
bustes sauvages pour se nourrir. La si-
tuation géographique, le climat et l’en-
soleillement du village sont en outre
d’autres facteurs qui font que les cervi-
dés immigrent en grand nombre dans la
région. Ils proviennent de plusieurs ho-
rizons, du vallon de Réchy et du haut du
val d’Hérens notamment.»

50 cerfs abattus
Mais les chasseurs expliqueront

aussi cette affluence de cerfs par le fait

que «l’ouverture des districts francs aux
chasseurs s’est faite trop tardivement,
causant ainsi une prolifération exces-
sive de l’espèce», comme l’a relevé le
président de l’Amicale des chasseurs
de la rive droite de la Borgne, Freddy
Zermatten.

Les faits sont connus. Les constats
également. Et les cinquante cerfs abat-
tus hors période de chasse depuis l’hi-
ver dernier n’y ont rien changé. 

Reste donc aujourd’hui à trouver
une alternative plus efficace pour évi-
ter que les jardins des habitants de
Mase ne soient constamment la proie
de l’appétit des cerfs. «Tout comme les
représentants du service des forêts, qui
ont constaté d’importants dégâts causés
dans les bois par les cerfs, nous avons,
nous aussi, tenté de faire pression sur
l’Etat pour que cette situation soit au-
jourd’hui mieux gérée. Mais en vain,
personne ne nous a écouté...», a encore
déploré Jean-François Biollaz.

Plus de permissions 
étatiques?

L’alternative d’installer des grillages
et des clôtures électrifiées pour proté-

ger les jardins a déjà été testée par de
nombreux habitants de Mase. Ce sys-
tème pose toutefois problème, car au-
cune réglementation n’existe à ce sujet,
que ce soit au niveau communal ou
cantonal. «Une des solutions serait de
permettre aux chasseurs de tirer plus de
cerfs», admet Jean-François Biollaz, qui
a en outre conseillé aux habitants de
procéder à une déclaration officielle et
groupée des dégâts répertoriés dans
leur jardin dans l’espoir d’obtenir des
dédommagements. «Cela pourrait être
une autre solution, même si celle-ci de-
meure peu réalisable, le Service de la
chasse étant appelé à s’autogérer finan-
cièrement», nuancent encore les chas-
seurs. 

En attendant que la solution idoine
soit enfin trouvée, les habitants de
Mase devront prendre leur mal en pa-
tience et faire appel au système D pour
protéger leur lopin de terre. «Peut-être
qu’il ne faut pas voir que les inconvé-
nients et, à défaut d’autre chose, mieux
exploiter l’image du cerf sur le plan tou-
ristique», a finalement souri Jean-Fran-
çois Biollaz. Malheureusement, l’hu-
mour ne résout pas tout.

Cervidés 
dans le viseur
DÉBAT-FORUM� Las de voir de nombreux cerfs s’en prendre
à leurs jardins et vergers, les habitants de Mase ne savent plus
à quel saint se vouer pour remédier à cet état de fait.

«L’une des solutions serait 
de permettre aux chasseurs
d’en tirer plus que prévu.»
JEAN-FRANÇOIS BIOLLAZ
CHASSEUR ET HABITANT DE MASE

«Qu’attend le service 
de la chasse pour laisser 
les chasseurs accomplir leur
mission de régulateurs?»
GUY FOLLONIER, HABITANT DE MASE
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Il ne fait pas bon être cerf à Mase ces temps-ci. LDD

Albert Bétrisey et Walter Moser, représentant de la conférence des
gouvernements cantonaux. LE NOUVELLISTE



 

 
 

«Les fonctionnaires le cul dans le miel, c’était peut-être vrai il y a 
trente ans…» 
Valais. A la tête du syndicat des employés de l’Etat du Valais, Michel Perruchoud a choisi 
de casser une longue tradition de conciliation et d’entamer un bras de fer musclé sur la 
réforme des caisses de retraite. Portrait d’un nouvel ennemi public 

 

 

Laurent Nicolet 

Sur le papier, Michel Perruchoud, 48 ans, est un Valaisan exemplaire. Un de ces 
Valaisans de formation supérieure qui reviennent mettre leurs compétences au service de 
la patrie après s’être fait les dents hors canton. Exactement comme les aime le Conseil 
d’Etat. Pour ne rien gâter, ce Martignerain, père de six enfants, s’affirme «catho 
pratiquant et exerçant des responsabilités dans sa paroisse». 

Mais voilà, son retour a vite tourné au cauchemar pour le gouvernement. En 2004, après 
huit ans comme chef de service au Département genevois des travaux publics, il 
débarque avec sa collection de diplômes en politique et assurances sociales et un master 
en administration publique, et est nommé secrétaire de la Fédération des magistrats, 
enseignants et fonctionnaires (FMEF). Une organisation qui s’était distinguée jusqu’ici par 
un sens aigu de la conciliation et une douce proximité avec le pouvoir. 

Or, dès le premier gros dossier qui s’est présenté, la réforme des caisses de pension, 
pilotée par le conseiller d’Etat Jean-René Fournier, Michel Perruchoud a fait de la 
résistance musclée. Une réforme qui prévoit le passage de la primauté des prestations à 
la primauté des cotisations, une recapitalisation d’environ 600 millions pour relever le 
taux de couverture à 80%, un relèvement de 2 ans de l’âge de la retraite pour les 
enseignants et les policiers et une diminution de 1,5% de la participation de l’Etat aux 
cotisations. 

D’emblée, le secrétaire de la FMEF dénonce un diktat du Conseil d’Etat, fustige le 
suivisme du parlement, et menace, après l’aval du projet en première lecture, de 
déclencher un déluge de feu, allant du référendum au recours devant le TF en passant 
par une action en dommages et intérêts contre le gouvernement ou encore une 



avalanche de recours de particuliers destinés à engorger la justice et bloquer le 
processus de réformes. Son débat avec le secrétaire de l’Union des indépendants (UDI), 
Jean-Yves Gabbud, sur la chaîne locale Canal 9, se termine en pugilat. Dans la foulée 
Michel Perruchoud dépose une plainte pénale contre le journal radical Le Confédéré qui 
l’avait accusé d’instaurer à la FMEF «un régime de Vichy». 

Dernière attaque en date, qui le consacre nouvel ennemi public, celle du patron des 
caisses de pension des hôpitaux, Christian Zufferey, qualifiant la stratégie de Michel 
Perruchoud de «démagogique et irresponsable». 

Malgré ces faits d’armes, le bouillant secrétaire affirme que la radicalisation de la FMEF 
n’est pas imputable à sa personnalité: «La FMEF fait enfin son travail, à savoir la défense 
de ses 7500 membres.» A la veille du débat en deuxième lecture, qui devrait se 
transformer à nouveau en plébiscite pour le projet du gouvernement, Michel Perruchoud 
ajoute une menace à sa panoplie: «La Suisse a ratifié des conventions internationales qui 
stipulent l’obligation de négociations entre employés et employeurs. Or Jean-René 
Fournier et le Conseil d’Etat l’ont dit et écrit à plusieurs reprises: pas de négociations. 
Nous pourrions donc aller devant une cour internationale.» Comme preuve de cette 
absence de dialogue, Michel Perruchoud cite le dogme de la primauté des cotisations par 
rapport aux prestations: «Nous avions proposé un système mixte comme à Fribourg mais 
ce point n’a jamais été discuté.» 

Ce fils de syndicaliste chrétien reconnaît avoir «de bonnes relations avec Jean-René 
Fournier» mais estime que le Conseil d’Etat «a été dépossédé du dossier par le parlement 
et tout ce que le PDC et le PRD comptent de nostalgiques du thatchérisme et du 
reaganisme». Des politiciens se servant, selon lui «de l’UDI comme d’un bras armé». 

Michel Perruchoud conteste aussi le délai de transition: «Lors de la 10e révision de l’AVS, 
qui avait élevé de 2 ans l’âge de la retraite des femmes, un délai de quinze ans avait été 
fixé. Or nous n’en réclamons que dix.» Le gouvernement, lui, en propose cinq et la 
commission de 2e lecture trois. Cette même commission a rajouté aux mesures prévues 
la suppression de la garantie de l’Etat, ce qui évidemment fait grincer Michel Perruchoud: 
«La BCV, entreprise privée depuis 1993, cotée en Bourse,  continue, elle, à bénéficier de 
la garantie de l’Etat, ce qui est indéfendable d’un point de vue  éthique.» 

Si on fait remarquer au secrétaire de la FMEF que plus les mesures de transition seront 
longues, plus elles seront coûteuses, il rétorque que «plus les mesures seront courtes 
plus le coût social sera élevé». Quant à l’argument massue de l’UDI, du parlement et 
d’une bonne partie des Valaisans, à savoir que les fonctionnaires bénéficient de privilèges 
qui ne se justifient plus, Michel Perruchoud tranche: «Les fonctionnaires le cul dans le 
miel, c’était peut-être vrai il y a trente ans. Aujourd’hui, après toutes les mesures 
d’économies et les programmes de new public management, on trouve autant de 
dépressions et de burn-out chez les fonctionnaires que dans le privé». 

Pour casser cette image, la FMEF présente ainsi sur son site des fonctionnaires auxquels 
on ne songe pas forcément «comme les cantonniers ou le personnel de l’Hôpital 
psychiatrique de Malévoz». Les cantonniers d’ailleurs, Michel Perruchoud semble bien les 
aimer: «A une époque, j’ai interrompu mes études et exercé la profession de maçon. 
C’est pour cela aujourd’hui que je suis aussi à l’aise avec un cantonnier qu’avec un 
conseiller d’Etat.» Les cantonniers confirmeront. Les  conseillers d’Etat, c’est à voir  

 



         
 
«Wir haben den Staatsrat frühzeitig vor dem Schlamassel 

gewarnt»  
ZMLB-Vertreter weisen einseitige Schuldzuweisungen der Politik in der Vorsorgekassen-

Problematik zurück  
S i t t e n. Was immer nächste Woche im Grossen Rat betreffend die Sanierung 
der staatlichen Vorsorge- und Ruhegehaltskassen passiert: Die Vertreter der 
Berufsverbände sind enttäuscht und kritisieren, dass sie als Direktbetroffene in 
die Lösungssuche nicht mit einbezogen wurden. Mit der Opferrolle wollen sie 
sich nicht zufriedengeben.  
 
«Wir hatten schlicht und einfach nichts zu melden», sagt Peter Eyer, Präsident der Oberwalliser 
Lehrerorganisation OLLO und einziges aktuelles Oberwalliser Mitglied im Direktionskomitee des ZMLB 
(Zentralverband der Magistraten, Lehrerschaft und Beamten des Kantons Wallis).  
Unerwünschte Sozialpartner  
«Man hat uns zwar angehört, aber gleichzeitig wurde uns von der politischen Seite unmissverständlich 
klargemacht, dass wir inhaltlich nichts zur Sanierung unserer Vorsorge- und Ruhegehaltskassen 
beizutragen hätten», so Eyer weiter. Die Repräsentanten der den beiden öffentlichen Pensionskassen des 
Staates angeschlossenen rund 11 500 Mitglieder empfinden das gegenüber einem Sozialpartner als 
fragwürdiges demokratisches Verständnis.  
«Wir wollen nicht die Rolle der schweigenden Opfer übernehmen», schreibt der Vorstand des VMBA 
(Verband der Magistraten, Beamten und Angestellten des Staates Wallis) besorgt an seine Mitglieder. 
«Unser Arbeitgeber, der Staatsrat, respektiert die gegenseitige Partnerschaft nicht mehr, wenn er 
geltend macht, das er durch Verhandlungen (. . .) nicht in die Zange genommen werden will.»  
«Gewillt zu kämpfen»  
Und weiter: «Wir sind gewillt zu kämpfen und das Erreichte zu verteidigen.» Man lasse sich nicht einfach 
so soziale Rahmenbedingungen auferlegen, welche die Mitglieder schlechterstelle. Denn die Schuld an 
der Entwicklung sei nicht im Desinteresse der Mitglieder oder an den Machenschaften des langjährigen 
Zentralsekretärs Ignace Rey auszumachen, dessen unlautere Geschäfte manchem gelegen kämen, um 
einen Schuldigen präsentieren zu können. Reys Geschäfte hätten nur zu einem ganz minimen Teil zur 
jetzigen Schräglage der Kassen beigetragen, sagt Peter Eyer, ohne den ehemaligen starken Mann des 
ZMLB in Schutz nehmen zu wollen.  
Ungleiche Opfersymmetrie  
Die Oberaufsicht und damit die letztliche Verantwortung sei nämlich stets beim Staatsrat gewesen und 
dieser hätte genügend Zeit gehabt, entsprechend zu reagieren, «denn er ist schon vor vielen Jahren auf 
die ungute Entwicklung aufmerksam gemacht worden». Unternommen worden sei aber nichts. Deshalb 
gehe es jetzt auch nicht an, dass die Versicherten in einer ungleichen Opfersymmetrie die Suppe alleine 
auslöffeln müssten. Eyer verweist hier auch auf die Untersuchungsergebnisse der PUK, welche die 
Verantwortung in diesem Dossier klar den politischen Behörden zuhält.  
Jahrelang keine Reaktionen auf bekannte Missstände  
«Die prekäre Schieflage der Ruhegehalts- und Vorsorgekasse des Lehrpersonals und der Vorsorgekasse 
für das Personal des Staates Wallis ist seit 1998 bekannt», sagt OLLO-Sekretär und Grossratssuppleant 
Rolf Eggel. Passiert sei trotzdem jahrelang nichts. «Und jetzt will man plötzlich mit einer überhasteten 
Botschaft möglichst rasch das Problem vom Tisch haben.» Alle seien über die massive Unterdeckung der 
Kassen orientiert gewesen, sagt Eggel. Die Signale auf dem Weg dorthin seien von den Delegierten sogar 
schon viel früher erkannt worden. Bereits 1980 verlangten sie deshalb eine Erhöhung der 
Versicherungsbeiträge von 18 auf 20 Prozent. «Das wurde sogar in den Verbandsstatuten so festgelegt», 
sagt Peter Eyer. Der Kanton habe aber nicht mitgezogen. Der Staatsrat habe es unter Hinweis auf die 
Staatsgarantie nicht als notwendig erachtet und wollte das so als Arbeitgeber gesparte Geld lieber anders 
einsetzen. Die Regierung sei schliesslich 15 Jahre später bereit gewesen, die Beiträge (1995 und 1996) 
um je ein Prozent anzuheben. Erst da habe sie eingesehen, dass es so nicht mehr weitergehen könne. 
Prompt sei dann jedoch den Angestellten und Beamten vorgeworfen worden, sie würden zu tiefe Beiträge 
zahlen und zu hohe Leistungen beziehen.  
Sparen und verzichten  
Die ganze Pensionskassen-Problematik sei in der Folge als Instrument für die staatliche Personalpolitik 
gebraucht worden. «Sie haben sparen wollen und wir haben verzichten sollen. Echte Verhandlungen hat 
man uns verweigert», so Eyer. Und auf den Vorschlag, die Beiträge anzupassen, habe man mit dem 
kostenneutralen Angebot eines tieferen Pensionsalters reagiert. Bis jetzt sei das Pensionsalter 58/60 

http://www.walliserbote.ch/index.php


unter annehmbaren Bedingungen möglich gewesen. Nach den neuen Vorschlägen sei dies mit 60/62 
nicht mehr möglich, weil die Übergangsrenten zusammengestrichen worden seien.  
«So gewinnt der Staat»  
«Die Kassen sollen einseitig auf unserem Buckel saniert werden», schliesst Eyer aus den Beschlüssen der 
vorberatenden Kommission. Der Kanton rühme sich, 605 Millionen Franken einzuschiessen und verkaufe 
dies im Grundtenor quasi als Zeichen des guten Willens gegenüber den Versicherten. Dabei sei es gar 
nicht notwendig, das finanzielle Gleichgewicht so kurzfristig wieder herzustellen. Der Staat komme 
gemäss Konzept der Kommission Ursprung (Deckungsgrad von 80 Prozent bis zum 31. Dezember 2009, 
danach progressiver Übergang zu einem Deckungsgrad von 100 Prozent bis 2025 unter vielen den 
Versicherten auferlegten Opfern) durch die massive Reduzierung der Beiträge (der Arbeitgeber will diese 
um 1,5 Prozent herabsetzen) zu einem Nettogewinn von 100 Millionen Franken.  
170 statt 605 Mio. als Gegenvorschlag  
Laut den von den Kassen konsultierten Experten wäre ein Deckungsgrad von 60 Prozent als kurzfristiges 
Ziel mit einem Beitrag von zirka 170 Millionen Franken zu erreichen. Das Deckungsziel der beiden 
fusionierten Kassen wäre (ausreichende) 80 Prozent bis ins Jahr 2025.  
Die Verbände wehren sich auch gegen die mittelfristig geplante Aufgabe der Staatsgarantie, sobald die 
beiden Kassen miteinander fusioniert haben.  
Wichtiger ist ihnen noch, dass das bisherige System des Leistungsprimates (gesicherte Rente) 
beibehalten wird. Dies erlaube im Gegensatz zum Beitragsprimat (abhängig von den Einzahlungen) eine 
solidarische Verteilung der Risiken, wirft der ZMLB ein.  
«Schwer enttäuscht»  
«So wie die ganze Sache jetzt aufgegleist ist», sagt Eyer, «können wir unter dem Strich nur eines 
festhalten: Wir sind von unserem Sozialpartner, dem Staatsrat, schwer enttäuscht.»  
Die Walliser Staatsangestellten würden nämlich gute Arbeit leisten, wird festgehalten. «Im Vergleich mit 
anderen Kantonen ist unser Beamtenapparat klein gehalten und die Lehrerschaft hat mit den Resultaten 
in der PISA-Studie bewiesen, dass sie zu den Besten im Land gehört.»   tr 

 

Sich wehren gegen die Opferrolle  
 
Sollte das Parlament nächste Woche den Vorschlägen der Kommission Ursprung folgen, wird dieses 
Verdikt nicht stillschweigend hingenommen. Bereits am 18. Oktober wird an einer ausserordentlichen 
Delegiertenversammlung des ZMLB über das weitere Vorgehen beraten.  
Möglich sind nach Vorabklärungen durch einen anerkannten Experten die vier folgenden 
juristischen/politischen Schritte:  
1. staatsrechtliche Beschwerde beim Bundesgericht  
2. Verantwortlichkeitsklage, um die Verantwortung des Staates geltend zu machen  
3. Referendum  
4. Verwaltungsbeschwerde an das Kantons- und Bundes-  
gericht im Namen aller benachteiligten ZMLB-Mitglieder  tr  
 

 

http://www.walliserbote.ch/index.php


21Samedi 7 octobre 2006     Le Nouvelliste

VALAIS
jcz - jfa - gb

AÉRODROME DE SION

La capitale tient
compagnie
Alp Wings proposera quatre vols
par semaine depuis Londres. Une
offre saluée par Urs Zenhäusern,
directeur de Valais Tourisme....28

Huiles de chauffage 

Benzine – Diesel

Votre partenaire en Valais
et dans le Chablais

          Tél. 027 346 52 00

                  Case postale 313 • 1964 Conthey 1

www.perrodin.ch 

Place de Rome

MARTIGNY

Tél. 027 722 20 71

Zarzis, Tunisie
1 semaine dès Fr. 995.–*

dép. 14 ou 21 octobre

Prest. :  vol, hôtel 4* en demi-pens., 

transf., taxes aér.

*prix par pers. en chambre double

PUBLICITÉ

VINCENT FRAGNIÈRE

En pleine «affaire Richard», il y a plus
d’une année, des professionnels de la
santé, sous couvert d’anonymat,
avaient laissé entendre que la sécurité
médicale n’était pas toujours assurée
en pleine restructuration hospitalière.
Pour faire taire ces rumeurs, le Dépar-
tement de la santé avait alors demandé
un audit externe à l’Institut universi-
taire de médecine sociale et préventive
de Lausanne. Celui-ci est parvenu sur
la table de Thomas Burgener le 20 sep-
tembre dernier. Ce dernier a décidé de
le rendre public juste avant la session
du Parlement qui traitera de la loi sur la
santé «pour faire certaines rumeurs qui
évoquaient un mauvais rapport». Cer-
tains, comme le député Gabriel Luisier,
évoquent déjà une manipulation poli-
tique (voir ci-dessous) tandis que le
médecin sédunois Pierre-Christian de
Roten parle de rapport «clean» trop
théorique (voir ci-contre). «Le Nouvel-
liste» vous dévoile les points forts et
faibles du RSV selon l’Institut universi-
taire lausannois.

Des séjours hospitaliers
en baisse

Depuis 2003, les séjours hospitaliers de
plus de 24 heures sont en baisse en Va-
lais. 1805 séjours de moins en 2004, 896
en 2005 qui concernent surtout la chi-
rurgie, la pédiatrie et la gynécologie-
obstétrique. Selon le rapport, «le trans-
fert de l’ambulatoire, la meilleure adé-
quation de certaines hospitalisations, le
possible transfert d’interventions chi-
rurgicales au secteur privé sont les ex-
plications retenus pour expliquer cette
baisse».

Des transports internes
qui explosent

Le transport de patients entre diffé-
rents lieux de soins du RSV a augmenté
de 40% en 2005. Au niveau des soins
somatiques aigus, cette progression
est encore plus importante: plus 36%
en 2004 et plus 90% en 2005. «Cette
augmentation paraît conforme aux at-
tentes. Par contre, un réflexion ulté-
rieure quant à l’adéquation de ces
transports et la garantie de leur sécurité
est à considérer», note le rapport. 

Des réadmissions faibles
et stables

Souvent, les réadmissions inopinées
survenant peu de temps après une
hospitalisation constituent un indica-
teur de qualité. Selon l’institut univer-
sitaire, ce chiffre a peu varié entre 2002
et 2005 en Valais. «En 2005, cette pro-
portion était de 5,1% au RSV. Les pro-
portions mesurées en Valais n’ont ja-
mais été plus élevées et à quelques repri-

ses même inférieures à celles qui ont été
mesurées dans 49 autres hôpitaux de
Suisse.»

Augmentation 
des infections du colon

Les infections du site opératoire sont
couramment utilisées pour évaluer la
qualité en chirurgie. Si les taux moyens
annuels sont restés stables (1,4%) voire
ont diminué, ceux qui concernent la
chirurgie du colon ont augmenté
(+20% dès 2002) et étaient significati-
vement plus élevés que dans les autres
hôpitaux suisses. «Ils ne sont probable-
ment pas à imputer à la réorganisation
du système hospitalier. Néanmoins ils
doivent encourager à renforcer les me-
sures auprès des chirurgiens et services
concernés.»

Bonne satisfaction
des patients

Une enquête de satisfaction a été effec-
tuée auprès de 6151 patients. 2656 ont
répondu au questionnaire. «De ma-
nière générale, la satisfaction des pa-
tients est bonne. Les aspects relatifs à
l’information et à la communication
sont habituellement les moins bien éva-
lués par les patients. Une attention par-
ticulière doit y être apportée.»

Mieux communiquer
à l’interne

Trente-sept entretiens avec des profes-
sionnels du RSV (24 médecins et 13 soi-
gnants) ont été réalisés entre mars et
juillet 2005. Parmi les critiques, les res-

ponsables du rapport évoquent une
incidence directe sur l’organisation du
travail pour plus de deux tiers du per-
sonnel qui doit être mieux communi-
quée. «Les problèmes d’information et
de communication, les difficultés orga-
nisationnelles attendues, les résistan-
ces, les compromis constituent autant
de facteurs à l’origine des points néga-
tifs énoncés par les personnes interro-
gées.»

Un observatoire
avant-gardiste

Le rapport a relevé «l’excellent travail
de récolte et de traitement des données
relatives à la sécurité des patients et à la
qualité des soins réalisés par l’Observa-
toire valaisan de la santé et par l’Insti-
tut central des hôpitaux valaisans». Le
rapport va même jusqu’à mettre en
avant le côté avant-gardiste de ces dé-
marches. «A cet égard, le canton du Va-
lais est en avance sur nombre d’autres
cantons suisses. Le travail de ces entités
est ainsi indispensable à la bonne gou-
vernance du système sanitaire valai-
san.»

Une conclusion positive

«En conclusion, la qualité des soins est
bonne dans les hôpitaux du RSV. La sé-
curité des patients n’a pas été et n’est pas
mise en danger. La transformation du
système hospitalier ne menace pas la
qualité des soins.» Ces trois phrases de
conclusion suffisent à rendre le sourire
à Thomas Burgener avant une session
parlementaire qui décidera de l’avenir
du système de santé cantonal.

Député d.c. et coresponsable de l’initiative «Soins
pour tous» qui demande la réaffectation de cer-
tains hôpitaux, Gabriel Luisier s’étonne de la dif-
fusion de ce rapport quelques jours avant la vote
définitif du Grand Conseil sur le projet de loi sur la
santé. «Je n’ai pas vu ce rapport, mais on m’a
rapporté qu’il n’était pas très positif pour le RSV.
J’ai donc décidé de le demander moi-même au
Département de la santé. J’ai téléphoné jeudi,
mais je n’ai pas pu l’obtenir. Et aujourd’hui, j’ap-
prends qu’il est disponible sur l’internet et diffusé
de manière médiatique. C’est très bizarre juste

avant un débat et une votation du Grand Conseil
sur la loi sur la santé.» Gabriel Luisier ne com-
prend pas non plus que la deuxième commission
du Grand Conseil qui s’est penchée sur le projet
de loi n’ait pas été mis au courant, ni pu avoir ac-
cès à ce rapport. «C’est tout simplement inad-
missible. Les membres de cette commission ne
connaissaient même pas son existence. Nous ne
manquerons pas de signaler ce fait lors de l’en-
trée en matière du projet de loi mardi. Et nous ai-
merions également savoir depuis quand ce rap-
port est en possession du département.» VF

«LA DATE DE DIFFUSION DU RAPPORT EST VRAIMENT BIZARRE !»

Le RSV sous analyse
RAPPORT�En 2005, le Département de la santé avait demandé un rapport externe sur la qualité des
soins dans le cadre de la réorganisation hospitalière. Thomas Burgener a décidé de le dévoiler hier…

«Je suis très satisfait du
contenu de ce rapport universi-
taire. Après la mise en œuvre de
la planification hospitalière, il y
avait des voix qui prétendaient
que la qualité des soins et la sé-
curité s'étaient très dégradées.
Le rapport constate le contraire.
Très objectif, celui-ci évoque
aussi des ajustements à mettre
en route.

Le système hospitalier valaisan
est bon, mais on peut toujours
encore l'améliorer, notamment
dans le domaine de la commu-
nication interne et externe. J'ai
décidé de diffuser ce rapport

aujourd'hui, car trop de ru-
meurs évoquaient un conseiller
d'Etat qui n'osait pas le rendre
public avant la session telle-
ment il était mauvais pour le
RSV. Je suis conscient que cer-
tains évoqueront une stratégie
politique. Mais il n'y a jamais de
bons moments. Je l'ai reçu le 
20 septembre après la fin des
travaux de la commission de la
santé. Avec le Conseil d'Etat,
nous avions décidé dans un pre-
mier temps de ne pas le diffuser
avant la session. Mais compte
tenu de ces rumeurs, ce n'était
plus possible...»

«Faire taire ceux
qui prétendent
que la sécurité
s’était
dégradée»
THOMAS BURGENER
CONSEILLER D’ÉTAT EN CHARGE DU

DOMAINE DE LA SANTÉ

«Ce rapport est politiquement
et médicalement «clean». Il est
trop basé sur les statistiques et
la théorie et pas suffisamment
sur la proximité.

De plus, lorsqu’il y a des élé-
ments positifs, le mérite en re-
vient à la réorganisation hospi-
talière. Par contre, pour les as-
pects négatifs, il faudrait rester
réservé. L’an dernier, une en-
quête de proximité a été réali-
sée auprès des infirmières et
n’est pas aussi positive que ce
rapport. Mais on ne l’a pas ren-
due publique. Attention, je ne
dis pas que la qualité des soins
n’est pas bonne depuis qu’il y a

le RSV. Je prétends simplement
qu’elle n’est plus aussi excel-
lente en raison de cette volonté
d’économicité qui n’est, il est
vrai, pas spécifique au Valais. Ce
n’est pas un drame, mais il faut
avoir le courage politique et mé-
dical de le dire. Par exemple, au-
jourd’hui, on reste moins long-
temps à l’hôpital et c’est bien.
Par contre, les patients qui arri-
vent en CMS ou en EMS sont
plus difficiles à prendre en
charge. Le professeur Eckert est
un peu présomptueux lorsqu’il
affirme, dans vos colonnes, que
le RSV augmente la qualité des
soins.» VF

«Ce rapport 
n’est pas 
un pansement
pour le RSV»
PIERRE-CHRISTIAN 
DE ROTEN

MÉDECIN ET MEMBRE DE L’INITIATIVE

«SOINS POUR TOUS»

Les conclusions de l’audit de l’Institut universitaire de médecine sociale et préventive de Lausanne
sont plutôt favorables au RSV. MAMIN
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WALLIS

Augenärzte melden sich zurück

Letztes Jahr gaben die drei
Oberwalliser Augenärzte be-
kannt, dass sie ihre ambulan-
ten Eingriffe in Zukunft in ei-
ner Sittener Privatklinik
durchführen werden. Die Ver-
antwortlichen des Spitalzent-
rums Oberwallis haben dar-
aufhin mit den Ophthalmolo-
gen den Dialog gesucht. Das
Ergebnis: Ab November 2006
wird wieder im Briger Spital
(Bild) operiert. Seite 9

WALLIS

Yaks im Baltschiedertal 

Im äusseren Senntum im Bal-
tschiedertal weiden seit Juni
14 Yaks. Probehalber in die-
sem Sommer und noch bis
Ende Oktober. Nun wird Kri-
tik laut, die Tiere seien zu we-
nig behirtet gewesen und die
Alpe eigne sich für Yaks
nicht. Der Yakhalter zeigt sich
überrascht über die Kritik. Er
zieht ein positives Fazit. Die
Alpe eigne sich sehr gut für
die Yakshaltung. Seite 5

SPORT

Italien: Mit dem Rücken zur Wand

Zwei Runden der EM-Qualifi-
kation sind gespielt, und Itali-
en steht bereits gewaltig unter
Druck. Gegen die Ukraine
muss ein Sieg her. «Die ersten
beiden Spiele sind nicht gut
verlaufen. Jetzt wollen wir um
jeden Preis gewinnen», resü-
mierte Luca Toni die Situati-
on. Der Goalgetter und auch
Alessandro del Piero stehen
erstmals seit der WM im itali-
enischen Aufgebot. Seite 34

Walliser Spitäler sind sicher
Uni Lausanne erteilt Gesundheitsnetz Wallis gute Noten

S i t t e n. – (wb) Die Qualität in
den Walliser Spitälern ist gut.
Die Sicherheit der Patienten ist
nicht in Gefahr. Dies ist das Fa-
zit eines von der Uni Lausanne
erstellten Berichts. 
Ziel des Berichts war es, eine
Bilanz über die medizinische
und pflegerische Versorgungs-
qualität in den Spitälern des
GNW zu erstellen. Der Bericht
wurde vom Institut der Sozial-
und Präventivmedizin (IUMSP)
der Universität Lausanne er-
stellt.
Staatsrat Thomas Burgener zeig-
te sich mit den Resultaten der
Studie zufrieden. Er bestätigte,
dass die Qualität nicht gesunken
sei. Der Bericht zeige umgekehrt
aber auch Schwächen auf, die
noch ausgemerzt werden können
und müssen. 
Die Reform des Spitalsystems
gefährde die medizinische und
pflegerische Versorgungsqua-
lität nicht. Die Vernetzung der
Spitaleinrichtungen gehe in die
richtige Richtung und fördere
die Verbesserung der Qualität. 
Das Walliser Parlament wird
sich in der kommenden Woche
wieder mit dem Gesundheits-
netz Wallis befassen. Seite 5 Walliser Spitäler: Gute Noten aus Lausanne. Foto wb

Dialog der Geschlechter
Bundesrätin Doris Leuthard in Martinach

M a r t i n a c h. – (wb) Gut 400 Personen nahmen gestern am Wirtschaftstag der Foire du Valais teil, der
von Publicitas, dem «Nouvelliste», der Walliser Kantonalbank und der Messeleitung organisiert wurde.
Die Gegenwart von Bundesrätin Doris Leuthard war mehr als eine Freundschaftsgeste zum Wallis. Sie
argumentierte mit Zahlen und Fakten für die demografisch notwendige Nutzung des Arbeitspotenzials
der Frauen durch die Schweizer Volkswirtschaft. Seite 9

Volle Teuerung
und mehr Lohn

V i s p. – (wb) Die Verkleine-
rung der Einkommensschere,
die Stärkung der Kaufkraft
und die Abgeltung der hohen
Leistungsbereitschaft der Ar-
beitnehmenden sind die For-
derungsschwerpunkte der
Oberwalliser Gewerkschaft
Syna für die bevorstehende
Lohnrunde. Konkret verlangt
Syna den vollen Teuerungs-
ausgleich und Lohnerhöhun-
gen von 100 Franken pro
Monat. Im Bauhauptgewerbe
soll der Lohn um 220 Fran-
ken steigen. Seite 13

Zentralsekretär Kurt Regotz
(r.) und der neue Koordinator
Johann Tscherrig. Foto wb

Jean Bonnard, Chefredaktor des «Nouvelliste» mit Bundesrätin Doris Leuthard. Foto wb
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«Ich bin stolz»
Marco Schällibaum neuer Trainer beim FC Sitten

(wb) Der FC Sitten ist nicht lan-
ge ohne Trainer geblieben.
Nach dem unorthodoxen Ab-
gang des erfolgreichen Nestor
Clausen ist gestern am frühen
Nachmittag in Martinach Mar-
co Schällibaum als dessen
Nachfolger präsentiert worden.
Der 44-jährige Ex-Internationa-
le und zweifache Vater erhielt
einen Vertrag für diese Saison
plus Option auf Verlängerung.
Zuletzt trainierte Schällibaum
Concordia in der Challenge
League; von den Baslern trenn-
te er sich im Sommer. Am
erfolgreichsten war der neue
Sitten-Trainer vor drei Jahren
mit den Berner Young Boys ge-
wesen. «Ich bin stolz, hier zu
sein. Ein Angebot dieses Klubs
kann man nicht ausschlagen»,
meinte er gestern vor den einge-
ladenen Medien. Präsident
Christian Constantin reagierte
schnell und hat die Akte noch
am Mittwochabend nach dem
Meisterschaftsspiel definitiv er-
ledigt. Damit will er dem Neu-
en genügend Zeit geben, sich
bis am nächsten Wochenende
einzuarbeiten. Seite 34 Schällibaum: «Sitten kann man nicht Nein sagen.» Foto Keystone

Schweizer Börse
in Rekordlaune

Z ü r i c h. – (AP) Die
Schweizer Börse ist am Ende
einer von Börsenrekorden ge-
prägten Woche in Rekordlau-
ne geblieben. Die massgebli-
chen Indexe, SMI und SPI,
setzten am Freitag neue abso-
lute Höchstmarken von
8530,14 beziehungsweise
6640,13 Punkten. Bei Han-
delsschluss standen sie nur
minim tiefer. Der letzte Han-
delstag der abgelaufenen Wo-
che war von Indexschwan-
kungen geprägt. Der Swiss
Market Index (SMI) ausge-
wählter Titel stand bei Han-
delsbeginn mit 8515,38
Zählern leicht über dem Vor-
abendniveau, erlebte aber
kurz danach einen Rückgang
auf gegen rund 8486 Punkte.
Am Mittag stand der SMI auf
dem neuen Rekordwert von
8530,14 Zählern. 
Nach einem weiteren Rück-
gang auf etwa 8486 Punkte,
schloss der SMI schliesslich
mit 8530,14 Zählern 0,1 Pro-
zent höher als am Vorabend.
Die SMI-Titel entwickelten
sich unterschiedlich. Grösste
Gewinner waren ABB und
Credit Suisse, deren Titel
sich um jeweils 1,2 Prozent
verbesserten. Grösste Verlie-
rer waren Baloise und Julius
Bär.
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Gute Noten für die Walliser Spitäler
Bericht der Uni Lausanne über die medizinische und pflegerische Versorgungsqualität im Wallis

S i t t e n. – Die Qualität in
den Walliser Spitälern ist
gut und die Sicherheit der
Patienten war nie und ist
nicht in Gefahr. Dies ist
das Fazit eines von der Uni
Lausanne erstellten Be-
richts. In der nächsten Wo-
che ist das Gesundheits-
netz Wallis (GNW) Thema
im Walliser Parlament. 
Mit der Einführung der neuen
Spitalplanung wurde gleichzei-
tig die Pflege- und Behand-
lungsqualität in den Walliser
Spitälern in Frage gestellt. Ziel
des Berichts war es, eine Bilanz
über die medizinische und pfle-
gerische Versorgungsqualität in
den Spitälern des GNW zu er-
stellen. Der Bericht wurde vom
Institut der Sozial- und Präven-
tivmedizin (IUMSP) der Uni-
versität Lausanne erstellt. 
Staatsrat Thomas Burgener
zeigt sich mit den Resultaten
der Studie zufrieden: «Nach der
Reorganisation des Spitalwe-
sens wurde von gewissen Krei-
sen behauptet, dass die Qualität
gesunken und es fast gefährlich
sei, in ein Walliser Spital einge-
liefert zu werden. Der Bericht
widerlegt solche wilden Be-
hauptungen.»
Der Bericht zeige umgekehrt
aber auch Schwächen auf, die
noch ausgemerzt werden kön-
nen und müssen.  

Walliser Spitäler 
sind sicher

«Die Resultate sind insgesamt
positiv und bestätigen den
durch die Walliser Gesundheits-
behörden eingeschlagenen Weg
mit der Führung durch das
GNW», zeigte man sich gestern
seitens des GNW zufrieden. 
Die Evaluation hat im Herbst
2004 begonnen und dauerte bis
Mitte 2006. Das Institut kommt

zum Schluss, «dass die Über-
prüfung der erzielten Resultate
und der realisierten Analysen
zeigt, dass die Sicherheit der
Patienten innerhalb des Ge-
sundheitsnetzes Wallis nicht ge-
fährdet ist und nicht gefährdet
war». Und die Reform des Spi-
talsystems gefährde die medizi-
nische und pflegerische Versor-
gungsqualität nicht. 
Ausserdem bestärkt das IUMSP
die von den Walliser Gesund-
heitsbehörden getroffene Wahl.
Die Vernetzung der Spitalein-
richtungen gehe in die richtige
Richtung und fördert die Ver-
besserung der Qualität: «Das

eingeführte Gesundheitssys-
temkonzept garantierte und ga-
rantiert auch in Zukunft der
Wohnbevölkerung im Kanton
den Zugang zu einem Behand-
lungssystem von hervorragen-
der Qualität. Die Konsolidie-
rung von medizinischen Spezi-
algebieten zu Spitzenzentren ist
ein geeigneter Faktor, um die
Qualität zu verbessern.»
Rund zwei Dutzend national
und international anerkannte
Indikatoren haben der Analyse
der medizinischen und pflegeri-
schen Versorgungsqualität in
dieser Studie gedient. Zum Bei-
spiel die Sterberate, die poten-

ziell vermeidbaren Rehospitali-
sationen, die Meinung und Zu-
friedenheit der Patienten oder
auch die postoperativen Wund-
infektionen wurden berücksich-
tigt. 

Stabile 
Spitalsterberate

Die Säuglingssterberate, ein
sehr sensibler Indikator, habe
sich in den letzten Jahren posi-
tiv entwickelt. Die Spitalsterbe-
rate sei stabil geblieben. Ande-
rerseits stellten die Experten
fest, «dass die Zufriedenheit der
Patienten zwischen 2001 und
2005 leicht gesunken ist», aber

das Zufriedenheitsniveau der
Patienten in den Spitälern des
Ober- und Mittelwallis insge-
samt gut geblieben ist. Ursache
für die weniger grosse Zufrie-
denheit seien die Änderungen
in der Organisation des Spital-
systems. Bei der Anzahl Spital-
aufenthalte hat das IUMSP zwi-
schen 2003 und 2004 einen
leichten Rückgang festgestellt. 
Gute Noten erteilt der Bericht
der Arbeit des Walliser Gesund-
heitsobservatoriums. Er er-
wähnt die «hervorragende Ar-
beit der Datenerfassung und
-verarbeitung bezüglich der Si-
cherheit des Patienten und der

medizinischen und pflegeri-
schen Versorgungsqualität, die
bis jetzt durch das Walliser Ge-
sundheitsobservatorium und
durch das Zentralinstitut der
Walliser Spitäler gemacht wur-
de». Das IUMSP anerkennt
ausserdem, dass der Kanton
Wallis in diesem Bereich «ge-
genüber vielen anderen
Schweizer Kantonen im Vor-
sprung ist».  

Information 
verbessern

Die eher hohen Raten der po-
stoperativen Wundinfektionen,
beobachtet seit 2002, weisen
darauf hin, dass weitere Mass-
nahmen unternommen werden
müssen, um eine Reduktion
von solchen Infektionen zu er-
zielen. Der Sanitätsnotfalltrans-
port muss besonders beobach-
tet werden. Auch die Informati-
on und die Kommunikation bei
der Einführung der neuen Spi-
talorganisation sind im GNW
intern und extern nicht gut ge-
nug verwaltet und geführt wor-
den, weder der Bevölkerung,
den Patienten noch den Ge-
sundheitsfachkräften gegen-
über. Das heisse auch, diesen
Aktivitäten so Beachtung zu
schenken, dass das Personal
nicht übertrieben gefordert
werde. Und kommunizieren
heisse auch dem anderen zuhö-
ren, insbesondere den Ange-
stellten und den Patienten.
Die Walliser Regierung hat be-
reits in der letzten Woche vom
Bericht Kenntnis genommen.
Das Walliser Parlament wird
sich in der kommenden Woche
wieder mit dem Gesundheits-
netz Wallis befassen. Im Gros-
sen Rat steht die Behandlung
des Gesetzes über die Kran-
kenanstalten und -institutionen
an. hbi

Die Reform gefährdet die Sicherheit der Patienten in den Walliser Spitälern nicht, sagt ein Bericht der Uni Lausanne. Foto wb

B a l t s c h i e d e r t a l. – Die
Sömmerung von Yaks im
Baltschiedertal löst(e) un-
terschiedliche Reaktionen
aus. Der Halter zeigt sich
zufrieden – und möchte
gerne auch in den nächs-
ten Jahren bleiben. 
Im äusseren Senntum im Balt-
schiedertal weiden seit Juni 14
Yaks. Sie sollten die Weiden
des äusseren Baltschiedertales
nutzen und damit der Verbu-
schung einen Riegel schieben.
Bis vor einem Jahrzehnt waren
Weidegründe wie die des äus-
seren Baltschiedertales als
Voralpe gesucht und geschätzt.
Bis vor einigen Jahren wurden
dort auch noch Rinder gesöm-
mert, später mit wenig positi-
ven Erfahrungen auch Pferde.
Dann blieb die Alp zwei Jahre
ungenutzt. Yaks sind äusserst
genügsam, fressen vor allem
Raufutter und gelten auch ge-
genüber Menschen als fried-
lich.
Sie fressen zudem auch Gräser,
die etwa Schafe und Ziegen
stehen lassen und die Grasnar-
ben sollen auch nicht derart
massiv geschädigt wie etwa bei
der Pferdehaltung. Da die Yaks
mit 500 Kilogramm relativ
leicht sind, können sie auch an
steileren Hängen weiden, sind
sie doch sehr geländegängig.
Und die Tiere sind auch aus-
dauernd. Yaks seien wie Wild-
tiere, fast so wendig wie Gäm-
sen. 
Die Tiere weiden probehalber
im Baltschiedertal. Der Halter
erhielt vom Vorstand der Alp-
geteilschaft klare Auflagen.
Offen geführte und oft began-
gene Suonen mussten einge-
zäunt werden. Fixe Zäune
durften im Landschaftsschutz-
gebiet nicht erstellt werden

und alle Elektrozäune müssen
auch wieder entfernt werden. 

«Das schadet dem
Image der Yaks»

Daniel Wismer, Pionier in der
Schweizer Yakszene und sel-
ber Yakhalter in Embd,
zeigt(e) wenig Begeisterung
für den Versuch. Es habe die
erwarteten Probleme gegeben.
Man könne Yaks nicht einfach
mehr oder weniger unbeauf-
sichtigt auf einer Alpe oder in

einem Tal lassen, kritisiert
Wismer. Der Zaun sei zudem
mangelhaft gewesen. Wismer
betont, dass es ihm nicht da-
rum gehe, einem «Konkurren-
ten» zu schaden: «Aber wenn
man die Tiere so sömmert wie
im Baltschiedertal, dann ergibt
das einen Imageschaden für
die gesamte Rasse.» 

Alpvogt lässt 
Entscheid offen

Alpvogt Peter Nellen bestätig-

te auf Anfrage, dass auch ihm
immer wieder besorgte Stim-
men zu Ohren kamen. Man ha-
be auch festgestellt, dass die
Zäune nicht überall so erstellt
wurden, wie abgemacht. Und
es sei auch vorgekommen, dass
die Tiere zu hoch und damit in
Weidegebiete von Schafherden
gerieten.  
Persönlich war er mehrmals im
Baltschiedertal, hat dabei aber
nichts Besonderes feststellen
können. Und auch aus Sicht

des Landschaftsschutzes habe
man keine Reaktionen erhal-
ten. Man werde in naher Zu-
kunft den vergangenen Som-
mer analysieren. Der Ent-
scheid, wie es weitergeht, sei
noch offen. 
Und dabei gehe es nicht nur
um die Frage Yaks ja oder
nein: «Wir müssen generell
über die Bücher. Auch bei an-
dern Tierhaltern müssen wir
wieder für ein wenig mehr
Ordnung sorgen . . .

«Ich habe immer 
noch 14 Yaks...»

Yakhalter Josef Imboden zeigt
sich überrascht und erbost
über die Kritik. Insbesondere
den Vorwurf der ungenügen-
den Behirtung weist er ent-
schieden zurück: «Ein Hirt
war fast immer auf der Alpe.
Persönlich war ich jede Woche
mehrmals oben. Es ist richtig,
dass die Tiere mit der Hitze im
Juli höher hinaufgingen als ge-
plant», sagt Imboden. Er habe
aber mit den Ziegen- und
Schafhaltern das Gespräch ge-
sucht. Was die Zäune betreffe,
so seien diese teils böswillig
einfach niedergerissen wor-
den. Und mit Touristen sei es
nach seinem Wissen nur zu ei-
nem Zwischenfall gekommen.
«Ich weiss, dass es Gegner ei-
ner Yak-Sömmerung im Balt-
schiedertal gibt. Ich bin aber
überzeugt, dass man die Prob-
leme im konstruktiven Dialog
lösen kann», glaubt Imboden.
Das Problem sei halt, dass im-
mer wieder Halbwahrheiten
und Gerüchte verbreitet wür-
den. Als ein totes Tier im Was-
ser gelegen habe, sei man so-
fort von einem Yak ausgegan-
gen: «Aber ich kann bestäti-
gen, dass noch alle 14 Tiere
gesund im Baltschiedertal
sind . . .» 
Ende Oktober holt Imboden
die Tiere wieder zurück. Per-
sönlich zieht er ein positives
Fazit. Die Alpe eigne sich
sehr gut für die Yakhaltung.
Und er wäre auch bereit, ge-
meinsam mit andern Tierhal-
tern nach Lösungen zu su-
chen, welche die Alpbewirt-
schaftung im gesamten Bal
tschiedertal auf Jahre sichern
würde. hbi

Yakhalter wehrt sich gegen die Kritik
Im Baltschiedertal wurden im Sommer probehalber Yaks gesömmert

Yaks im Baltschiedertal: Einmaliger Versuch oder langfristige Lösung möglich? Foto wb



MOTS D’ELLES ÇA ME DIT...

Y en a que pour eux!
NADIA ESPOSITO

Faut-il s’étonner que les femmes soient si peu
nombreuses dans nos hautes instances politi-
ques et économiques alors que le système est
organisé par et pour les hommes? Des séances
tard le soir et des postes à responsabilité réser-
vés aux pleins temps ne facilitent pas l’accès
au pouvoir des femmes. 
Que ce système ait été fait pour eux lorsque le
droit de vote féminin n’était encore qu’une
chimère est tout à fait acceptable. Mais qu’il
soit toujours en vigueur dix ans après l’adop-
tion de la loi sur l’égalité des chances est alar-
mant. Le potentiel des femmes est aujourd’hui
reconnu. En Norvège, où un système de quotas
d’égalité a été mis en place dans les conseils
d’administration, l’économie est des plus flo-
rissantes. En comparaison, notre pays fait pâle
figure. Trente-cinq ans après avoir donné le
droit de vote aux femmes, magnifiquement
symbolisé en Valais par l’élection de Gabrielle
Nanchen au Conseil national, le gouverne-
ment n’en compte que deux et le Parlement à
peine un quart. En économie, le constat n’est
pas plus reluisant avec seulement 8% des man-
dats de conseils d’administration et 6% des
postes dirigeants qui sont assumés par des
femmes. 
On peut bien sûr avancer que la Suisse a peur
des révolutions, qu’elle fonctionne tradition-
nellement grâce à de petites réformes, que le
retard pris par les femmes se comblera genti-
ment, année après année, élection après élec-
tion. Mais tout ça n’est qu’allégations. Elles ont
aujourd’hui besoin de mesures concrètes,
comme le crédit de 120 millions que le Parle-
ment vient d’accepter pour les crèches. Ces
mesures doivent favoriser une meilleure
conciliation de la vie professionnelle et de la
vie privée. Elle est la clé de toute égalité des
chances. Et pour cela, les femmes ont besoin
des hommes. Elles ont besoin du soutien de
leurs maris, disposé à travailler à temps partiel,
mais aussi du soutien des politiques et des en-
treprises. Des horaires plus flexibles, des struc-
tures d’accueil pour les enfants en dehors des
heures de classes, des cantines scolaires ou
d’aide aux devoirs. Autant de concrétisations
qui leur permettront de ne plus avoir peur
d’avancer, de ne plus craindre de devoir aban-
donner ce qui constitue le plus sacré: la mater-
nité et la famille. 
Sans cela, on peut craindre de se retrouver à
nouveau dans dix ans lors d’un Forum écono-
mique comme celui d’hier, à parler du rôle de
la femme devant un parterre composé à 95%
d’hommes. Ceux à qui l’on adresse l’habituel
carton d’invitation. A croire que les femmes
valaisannes étaient hier matin aux fourneaux
tandis que leurs maris décidaient de leur sort!
Quand on vous disait qu’il y en a que pour eux!
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ÉDITORIAL

«La vie, c’est comme une boîte
de chocolats. On ne sait jamais
sur quoi on va tomber», disait
Forrest Gump dans le film du
même nom. Sage Forrest. Per-
sonne ne pourrait décemment
le contredire. De l’échelle d’une
journée à celle d’une existence
entière, la sentence se répète à
qui mieux mieux et dans toutes
les tonalités. Tenez, je suis tom-
bée récemment sur l’une des
nouvelles chansons de Renaud.
Lui, c’est un des héros de mon
enfance, il disait des gros mots
mais on avait quand même le
droit de mettre la cassette. Il se
révoltait ou parlait poétique. Eh
bien quand je l’ai écouté, Re-
naud était devenu gentil avec
ses «bobos», comme tombé de
la lune. Beaucoup moins sexy
en somme. Déçue, j’en suis
tombée des nues. 

Il y a aussi eu la fois où je
suis tombée par terre de rire.
Pas plus tard que cette se-
maine, en lisant les sports – ce
qui est rare parce que, je
l’avoue, cette rubrique me
tombe souvent des mains – j’ai
été happée par le feuilleton FC
Sion. Le langage fleuri de l’ex-
entraîneur Clausen associé aux
explications pseudo-psycho du
boss Constantin, ça m’a drôle-
ment fait marrer. Je suis tombée
dans le panneau: j’en ai rede-
mandé en écoutant la radio!

Sans chipoter, on en trouve
des tonnes de ces nouvelles qui
tombent, de ces petits événe-
ments qui viennent pimenter
un bout de vie. Si certains tom-
bent à plat, d’autres sont sus-
ceptibles de surprendre (le ré-
veil qui fait tomber du lit),
d’émouvoir (tomber dans les

bras d’une vieille pote), d’éner-
ver (des fleurs arrosées avec
amour qui tombent comme
des mouches). Sans aller
jusqu’à vous faire tomber dans
les pommes, tout cela, mine de
rien, réclame une énergie folle.
Et ce n’est encore rien en com-
paraison de tomber malade ou,
pire, amoureux. Surtout quand
ça vous tombe dessus!

«La vie, c’est comme une
boîte de chocolats. On ne sait ja-
mais sur quoi on va tomber», di-
sait Forrest Gump dans le film
du même nom. «Mais quand on
peut faire glisser le tout avec une
plaque entière au lait et noiset-
tes, en chaussons devant la télé,
après avoir tombé sa veste, ça va
tout de suite mieux», disais-je
moi-même en tombant sur
mon canapé un vendredi soir.
Bon week-end.

EMMANUELLE ES-BORRAT

Laisse béton
On connaissait l’âge du fer et l’âge du
bronze. En attendant l’âge d’or pensions-
nous plus jeunes. C’était compter sans
l’héritage que nous laisserons: l’âge du
mur... Il y a eu la muraille de Chine, puis le
rideau de fer et son mur de Berlin de sinis-
tre mémoire. Et ce mur censé protéger Is-
raël de voisins turbulents et spoliés de leurs
terres. Il y aura bientôt celui qui séparera
l’Arizona du Mexique.

Avec une logique un brin particulière,
l’Amérique de M. Bush intervient militaire-
ment de plus en plus loin, mais tolère de
moins en moins l’intrusion de ses voisins.

La Suisse n’échappe pas à la tendance.
Elle remplace juste le béton et les barbelés
par un arsenal législatif de plus en plus dur,
au point de bientôt faire regretter à Henri
Dunant de n’avoir pas eu la bonne idée de
naître sous d’autres cieux.

Ce réflexe d’ériger des clôtures et d’ar-
roser ses haies pour protéger sa villa peut
se comprendre, tout dépend des relations
que l’on entretient avec son voisin. Mais ce

qui est admissible pour l’individu est déri-
soire au niveau de la nation et parfaitement
débile au niveau de la planète.

A l’heure où la Corée du Nord et l’Iran
jouent à faire trembler le monde en gesti-
culant autour de leurs bombes atomiques
réelles ou supposées, qui peut encore
croire que la solution est de construire un
mur pour empêcher les crève-la-faim de
lorgner sur les miettes du gâteau? Un gâ-
teau empoisonné du reste puisqu’il fait
flamber les coûts de la santé des nantis
cholestérolés de trop bâfrer.

Le ras-le-bol face à la monstruosité qui
veut que l’on crève de faim ou de trop man-
ger selon que l’on est d’un côté ou de l’au-
tre du mur, engendrera toujours plus de
gens prêts à tout faire sauter. Ce n’est pas
un mur de plus qui changera cette évi-
dence.

Le milliard de dollars que M. Bush va
transformer en acier et barbelés n’est
qu’un signe de plus de notre incapacité à
vivre ensemble.

JEAN BONNARD 

L’âge du mur...

BERNARD-OLIVIER SCHNEIDER

La nouvelle patronne du Départe-
ment fédéral de l’économie Doris
Leuthard n’a pas usé de la langue
de bois hier à Martigny: oui, dit-
elle, il reste du chemin à faire pour
que les femmes puissent partir
dans les mêmes starting-blocks
que les hommes lorsqu’il s’agit
d’occuper des postes dirigeants
dans les entreprises comme à tous
les échelons de la politique. Mais
c’est réalisable. Avec un brin de
bonne volonté. Mieux, le produit
intérieur brut helvétique, le fa-
meux PIB, en serait dopé: + 15 à
20% à l’horizon 2050!

Invitée vedette de la Journée de
l’économie qu’organisent Publici-
tas, la Banque Cantonale du Valais,
la Foire du Valais et «Le Nouvel-
liste», Doris Leuthard a conquis un
public venu nombreux comme ja-
mais à la salle Bonne-de-Bourbon.
Selon elle, le thème du jour, «La
place de la femme dans l’économie
et la politique» tombe à pic: «En
Suisse comme en Valais, on a besoin
des femmes. Il reste du chemin à dé-

fricher jusqu’à l’égalité, même si
nous avons de belles réalisations à
notre actif.»

Parcourir ce chemin ne sera pas
une promenade de santé... Selon la
conseillère fédérale, que ce soit
dans la politique ou l’économie, les
femmes sont trop rares, en particu-
lier au sommet de la hiérarchie:
«Dans les entreprises, il n’y en a au-
jourd’hui que 8% dans les conseils
d’administration. Ce n’est pas nor-
mal!»

Pour Doris Leuthard, les mon-
des politique et économique doi-
vent se donner la main pour créer
un environnement permettant aux
femmes de concilier vie profes-
sionnelle et vie familiale. «Au-
jourd’hui, nous avons la chance
d’avoir une économie qui marche,
un commerce extérieur qui tourne,
un excédent de la balance commer-
ciale d’environ sept milliards de
francs, un nombre de chômeurs sta-
bilisé aux alentours de 3%. Je ne de-
mande donc pas l’aumône pour les
femmes. Simplement qu’on leur
donne la chance qu’elles méritent.

On peut leur offrir un meilleur ca-
dre, notamment en ce qui concerne
la prise en charge des enfants en de-
hors des heures scolaires, les canti-
nes, les devoirs corrigés. Certes, nous
avons ouvert de nouvelles voies de
formation, par le biais des Hautes
Ecoles spécialisées, dans des domai-
nes susceptibles de les séduire, en
particulier la santé, le social, les
arts. Demeure à découvrir la recette
susceptible de multiplier par exem-
ple le nombre de femmes ingé-
nieurs...»

Dans l’immédiat, d’après la
conseillère fédérale, le monde poli-
tique et le peuple seront interpellés
le 26 novembre prochain: «J’espère
que le oui l’emportera dans la ques-
tion de l’harmonisation des alloca-
tions familiales. Idem pour l’autre
dossier, le milliard à l’Est. Nous de-
vons conforter la position de la
Suisse dans l’Union européenne et
dans le monde. Déposer un double
oui dans l’urne, c’est consolider à la
fois nos relations bilatérales avec
l’Europe, notre économie et la poli-
tique de la famille.»

«Davantage de fem
FOIRE DU VALAIS� La conseillère Doris Leuthard affirme que les entreprises 

La conseillère fédérale Doris Leuthard: «En 2010, il manquera 25 000 personnes sur le marché du travail.
Nous pouvons infléchir cette évolution en augmentant le taux d’activité des femmes.» BITTEL

La balle aux 
entreprises
Doris Leuthard n’en fait
pas mystère, pour bâtir
une égalité homme-
femme digne de ce nom,
l’Etat ne saurait agir seul:
«Les réformes déjà amor-
cées ou en cours ne suffi-
ront pas. C’est aussi et
d’abord aux entreprises de
bouger. En mettant au
point des horaires de tra-
vail favorables à la famille
et à l’éducation des en-
fants, en offrant des possi-
bilités de promotion et de
formation continue aux-
quelles les femmes pour-
raient participer. Tout le
monde serait gagnant. Les
familles. Mais aussi les fir-
mes: plus elles sont sou-
ples, face au télétravail par
exemple, plus leurs colla-
borateurs sont motivés.
Les experts de l’OCDE es-
timent qu’en optimisant le
recours au potentiel fémi-
nin, le PIB y gagnerait une
croissance cumulée 15 à
20% en 2050!»
En Suisse, les grandes en-
treprises posent en géné-
ral un regard favorable sur
ce potentiel. Ainsi, certai-
nes grandes banques ont
taillé des outils permet-
tant à une femme qui a
quitté le monde profes-
sionnel pendant plusieurs
années de «resauter» dans
le bon wagon. Les PME, en
revanche, sont dans l’en-
semble plus réticentes.
Doris Leuthard: «C’est à
leur intention que nous al-
lons publier sous peu un
guide leur montrant com-
ment élaborer une politi-
que interne favorable à la
famille.» Plus avant, aux
yeux de la conseillère fé-
dérale, «la pression sur le
marché du travail devient
plus forte en raison de
l’évolution démographi-
que. En 2010, il manquera
près de 25 000 personnes
sur le marché du travail.
Nous pouvons infléchir
cette évolution en aug-
mentant le taux d’activité
des femmes.» BOS
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mes,tous gagnants»
bénéficieraient fortement d’une participation féminine accrue. Encore faut-il aménager le cadre adéquat...

PASCAL GUEX

Y a-t-il une future conseillère
d’Etat dans la salle? Le débat
sur la place de la femme dans la
politique et l’économie ne pou-
vait décemment éluder le parti-
cularisme valaisan. Qui veut
que notre canton soit le dernier
à n’avoir jamais élu de repré-
sentante de la gent féminine au
gouvernement. Et si cette table
ronde – qui a battu tous les re-
cords d’affluence à la salle
Bonne-de-Bourbon – n’a pas
permis d’apporter de solution
miracle à la sous-représenta-
tion féminine dans les diverses

instances dirigeantes, elle a en
tout cas servi à lancer la campa-
gne électorale au Conseil d’État
de... 2009. 

C’est tout d’abord Marie-
Françoise Perruchoud-Massy
qui a confirmé sur écran géant
qu’elle briguait bel et bien une
place au gouvernement.

Chantal Balet se tâte... C’est
ensuite Chantal Balet qui est re-
venue sur sa décision «irrévo-
cable» de tourner le dos à la po-
litique. «J’ai le virus. Et quand
on dit qu’il faut une femme au
Conseil d’État valaisan, cela me

fait réfléchir.» Une femme au
Conseil d’État en 2009? Léo-
nard Bender, lui, en voit carré-
ment deux! Il  en a même pris le
pari. Sans pour autant oser
avancer que son Parti radical
allait jouer à fond la carte fémi-
nine. «Le PRD veut bien assurer
l’égalité des chances, mais il ne
peut garantir l’égalité des résul-
tats!» 

Dans une salle majoritaire-
ment... masculine, chacun s’est
accordé à reconnaître que la
gent féminine est largement
sous-représentée dans notre
pays, en politique comme en

économie. Faut-il dès lors in-
troduire des quotas? Journa-
liste à la TV romande, Romaine
Jean y croit. «Prenons exemple
sur la Norvège qui a introduit ce
système de quotas même au sein
de ses conseils d’administra-
tion. Et cela marche...»

Même discours chez l’an-
cienne conseillère nationale
Gabrielle Nanchen qui voit
dans l’exemple français une
source d’inspiration. «Nos voi-
sins ont introduit les quotas au
niveau municipal. Les élues
font très bien leur travail et tout
le monde est content.»

Fondatrice de Rézonances, Ge-
neviève Morand est plutôt par-
tisane d’un engagement plus
franc de la femme, hors d’une
intervention étatique. «Créons
des cellules d’entraide qui ont
fait leurs preuves au Canada et
tissons des réseaux. Si les fem-
mes ne s’aident pas entre elles,
on n’y arrivera pas.»

Chef du Département de
l’économie, Jean-Michel Cina
pense, lui, que les femmes y ar-
riveront «pas à pas». Et notam-
ment grâce aux infrastructures
que l’État est en train de mettre
en place. «Depuis 2003, le Valais

a par exemple fait passer la ca-
pacité de ses crèches de 1500 à
6000 places.»

Reste encore à passer du
stade des bonnes intentions à
la concrétisation. Et cela, c’est
une autre histoire. A l’heure de
faire la synthèse de ce débat or-
ganisé conjointement par la
Banque Cantonale du Valais,
Publicitas, la Foire du Valais et
«Le Nouvelliste», le président
de la direction générale de la
BCVs, Jean-Daniel Papilloud, a
ainsi reconnu qu’il est «plus fa-
cile de proclamer l’égalité que
de l’appliquer».

Deux conseillères d’Etat en 2009!

Les intervenants invités au débat (de gauche à droite): Chantal Balet, membre de la direction d’economiesuisse, Romaine Jean, journaliste à la TSR,
Geneviève Morand, CEO Rézonances, Gabrielle Nanchen, ancienne conseillère nationale, Léonard Bender, avocat et vice-président du PRD et Jean-Michel
Cina, conseiller d’Etat valaisan. BITTEL

Léonard Bender semble plus amusé par les dessins 
de Reinette projetés sur l’écran géant que son voisin
Jean-Michel Cina... BITTEL

Le débat sur la place de la femme dans l’économie a battu
tous les records d’affluence à la salle Bonne-de-Bourbon.
Mais un parterre majoritairement... masculin! BITTEL
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CHARLES MÉROZ

Certains ont applaudi, d’autres
ont affiché leur scepticisme. L’ob-
jet du «litige»? Le contenu du mes-
sage délivré hier par la conseillère
fédérale Doris Leuthard à propos
de la place de la femme dans l’éco-
nomie et la politique. Et c’est à
l’heure du cocktail dînatoire que
les langues se sont, un tantinet,
déliées.

Du côté des «pour», recrutés en
majorité dans la classe politique et
institutionnelle, l’avis de la dépu-
tée Marcelle Monnet-Terrettaz,
très pragmatique: «Elle a asséné
quelques vérités. En politique
comme en économie, les hommes
doivent accorder un peu de place
aux femmes, c’est aussi simple que
cela.» Nicole Langenegger Roux,
du Secrétariat à l’égalité et à la fa-
mille: «Son argumentation est bien
ficelée. Elle a su mettre en avant les
difficultés à concilier vie profes-
sionnelle et vie privée.»

Dans le camp des «plutôt
contre», Gabriel Zufferey, ingé-
nieur de profession, a l’avis assu-
rément tranché: «Elle dénonce un
état de fait, mais ne propose au-
cune solution.» Marie Ançay, étu-
diante à Sion: «De belles promesses,
mais on ne voit toujours rien ve-
nir.»

D’autres, enfin, ont apprécié la
participation des femmes à la
journée. Dans une certaine me-
sure néanmoins. «Si elles avaient
été moins nombreuses, il y aurait
eu plus de place à l’apéro!» Et c’est
signé Willy Giroud, député au
Grand Conseil. 

Doris Leuthard suscite
le chaud et le froid!
FOIRE DU VALAIS � Le discours de la conseillère fédérale a rassuré ou a déçu, c’est selon.
Personne n’est cependant resté de marbre.

Les organisateurs de la journée. De gauche à droite, Jean-Daniel Papilloud (BCVs), Jean-Yves Bonvin 
«Le Nouvelliste», Bernard Monnet (Foire du Valais) et Eric Meizoz (Publicitas). BITTEL

Fernande Melly, secrétaire du Grand Conseil, Marcelle Monnet-Terrettaz, députée, Marcel Mangisch, ancien
président du Grand Conseil, et Patricia Casays, députée. BITTEL

Marie Ançay, Tania Canto-Barbosa et Louise-Anne Dufour, de l’école
Ardévaz, de Sion. BITTEL

Sylvie Zumofen et Nicole Langenegger Roux, du Secrétariat à
l’égalité et à la famille. BITTEL

Willy Giroud, député, et Moreno Centelleghe, ancien député. BITTEL

Sitôt terminée la partie officielle, les nombreux invités se sont réunis devant la salle Bonne-de-Bourbon pour l’apéritif. Au 1er plan, Pierre-Yves Debons, chef marketing au 
«Nouvelliste», et Fabian Claivaz, directeur de l’Office du tourisme de Martigny. BITTEL



O b e r w a l l i s. – Ober-
walliser Patienten mit ei-
nem Augenleiden müssen
für ambulante Operatio-
nen nicht mehr nach Sit-
ten, sondern können diese
ab November wieder in
Brig-Glis durchführen las-
sen. Zudem baut das Spi-
talzentrum Oberwallis
(SZO) einen Kompetenz-
schwerpunkt im Bereich
Schmerztherapie auf. 
Ophthalmologie ist die Lehre
der Augenkrankheiten. Im
Oberwallis gibt es insgesamt
drei Ophthalmologen. Es sind
dies Dr. Peter Hagen (Brig-
Glis) sowie Dr. Bernhard Per-
ren und Dr. Marcel Mathieu, die
in Visp praktizieren. Sie alle zo-
gen sich letztes Jahr als Opera-
teure aus den Oberwalliser
Spitälern zurück und schlossen
sich für ihre ambulanten Ein-
griffe der privaten Klinik AR-
TeMED in Sitten an (der WB
berichtete). Wie Dr. Marcel
Schmid, ärztlicher Direktor des
Spitalzentrums Oberwallis, ges-
tern anlässlich einer Medienori-
entierung sagte, sei dieser Ent-
scheid in erster Linie deswegen
erfolgt, weil die Abläufe als zu
kompliziert und die Infrastruk-
tur als nicht adäquat angesehen
worden seien. Jedes Jahr müs-
sen sich rund 500 Personen aus
dem Oberwallis einer Augen-
operation unterziehen. In 90
Prozent aller Fälle ist der Graue
Star die Ursache. Für die gross-
mehrheitlich älteren Patienten
bedeutete die Fahrt nach Sitten
zum einen ein Mehraufwand.
Zum anderen waren auch
sprachliche Hürden zu über-
brücken. 

Das Gespräch gesucht
Aus diesen Überlegungen he-
raus habe man sich in den letz-
ten Monaten bemüht, das Ge-
spräch mit den drei Oberwalli-

ser Ophthalmologen zu suchen,
so Dr. Marcel Schmid. Das Er-
gebnis: Dr. Peter Hagen wird ab
dem 1. November wieder in
Brig-Glis operieren. Auch die
Verhandlungen mit Dr. Bern-
hard Perren und Dr. Marcel Ma-
thieu seien auf gutem Weg, be-
tonte der ärztliche Direktor des
SZO. Ein entsprechender Ver-
tragsabschluss sei in nächster
Zeit zu erwarten. Was gab den
Ausschlag für diese Kehrtwen-
de? «Wir haben unsere Abläufe
überprüft und vereinfacht und
gleichzeitig die Infrastruktur
wie gewünscht ausgebaut», er-
klärte Dr. Marcel Schmid.

Bedarf vorhanden
Das SZO will sich in Zukunft
vermehrt auf den Bereich
Schmerztherapie konzentrieren.
Konkret geht es dabei um die
Linderung von akuten und
chronischen Schmerzen. Wäh-

rend akute Schmerzen zeitlich
begrenzt sind und zum Beispiel
nach Operationen auftreten,
sind chronische Schmerzen von
dauerhafter Natur. Zu diesen
teils zermürbenden Zuständen
zählen unter anderem starke
Kopfschmerzen, Osteoporose,
Rückenschmerzen, Rheuma,
Arthrose oder Schmerzen durch
Krebs im fortgeschrittenen Sta-
dium. Der Bedarf nach einer
spezialisierten ambulanten
Schmerztherapie ist auch im
Oberwallis vorhanden. Wie Dr.
Charles Simon, Departements-
chef Anästhesiologie und Inten-
sivmedizin SZO, ausführte, lei-
den in der Schweiz gemäss ei-
ner europäischen Studie rund
16 Prozent der Bevölkerung un-
ter chronischen Schmerzen.
Umgemünzt auf das Oberwallis
entspricht dies einer statisti-
schen Gesamtzahl von fast
13000 Patienten. 

Praktisch 
kostenneutral

Zu denken, dass das SZO nun
in Eigenregie eine neue Abtei-
lung aufbauen will, wäre aber
falsch. Vielmehr soll ein Kom-
petenz-Netzwerk entstehen, das
auf einer engen Zusammenar-
beit mit dem Inselspital Bern
beruht und zum grossen Teil
mit eigenen Spezialisten betrie-
ben wird. In Anbetracht dessen
kann die angestrebte Speziali-
sierung in der Schmerztherapie
praktisch kostenneutral gestal-
tet werden.

Gesundheitsbereich 
im Wandel       

Am Rande der gestrigen Pres-
sekonferenz skizzierte Dietmar
Michlig, Generaldirektor des
Gesundheitsnetzes Wallis
(GNW), den Wandel, der ge-
genwärtig im Gesundheitsbe-

reich stattfindet. Als Triebkräfte
nannte er unter anderem den
medizinisch-technologischen
Fortschritt, die demografische
Entwicklung und ein veränder-
tes Gesundheitsverhalten. So
sei unter anderem ein klarer
Trendwechsel von der behan-
delnden zur vorbeugenden Me-
dizin festzustellen. Darüber
hinaus halte zunehmend die Lo-
gik der Konsumgütermärkte
Einzug. Im Gesundheitsbereich
finde zudem ein Konzentra-
tionsprozess statt. «Die geogra-
fischen Grenzen verschwinden
zusehends», so Dietmar Mich-
lig. Dies bedeute mehr Wettbe-
werb. Er verglich den Schwei-
zer Gesundheitsmarkt mit ei-
nem Zug. Ziel sei es, das Wallis
innerhalb dieser Komposition
zu einem Erstklassewagen zu
machen. Allerdings bedürfe
dies ständiger Anpassungen. 

Vermehrte 
Spezialisierung

Besonders grosses Potenzial
sieht Dietmar Michlig in diesem
Zusammenhang in einer ver-
mehrten Spezialisierung, die mit
der Schaffung von Fachkompe-
tenz-Zentren einhergeht. Was
die kantonale Spitalplanung 04
anbelange, sei diese mit weni-
gen Ausnahmen umgesetzt. Was
allerdings nicht in Vergessenheit
geraten sollte, sei der evolutive
Charakter des Reformprojektes.
Dieser Aussage pflichtete auch
SZO-Direktor Hugo Burgener
bei. Aus seiner Sicht ist eines
der grössten Hindernisse, das ei-
ner qualitativ hochstehenden,
standortübergreifenden Zusam-
menarbeit im Weg steht, die Tat-
sache, dass finanzielle Effizienz,
medizinische Qualität und re-
gionalpolitische Vorgaben nicht
immer unter einen Hut passen.
Wer die Kontroverse um die
Disziplinenaufteilung zwischen
den Spitälern Brig-Glis und
Visp mitverfolgt hat, kann be-
stens nachvollziehen, wovon der
SZO-Direktor spricht. Mittler-
weile haben sich die Wogen aber
wieder weitgehend geglättet.
Mit ein Grund dafür ist si-
cherlich auch der partizipative
Ansatz, der dem internen Ver-
änderungsprozess zugrunde
liegt. hab
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Leuthard mit wehenden Fahnen
Die Frauen standen am Wirtschaftsforum der Foire du Valais im Rampenlicht

M a r t i n a c h. – Dass der
Vorstand der Foire du
Valais seit 47 Jahren nur
von Männern besetzt war,
gab die Messeleitung erst
am Schluss des Podiums
am Tag der Wirtschaft
zum Thema «Der Platz der
Frau in der Wirtschaft und
Politik» zu. Bundesrätin
Doris Leuthard bezeichne-
te das Walliser Publikum,
das sie seit ihrer Amts-
übernahme bereits zum
dritten Mal besucht, den-
noch als aufmerksames
und dankbares Publikum.
Nach dem Votum der Bundes-
rätin Doris Leuthard analysier-
ten vier Frauen und vier Män-
ner die Lage der Nation im Zu-
sammenhang mit der Machtver-
teilung zwischen den Ge-
schlechtern. Die Chefredakto-
ren des «Nouvelliste» und des
Fernsehkanals «Canal 9», Jean
Bonnard und Yves Balmer, be-
lebten die Diskussion mit
Chantal Balet, der einzigen
Frau im 70-köpfigen grossen
Vorstand von economiesuisse,
der Lobby der Arbeitgeber, Ro-
maine Jean, Fernsehmoderato-
rin und Filmproduzentin, Gene-
viève Morand, Leiterin des
20000 Personen umfassenden
Netzwerks Rezonance in der
Westschweiz und alt National-
rätin Gabrielle Nanchen sowie
dem Vizepräsidenten der frei-
sinnig-demokratischen Partei
der Schweiz, Léonard Bender
und Staatsrat und Volkswirt-
schaftsminister Jean-Michel Ci-
na.

Keine Almosen
Almosen definiert der Duden

als «kleine Gabe, geringes Ent-
gelt». Das sei nicht das, was sie
von der Wirtschaft für die Frau-
en einfordere, betonte Bundes-
rätin Doris Leuthard einleitend
zu ihren Ausführungen am Fo-
rum in Martinach. Sie stellte
vielmehr klar, dass die Schwei-
zer Volkswirtschaft, die sich
seit 2000 auf Expansionskurs
befindet uns gegenwärtig einen
Exportüberschuss von 6,7 Mil-
liarden Franken erwirtschaftet,
durchaus in neue Formen der
Arbeitsorganisation investieren
könne. Ja, sie müsse es gerade-
zu im eigenen Interesse und in
jenem der Frauen tun, denn die
Überalterung der Gesellschaft
werde in naher Zukunft – sie
nannte die Prognosen der Orga-
nisation für Wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit OECD – den be-
reits heute grossen Beitrag der
Frauen in der Wirtschaft als
überlebenswichtiges Potenzial
nutzen müssen. Ansonsten wür-
den bereits im Jahr 2010 gut
25000 qualifizierte Arbeits-
kräfte auf dem Schweizer
Markt fehlen. Bundesrätin Do-
ris Leuthard wies auf das reale
Potenzial der Frauen hin, wür-
den doch bereits heute in man-
chen Hochschulen und Fach-
hochschulen, die endlich die
«Frauenberufe» im Gesund-
heitswesen, in der Kunst und
Sozialarbeit aufwerten würden,
mehr diplomierte Frauen als
Männer ausgebildet. 
In einer Langzeitprognose sieht
Leuthard volkswirtschaftlich
gar eine 15- bis 20-prozentige
Steigerung der Produktivität
und Wettbewerbsfähigkeit der
westlichen Wirtschaft via Inte-
gration der Frauen in die Wirt-

schaftsstrukturen – Chefetagen
inbegriffen! 
Die Bundesrätin war sich nicht
zu schade, Werbung für die An-
nahme der Familienzulagenvor-
lage zu machen, die am 26. No-
vember vor den Souverän
kommt.
Diese gehöre zu den Massnah-

men im Bereich der Förderung
der Infrastrukturen und Rah-
menbedingungen, die es für ei-
ne sinnvolle Integration der
Frauen in die Wirtschaft brau-
che.

Kein Eva-Prinzip
Medial weit verbreitete neue

Tendenzen zu einer Rückkehr
der Frau an den Herd verwiesen
die am Podium anwesenden
Freuen strikte ins Reich der
Fantasien und Marktstrategien
einiger Bestseller-Autorinnen
in den Vereinigten Staaten und
Deutschland.
Sie gaben höchstens zu, dass
die Doppelbelastung bei einer
immer noch fälschlicherweise
exklusiv den Müttern vorbehal-
tenen Kindererziehung und Fa-
milienbetreuung ein harter Job
ist, gegen den man durchaus re-
bellieren kann.
Die ganze Diskussion verlief
aber nicht entlang einer Infra-
gestellung der Männerpositio-
nen und Vollzeitjobs. Es wurde
seitens der männlichen Politi-
ker, Léonard Bender und Jean-
Michel Cina, eher darauf ver-
wiesen, dass die Rolle der Par-
teien immer noch wichtig ist.
Insofern erlaubte sich Léonard
Bender, Präsident der Unter-
walliser Radikalen, gar ein
Wettspiel. Er prognostizierte
den Einzug von zwei Frauen in
die Walliser Regierung bei den
nächsten Wahlen um den Ruf
der letzten Männerfestung in
den kantonalen Behörden Lüge
zu strafen.
Die in einem bei diesem Anlass
vorgeführten Film von Canal 9
bestätigte Kandidatur von Ma-
rie-Françoise Perruchoud Mas-
sy bei der CVP und die am Po-
dium von Chantal Balet Emery
als bedenkenswert bezeichnete
Kandidatur der Liberalen und
Radikalen sorgten für eine klare
Alternative in den aktuell
männerdominierten Diskussio-
nen über die politische Macht-
vergabe. and

Bundesrätin Leuthard sieht langfristig ein Steigerungspotenzial von
bis zu 20 Prozent für die schweizerische Produktivität. Foto wb

SZO erweitert Angebot
Augenleiden werden inskünftig wieder in Brig-Glis operiert – 

ausserdem werden in der Schmerztherapie neue Akzente gesetzt

Von links: Hugo Burgener, Direktor SZO, Dietmar Michlig, Generaldirektor GNW, Dr. Charles Simon,
Departementschef Anästhesiologie und Intensivmedizin SZO, sowie Dr. Marcel Schmid, ärztlicher 
Direktor SZO. Foto wb

Viel Glück zum 90.
L a x. – Heute Samstag kann
Emma Albrecht-Franzen in Lax
ihren 90. Geburtstag feiern. Ihr
Gatte, Tochter und Sohn mit
ihren Ehepartnern, die vier En-
kelkinder mit Partnern sowie
die zwei Urenkel wünschen von
Herzen alles Gute, Gottes Se-
gen, Gesundheit und noch viele
gemeinsame schöne Jahre in
ihrem Heim in der Binna. 

Zum
80. Geburtstag

Ried-
Brig/Mal-
leray. – Mor-
gen Sonntag
feiert Anny
Liechti-
Michlig bei
bester Ge-
sundheit im
Kreise ihrer
Familie in

Ried-Brig ihren 80. Geburtstag.
Anny Liechti, die im Jura
wohnt, ist im Herzen Walliserin
geblieben und besucht ihre Hei-
mat regelmässig. Ihr Sohn Ber-
nard mit Familie, die Verwand-
ten, Bekannten und Freunde im
Wallis und im Jura wünschen
ihr einen schönen Geburtstag
und weiterhin alles Gute, Got-
tes Segen und Wohlergehen. 

Berichtigung
S t a l d e n r i e d. – (wb) Der
Loserball in Staldenried findet
nicht wie angekündigt heute
Samstag statt, sondern erst eine
Woche später am 14. Oktober.

Begehung
Burgerschaft Termen

T e r m e n. – (wb) Die Burger-
schaft lädt am Sonntag, den 15.
Oktober 2006 zu einer March-
begehung ein. Treffpunkt ist um
9.00 Uhr auf dem Dorfplatz
Termen.
Nach der Wanderung zum
«Dirstuloch» und der Marchbe-
gehung im Gebiet «Dirstuloch–
Gmeiegga» wird man auf der
«Ledi» das Wasserreservoir der
Gemeinde besichtigen. Hier
wird auch ein Apéro serviert.
Nach der Marchbegehung trifft
man sich in der Mehrzweckhal-
le zur Minestra. Burger, welche
die Marchbegehung nicht mit-
machen, sind ab 13.00 Uhr zum
Essen eingeladen. Telefonische
Anmeldungen nimmt bis Mitt-
woch, den 11. Oktober 2006,
Burgerrätin Doris Rüttimann
entgegen. 

«OBO meets
Folk & Jazz»

V i s p. – (wb) Im Visper La
Poste geht heute Samstag um
20.00 Uhr das Jubiläumskon-
zert des Oberwalliser Blasor-
chesters (OBO) über die Bühne.
«OBO meets Folk & Jazz» lau-
tet der Titel des Programms,
welches das Orchester unter
Leitung von Tobias Salzgeber
spielen wird.
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Der liebe Sisyphus be-
gründete im alten Grie-
chenland eine Legende,
die gar manchem ver-
zweifelten Menschen
Trost spendete. Doch
vergass der Mann etwas.
Hätte er nämlich den Mut
und die Einsicht gehabt,
seine Frau zu Hilfe zu ru-
fen, um das instabile
Gleichgewicht des
Steins, den er immer wie-
der erfolglos auf den Gip-
fel stemmte, mit einem
kleinen Stein, einem
Holzstück oder mit der
Muskelkraft seiner Le-
benspartnerin auf der ge-
genüberliegenden Seite
zu stützen, so wäre sein
Tagwerk nicht sinnlos ge-
blieben. 
Heute würde man die
Unterstützung von Sisy-
phus’ Frau als wirtschaft-
lichen Mehrwert taxieren.
Jedenfalls bezog sich
der Generaldirektor der
Walliser Kantonalbank in
seinem Votum am gestri-
gen Wirtschaftsforum der
Foire du Valais auf die-
sen Begriff, um den wirt-
schaftlichen Beitrag der
Frauen in unserer Ge-
sellschaft zu qualifizie-
ren.
Er nannte im gleichen
Atemzug eine andere be-
triebswirtschaftliche
Norm, jene der Hetero-
genität verschiedener
Lösungsansätze, die ei-
ne Einmannfirma und je-
de andere Unterneh-
mung weiterbringen
kann.
Den Bezug zwischen
dem griechischen My-
thos und dem modernen
Marketing stellen wir hier
eigenhändig her.
Schliesslich sollte auch
ein Redaktor etwas
Mehrwert für eine Nach-
richt produzieren.
Wie dem auch sei, das 

Forum der Wirtschaft an
der Foire du Valais kam
einmal mehr nicht ohne
die Politik aus. Bundes-
rätin Doris Leuthard erin-
nerte den seit 47 Jahren
ausschliesslich aus Män-
nern zusammengesetz-
ten Messevorstand da-
ran, dass eine der Wur-
zeln der ungleichen Ver-
tretung der Frauen in der
Politik und in den Verwal-
tungsräten in der unge-
nügenden Entlöhnung
der Arbeit der Frauen be-
steht.
Sie liess es an der Ta-
gung, die dem Platz der
Frau in der Wirtschaft ge-
widmet war, offen, ob sie
es war, die schliesslich
den Bundesrat zu seinem
jüngsten Engagement für
die flächendeckende
Harmonisierung und Er-
höhung der Familienzula-
gen in der Schweiz be-
wog, die von der SVP be-
kämpft und am 26. No-
vember zur Volksabstim-
mung gebracht wird.
Nicht mehr so verschlos-
sen und abwehrend wie
auch schon zeigte sich
am gleichen Anlass die li-
berale Chantal Balet-
Emery in Bezug auf eine
Walliser Staatsratskandi-
datur ihrerseits.
Der Präsident der Unter-
walliser Radikalen, Léo-
nard Bender, gab sich
diesbezüglich optimis-
tisch und wollte gar eine
Wette eingehen, dass in
der nächsten Walliser
Regierung mindestens
zwei Frauen vertreten
sein werden. CVP-Frau
Anne-Françoise Perru-
choud-Massy inbegriffen.
Das scheint nur möglich,
wenn die politischen «Si-
syphusse» von heute
nicht mehr alles allein ma-
chen können und wollen.

Stéphane Andereggen

SisyphusarbeitAuch mehr Jugendliche 
finden wieder einen Job
Erster September-Rückgang bei Arbeitslosen seit 2000

B e r n / N e u e n b u r g. – (AP)
Von der guten Wirtschaftsla-
ge profitieren auf dem
Schweizer Arbeitsmarkt nun
vermehrt auch die jungen
Menschen. Erstmals seit dem
Boomjahr 2000 ist die Ju-
gendarbeitslosigkeit in einem
September gesunken. Auch
im internationalen Vergleich
steht die Schweiz sehr gut da,
wie Statistiken vom Freitag
zu entnehmen ist.

Jean-Luc Nordmann, Direktor
für Arbeit im Staatssekretariat
für Wirtschaft (seco), zeigte
sich von der Arbeitsmarktsta-
tistik für den September posi-
tiv überrascht. Zwar verharrte
die Arbeitslosenquote zum
vierten Mal in Folge auf 3,1
Prozent. Im Unterschied zum
August ging die Zahl der Ar-
beitslosen aber wieder zurück,
und zwar um knapp 2000 auf
noch 121 876 Arbeitslose.

Arbeitslosenquote geht
weiter zurück

Noch besser sieht die Entwick-
lung bei den saisonbereinigten
Zahlen aus, wo die Quote von
3,3 auf 3,2 Prozent sank. Die
gute Konjunktur drückt die Ar-
beitslosenzahlen nun schon
während 13 Monaten in Serie.
Eine Trendwende muss nach
den Worten von Nordmann
nicht befürchtet werden, auch
wenn die Arbeitslosenzahlen
in den bevorstehenden Mona-
ten saisonbedingt wieder etwas

steigen dürften. Der Seco-Ex-
perte rechnet nach wie vor mit
einem gleichmässigen Abbau
der mittleren Arbeitslosenquote
von 3,8 Prozent im letzten Jahr
über 3,3 Prozent in diesem auf
2,8 Prozent im kommenden
Jahr.
Zum ersten Mal seit dem Jahr
2000 verringerte sich auch die
Zahl der jungen Arbeitslosen
im September. Knapp 25 000
Jugendliche im Alter von 15

bis 24 Jahren waren noch ohne
Job – 1,1 Prozent weniger als
im August und fast 20 Prozent
weniger als vor einem Jahr.
Die Jugendarbeitslosenquote
sank von 4,5 auf 4,4 Prozent.
Nordmann bezeichnete diese
Entwicklung als erfreulich,
fügte aber hinzu: «Die Zahlen
sind noch immer zu hoch für
unsere eigenen Ansprüche.»
Dringenden Handlungsbedarf
bei den jugendlichen Arbeits-

losen machte der Arbeitneh-
merdachverband travail.suisse
aus.
Das positive Szenario wird von
der Kurzarbeitsstatistik und der
gleichentags vom Bundesamt
für Statistik (BFS) veröffent-
lichten Arbeitskräfteerhebung
für das zweite Quartal abgerun-
det. Die Zahl der wegen Kurz-
arbeit ausgefallenen Arbeits-
stunden war im August um gut
einen Drittel tiefer als im Vor-
monat und um fast drei Viertel
geringer als vor einem Jahr.
Die BFS-Erhebung, die den Ar-
beitsmarkt aus der Perspektive
der Erwerbstätigen und auf Ba-
sis von Stichproben beleuchtet,
weist einen Rückgang der Er-
werbslosen um 8,2 Prozent auf
169000 für das zweite Quartal
2006 gegenüber dem Vorjahres-
quartal aus. Die Erwerbslosen-
quote sank von 4,4 auf 4,0 Pro-
zent, womit die Schweiz hinter
Norwegen, Dänemark und den
Niederlanden Platz vier unter
den OECD-Staaten belegte. Ex-
terne Studien im Auftrag des
Bundes bescheinigen der
Schweizer Arbeitsmarktpolitik
insgesamt gute Resultate. Sie
zeigen aber auch, dass sich die
Lage für Ausgesteuerte etwas
verschlechtert hat.

NOTIERT

Schweiz bekommt 
einen Vätertag

B e r n. – (AP) Die Schweiz
bekommt einen Vatertag. Der
Dachverband der Schweizer
Männer und Väterorganisa-
tionen «männer.ch» führt am
Sonntag, 17. Juni 2007, zum
ersten Mal einen Vätertag
durch. Dabei handle es sich
nicht um eine Kopie des Mut-
tertags, teilte der Dachver-
band am Freitag mit. Der Tag
sei ein Aktionstag, an dem
Väter mit ihren Kindern und
anderen Vätern gemeinsam
etwas unternehmen könnten.
Zudem soll die Diskussion
über das moderne Vatersein
angeregt werden. 

Verzicht auf Referendum
gegen IV-Revision

Z ü r i c h. – Die in der Dach-
organisationenkonferenz der
privaten Behindertenhilfe
(DOK) zusammengeschlosse-
nen Behindertenorganisatio-
nen verzichten auf ein Refe-
rendum gegen die fünfte IV-
Revision. Zwar sei man in vie-
len Punkten enttäuscht von
den Beschlüssen in der soeben
beendeten Herbstsession. Man
wolle aber die auch vorhande-
nen positiven Ansätze der Re-
form nicht gefährden und das
langfristige Überleben der In-
validenversicherung nicht aufs
Spiel setzen. 

Viel Minne am Ende der «Sessiun»
5. IV-Revision als letzter Zankapfel

F l i m s. – (AP) National- und
Ständerat haben am Freitag
ihr Gastspiel in Flims weitge-
hend in Minne beendet. Die
Präsidenten beider Räte zo-
gen ein positives Fazit. Sie
konnten am Morgen noch die
10000. Besucherin begrüs-
sen. 
«Üna bella sessiun» sei es ge-
wesen, sagte Ständeratspräsi-
dent Rolf Büttiker (FDP/SO)
zum Abschluss. Die Infrastruk-
tur sei perfekt gewesen und die
Gastfreundschaft beispielhaft.
«Wir haben unsere Arbeit ge-
macht und können mit gutem
Gewissen nach Hause fahren.»
Sein Amtskollege im National-
rat, Claude Janiak (SP/BL), be-
zeichnete die Session ebenfalls
als Erfolg. Es sei richtig gewe-
sen, sie in Flims durchzuführen.
Beide Ratspräsidenten waren
zusammen mit dem Bündner
Regierungspräsidenten Claudio
Lardi und dem Flimser Ge-
meindepräsidenten Thomas Ra-
gettli nach Abschluss der politi-
schen Auseinandersetzung bei
der Enthüllung einer Erinne-
rungstafel auf dem Sessionsge-
lände dabei, die künftig in räto-
romanischer Sprache vom Gast-
spiel der eidgenössischen Räte
zeugen wird. Dort sagte Janiak,
er hoffe, der «Geist von Flims»
und die gute Bergluft würden

die Parlamentarier nach Bern
begleiten. Zuvor hatten beide
Räte in den Schlussabstimmun-
gen noch 16 Vorlagen verab-
schiedet. In den meisten Fällen
war das eine Formsache mit
klarem Stimmenverhältnis. Ein-
zig bei der 5. IV-Revision mel-
deten sich in der Grossen Kam-
mer nochmals alle grossen
Fraktionen zu Wort. Die SP und
die Grünen begründeten ihre
Ablehnung der Vorlage, wäh-
rend die Bürgerlichen die Revi-
sion als Schritt in die richtige
Richtung bezeichneten. Hugo

Fasel (Grüne/FR) sagte, die
Grünen hielten sich die Option
für ein Referendum offen.
Im Nationalrat verabschiedete
Janiak zwei Kollegen, den St.
Galler Felix Walker (CVP) und
den ehemaligen Nationalrats-
präsidenten Yves Christen
(FDP/VD). Walker war seit
1999 im Rat, Christen seit
1995. Schliesslich konnte 
Janiak an der letzten Sitzung
auch noch die 10000. Besuche-
rin begrüssen, was belegt, dass
die Bündner Session auch ein
Zuschauererfolg war. 

Heidi Z’graggen für CVP-
Parteipräsidium vorgeschlagen

B e r n. – (AP) Die Urner Jus-
tizdirektorin Heidi Z’graggen
soll Mitglied des CVP-Partei-
präsidiums werden. Die par-
teiinterne Personalkommissi-
on hat die 40-Jährige für das
Amt vorgeschlagen, wie die
CVP am Freitag mitteilte.
Nach der Wahl von Christophe
Darbellay zum Parteipräsiden-
ten waren die Frauen im CVP-
Präsidium untervertreten. Des-
halb soll nun eine dritte Frau in
das von sieben auf acht Mitglie-
der erweiterte Präsidium ge-
wählt werden. Nach Ablauf der
Frist lagen der Personalkom-
mission neben der Kandidatur

Z’graggens auch die Bewerbun-
gen der Aargauer Nationalrätin
Ruth Humbel und ihrer Zürcher
Kollegin Kathy Riklin vor. Die-
se zogen sich aber nach einem
Gespräch zurück. Man sei der
Ansicht, eine Frau von ausser-
halb des Parlaments könne die
Sichtweise der Kantone noch
stärker einbringen und bedeute
so für die Führung eine zusätz-
liche Verstärkung. Die Perso-
nalkommission übernahm diese
Argumentation und schlägt dem
Parteivorstand zuhanden der
Delegiertenversammlung vom
28. Oktober Z’graggen als Kan-
didatin vor.

Sechs Verletzte bei Verpuffung
in Schokoladefabrik

Schaden von einer halben Million

B u c h s. – (AP) Bei einer Ver-
puffung und einem Brand in
der Schokoladefabrik Frey im
aargauischen Buchs sind am
Donnerstagabend sechs Men-
schen leicht verletzt worden.
Sie konnten mittlerweile aus
dem Spital entlassen werden.
Der Sachschaden beträgt
rund eine halbe Million Fran-
ken.
Zur Verpuffung kam es ver-
mutlich wegen eines techni-
schen Defekts an einer Röst-
maschine für Haselnüsse, wie
die Kantonspolizei Aargau am
Freitag mitteilte. Es bildete
sich sofort starker, beissender
Rauch, der alle Räume der
Fabrik füllte. Auch ein Brand
wurde ausgelöst. Die Feuer-
wehren der Region standen mit
140 Mann im Einsatz. Vier An-
gestellte und zwei Feuerwehr-
leute mussten mit leichten
Rauchvergiftungen ins Spital
gebracht werden. Sie konnten

dieses noch am Donnerstag-
abend wieder verlassen. Der
hartnäckig im Gebäude liegen-
de Qualm wurde mit einem
Hochleistungslüfter bekämpft.
Als Ursache vermutet die Poli-
zei einen technischen Defekt an
der Haselnuss-Röstmaschine.
Der Sachschaden beträgt nach
ersten Schätzungen rund eine
halbe Million Franken. Kunden
würden aber vom Vorfall nichts
mitbekommen, versicherte Mi-
gros-Sprecher Urs Peter Naef.
Man könne zwar zurzeit keine
Haselnüsse rösten, bereits hät-
ten sich aber andere Firmen ge-
meldet, die aushelfen würden.
Die Chocolat-Frey AG ist die
grösste Schokoladenproduzen-
tin der Schweiz und eine 100-
prozentige Tochter der Migros.
Insgesamt stellt sie mehr als
1500 Produkte her, vom Kau-
gummi bis zu Pralinés. Die
Fabrik im aargauischen Buchs
ist der Hauptsitz.

Die Nationalräte verabschieden Nationalrat Felix Walker, CVP SG,
der nach sieben Jahren von seinem Amt zurücktritt. Foto Keystone

Eine Arbeitslose verlässt lachend das Regionale Arbeitsvermittlungsamt (RAV). Erstmals seit sechs
Jahren ging die Zahl der Arbeitslosen im Monat September wieder zurück. Foto Keystone

Arbeitsmarktpolitik erhält meist gute Noten
B e r n. – (AP) Die Schweizer
Arbeitsmarktpolitik ist von
unabhängigen Experten auf
ihre Wirksamkeit untersucht
worden und hat meist gute
Noten erhalten. Befriedigt
zeigten sich auch Spitzenver-
treter der Sozialpartner.
Gemäss den am Freitag veröf-
fentlichten Studien tragen Be-
schäftigungsprogramme, Zwi-
schenverdienste und Kurse zur
Reduktion der Arbeitslosigkeit
bei. Diese sogenannten aktiven
arbeitsmarktlichen Massnah-
men (AAM) tragen aber nicht
unbedingt zur Steigerung der
Beschäftigungsquote bei. So
führe der Zwischenverdienst zu

insgesamt deutlich mehr Stel-
len, verdränge aber reguläre
Stellen zugunsten von subven-
tionierten Zwischenverdienst-
stellen. Weiterbildungskurse
verbesserten zwar die Qualifi-
kationsstruktur, erhöhten aber
auch die Zahl Stellensuchen-
der.
Die Regionalen Arbeitsvermitt-
lungszentren (RAV) weisen er-
hebliche Unterschiede beim
Vermittlungserfolg auf. Die
Studien sollen auch helfen, vor-
handene Effizienzpotenziale zu
nutzen. Zusätzliche Anstren-
gungen werden unter anderem
zur Reduktion der überdurch-
schnittlich hohen Erwerbslosig-

keit von Ausländern angeregt.
Spitzenvertreter der Sozialpart-
ner zogen in einem Sonder-
druck der «Volkswirtschaft» ei-
ne positive Bilanz über die Wir-
kung der arbeitsmarktlichen
Massnahmen. Der Eindruck,
dass die RAV seit den 90er-Jah-
ren erhebliche Fortschritte ge-
macht hätten, bestätige sich, er-
klärte Serge Gaillard, Ge-
schäftsleiter des Gewerk-
schaftsbunds. Arbeitgeber-Di-
rektor Thomas Daum bezeich-
nete das System als recht gut
und sah auch Fortschritte be-
züglich der früher festgestellten
fehlenden Akzeptanz der RAV
bei den Arbeitgebern. 
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S i t t e n. – Was immer
nächste Woche im Gros-
sen Rat betreffend die Sa-
nierung der staatlichen
Vorsorge- und Ruhege-
haltskassen passiert: Die
Vertreter der Berufsver-
bände sind enttäuscht und
kritisieren, dass sie als Di-
rektbetroffene in die Lö-
sungssuche nicht mit ein-
bezogen wurden. Mit der
Opferrolle wollen sie sich
nicht zufriedengeben.

«Wir hatten schlicht und ein-
fach nichts zu melden», sagt
Peter Eyer, Präsident der Ober-
walliser Lehrerorganisation
OLLO und einziges aktuelles
Oberwalliser Mitglied im Di-
rektionskomitee des ZMLB
(Zentralverband der Magistra-
ten, Lehrerschaft und Beamten
des Kantons Wallis). 

Unerwünschte 
Sozialpartner

«Man hat uns zwar angehört,
aber gleichzeitig wurde uns
von der politischen Seite un-
missverständlich klargemacht,
dass wir inhaltlich nichts zur
Sanierung unserer Vorsorge-
und Ruhegehaltskassen beizu-
tragen hätten», so Eyer weiter.
Die Repräsentanten der den
beiden öffentlichen Pensions-
kassen des Staates angeschlos-
senen rund 11 500 Mitglieder
empfinden das gegenüber ei-
nem Sozialpartner als fragwür-
diges demokratisches Ver-
ständnis.
«Wir wollen nicht die Rolle
der schweigenden Opfer über-
nehmen», schreibt der Vor-
stand des VMBA (Verband der

Magistraten, Beamten und An-
gestellten des Staates Wallis)
besorgt an seine Mitglieder.
«Unser Arbeitgeber, der
Staatsrat, respektiert die ge-
genseitige Partnerschaft nicht
mehr, wenn er geltend macht,
das er durch Verhandlungen
(. . .) nicht in die Zange genom-
men werden will.»

«Gewillt zu kämpfen»
Und weiter: «Wir sind gewillt
zu kämpfen und das Erreichte
zu verteidigen.» Man lasse sich
nicht einfach so soziale Rah-
menbedingungen auferlegen,
welche die Mitglieder schlech-
terstelle. Denn die Schuld an
der Entwicklung sei nicht im
Desinteresse der Mitglieder
oder an den Machenschaften
des langjährigen Zentralsekre-
tärs Ignace Rey auszumachen,
dessen unlautere Geschäfte
manchem gelegen kämen, um
einen Schuldigen präsentieren
zu können. Reys Geschäfte
hätten nur zu einem ganz mini-
men Teil zur jetzigen Schrägla-
ge der Kassen beigetragen,
sagt Peter Eyer, ohne den ehe-
maligen starken Mann des
ZMLB in Schutz nehmen zu
wollen. 

Ungleiche 
Opfersymmetrie

Die Oberaufsicht und damit die
letztliche Verantwortung sei
nämlich stets beim Staatsrat
gewesen und dieser hätte genü-
gend Zeit gehabt, entsprechend
zu reagieren, «denn er ist schon
vor vielen Jahren auf die ungu-
te Entwicklung aufmerksam
gemacht worden». Unternom-
men worden sei aber nichts.

Deshalb gehe es jetzt auch
nicht an, dass die Versicherten
in einer ungleichen Opfersym-
metrie die Suppe alleine aus-
löffeln müssten. Eyer verweist
hier auch auf die Untersu-
chungsergebnisse der PUK,
welche die Verantwortung in
diesem Dossier klar den politi-
schen Behörden zuhält.

Jahrelang keine 
Reaktionen auf 

bekannte Missstände
«Die prekäre Schieflage der
Ruhegehalts- und Vorsorgekas-
se des Lehrpersonals und der
Vorsorgekasse für das Personal
des Staates Wallis ist seit 1998
bekannt», sagt OLLO-Sekretär
und Grossratssuppleant Rolf
Eggel. Passiert sei trotzdem
jahrelang nichts. «Und jetzt
will man plötzlich mit einer
überhasteten Botschaft mög-
lichst rasch das Problem vom
Tisch haben.» Alle seien über
die massive Unterdeckung der
Kassen orientiert gewesen,
sagt Eggel. Die Signale auf
dem Weg dorthin seien von
den Delegierten sogar schon
viel früher erkannt worden.
Bereits 1980 verlangten sie
deshalb eine Erhöhung der
Versicherungsbeiträge von 18
auf 20 Prozent. «Das wurde so-
gar in den Verbandsstatuten so
festgelegt», sagt Peter Eyer.
Der Kanton habe aber nicht
mitgezogen. Der Staatsrat habe
es unter Hinweis auf die
Staatsgarantie nicht als not-
wendig erachtet und wollte das
so als Arbeitgeber gesparte
Geld lieber anders einsetzen.
Die Regierung sei schliesslich

15 Jahre später bereit gewesen,
die Beiträge (1995 und 1996)
um je ein Prozent anzuheben.
Erst da habe sie eingesehen,
dass es so nicht mehr weiterge-
hen könne. Prompt sei dann je-
doch den Angestellten und Be-
amten vorgeworfen worden,
sie würden zu tiefe Beiträge
zahlen und zu hohe Leistungen
beziehen. 

Sparen und verzichten
Die ganze Pensionskassen-
Problematik sei in der Folge
als Instrument für die staatli-
che Personalpolitik gebraucht
worden. «Sie haben sparen
wollen und wir haben verzich-
ten sollen. Echte Verhandlun-
gen hat man uns verweigert»,
so Eyer. Und auf den Vor-
schlag, die Beiträge anzupas-
sen, habe man mit dem kosten-
neutralen Angebot eines tiefe-
ren Pensionsalters reagiert. Bis
jetzt sei das Pensionsalter
58/60 unter annehmbaren Be-
dingungen möglich gewesen.
Nach den neuen Vorschlägen
sei dies mit 60/62 nicht mehr
möglich, weil die Übergangs-
renten zusammengestrichen
worden seien. 

«So gewinnt der
Staat»

«Die Kassen sollen einseitig
auf unserem Buckel saniert
werden», schliesst Eyer aus
den Beschlüssen der vorbera-
tenden Kommission. Der Kan-
ton rühme sich, 605 Millionen
Franken einzuschiessen und
verkaufe dies im Grundtenor
quasi als Zeichen des guten
Willens gegenüber den Versi-
cherten. Dabei sei es gar nicht

notwendig, das finanzielle
Gleichgewicht so kurzfristig
wieder herzustellen. Der Staat
komme gemäss Konzept der
Kommission Ursprung (De-
ckungsgrad von 80 Prozent bis
zum 31. Dezember 2009, da-
nach progressiver Übergang zu
einem Deckungsgrad von 100
Prozent bis 2025 unter vielen
den Versicherten auferlegten
Opfern) durch die massive Re-
duzierung der Beiträge (der
Arbeitgeber will diese um 1,5
Prozent herabsetzen) zu einem
Nettogewinn von 100 Millio-
nen Franken. 

170 statt 605 Mio. 
als Gegenvorschlag

Laut den von den Kassen kon-
sultierten Experten wäre ein
Deckungsgrad von 60 Prozent
als kurzfristiges Ziel mit einem
Beitrag von zirka 170 Millio-
nen Franken zu erreichen. Das
Deckungsziel der beiden fusio-
nierten Kassen wäre (ausrei-
chende) 80 Prozent bis ins Jahr
2025. 
Die Verbände wehren sich
auch gegen die mittelfristig ge-
plante Aufgabe der Staatsga-
rantie, sobald die beiden Kas-
sen miteinander fusioniert ha-
ben.
Wichtiger ist ihnen noch, dass
das bisherige System des Leis-
tungsprimates (gesicherte Ren-
te) beibehalten wird. Dies er-
laube im Gegensatz zum Bei-
tragsprimat (abhängig von den
Einzahlungen) eine solidari-
sche Verteilung der Risiken,
wirft der ZMLB ein. 

«Schwer enttäuscht»
«So wie die ganze Sache jetzt

aufgegleist ist», sagt Eyer,
«können wir unter dem Strich
nur eines festhalten: Wir sind
von unserem Sozialpartner,
dem Staatsrat, schwer ent-
täuscht.» 
Die Walliser Staatsangestellten
würden nämlich gute Arbeit
leisten, wird festgehalten. «Im
Vergleich mit anderen Kanto-
nen ist unser Beamtenapparat
klein gehalten und die Lehrer-
schaft hat mit den Resultaten
in der PISA-Studie bewiesen,
dass sie zu den Besten im Land
gehört.» tr

Sich wehren gegen 
die Opferrolle

Sollte das Parlament nächste
Woche den Vorschlägen der
Kommission Ursprung folgen,
wird dieses Verdikt nicht still-
schweigend hingenommen.
Bereits am 18. Oktober wird an
einer ausserordentlichen Dele-
giertenversammlung des
ZMLB über das weitere Vorge-
hen beraten. 
Möglich sind nach Vorabklä-
rungen durch einen anerkann-
ten Experten die vier folgen-
den juristischen/politischen
Schritte:
1. staatsrechtliche Beschwerde
beim Bundesgericht
2. Verantwortlichkeitsklage,
um die Verantwortung des
Staates geltend zu machen
3. Referendum
4. Verwaltungsbeschwerde an
das Kantons- und Bundes-
gericht im Namen aller be-
nachteiligten ZMLB-Mitglie-
der tr

«Wir haben den Staatsrat frühzeitig
vor dem Schlamassel gewarnt»

ZMLB-Vertreter weisen einseitige Schuldzuweisungen der Politik in der Vorsorgekassen-Problematik zurück

Mehr als en tolli Olympiaschtrass 
Die Briger Furkastrasse präsentierte sich an ihrem jährlichen Fest einmal mehr von ihrer besten Seite

B r i g. – Gestern verwan-
delte sich die Furkastrasse
in eine Olympiastrasse und
noch viel mehr. Das dritte
Strassenfest zeigte ein-
drücklich auf, was die fast
vergessene Strasse zu bie-
ten hat und was Zusam-
menarbeit unter Ge-
schäftsleuten bewirken
kann. Was Besucherinnen
und Besucher antrafen,
war getreu dem Motto der
Einkaufsstrasse «wirklich
en tolli Schtrass».
Die Geschäftsleute an der Bri-
ger Furkastrasse wissen deren

Besucherinnen und Besucher
immer wieder aufs Neue positiv
zu überraschen. Dank einer her-
vorragenden Zusammenarbeit
haben sie es in den letzten Jah-
ren verstanden, die Geschäfts-
strasse im Sommer und an
Weihnachten dekorativ aufzu-
werten. Mit dem alljährlichen
Strassenfest im Herbst ver-
mochte man dank innovativer
Ideen einen Anziehungspunkt
zu schaffen. Die Veranstaltung
am Nachmittag und der gemüt-
liche Teil am Abend erlaubte es
den Geschäften, sich zu emp-
fehlen. Das Ziel war erreicht:

«En tolli Schtrass» vermochte
sich wieder ins Rampenlicht zu
stellen. 
Gestern stand die Furkastrasse
im Zeichen von Olympia. Die
Behindertensportgruppe Ober-
wallis war es, die eine Stras-
senolympiade in verschiedens-
ten Disziplinen durchführte.
Nachdem Extremsportler Beni
Furrer mit der Olympiafakel
durch die Furkastrasse zog und
auf dem Dennerkreisel das
olympische Feuer entfachte,
wurde zu den Spielen gestartet.
Neben den Betreuern leisteten
die beiden Sekundarklassen

von Paul Schmidt und Hans
Schwestermann den Behinder-
ten wertvolle Hilfe. Einmal
mehr wusste das Engagement
und die Begeisterung, die auch
auf die Besucherinnen und Be-
sucher übersprang, zu beein-
drucken. Wie es sich gehört,
wurde die Olympiade mit der
Siegerehrung abgeschlossen.
Anschliessend zeigte die Be-
hindertensportgruppe noch ei-
ne Tanz- beziehungsweise eine
Bike-show. Grosse Aufmerk-
samkeit genoss auch die inzwi-
schen zur Tradition gewordene
Kindermodeschau der Baby

Boutique und der Boutique Es-
peranza.
Der Abend am Furkaschtrass-
fäscht widmete sich der Gemüt-
lichkeit. Dabei zeigte sich, dass
es sich an der vergessen ge-
glaubten Strasse recht gemüt-
lich sein lässt. Punkt eine Minu-
te vor zwölf wurde das olympi-
sche Feuer gelöscht. Markus
Imesch, Koordinator des Fests
und ständig laufender Motor für
Aktionen an der Furkastrasse,
konnte einmal mehr eine positi-
ve Bilanz ziehen. Dabei lobte er
die Zusammenarbeit mit der
Stadtgemeinde Brig-Glis und

die Arbeit des Vorstands (Ceci-
le Schmidt, Bruno Affolter, Ma-
rio Zurbriggen) zum diesjähri-
gen Furkaschtrassfäscht. Im
nächsten Jahr werden wieder-
um drei andere Geschäftsleute
in dieses Gremium berufen.
Nach den bisherigen Erfolgen
dieses Fests darf man sehr ge-
spannt sein, was man sich für
nächstes Jahr einfallen lassen
wird. Vorfreude auf die nächste
Überraschung aus der Furkas-
trasse ist gewiss angebracht.
Dazu leistet die Zusammenar-
beit unter den Geschäftsleuten
Gewähr. mav  

Unter dem Banner der Behindertensportgruppe Oberwallis zündete Extremsportler Beni Furrer gestern
anlässlich des Furkaschtrassfäscht das olympische Feuer an. Fotos wb

Die Begeisterung anlässlich der Strassenolympiade war sehr gross. Diese wurde an verschiedenen Pos-
ten unter grossem Beifall zahlreicher Besucherinnen und Besucher ausgetragen.
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PUBLICITÉ

Comme par hasard, un jour avec le début de la
session parlementaire qui a voté l’assainissement
des caisses de pension étatiques, Stéphane
Riand, l’avocat d’Ignace Rey, ancien secrétaire gé-
néral de la FMEF, a envoyé un communiqué de
presse annonçant le dépôt en date du 5 octobre
2006 «d’une plainte pour déni de justice auprès
de la Chambre pénale du Tribunal cantonal, ne
voulant pas admettre des lenteurs procédurales
excessives puisque l’affaire a débuté il y a plus de
42 mois», note l’avocat. Pour Ignace Rey, «la poli-
tique et l’injustice paraissent prendre le pas sur la
loi». Joint au téléphone, le juge d’instruction can-

tonal Jo PItteloud n’admet pas ces critiques de
lenteur. «Il faut savoir que dans ce dossier qui
compte plus de 4000 documents il y a déjà eu six
demandes de récusations, neuf recours au Tribu-
nal cantonal et cinq au Tribunal fédéral. La procé-
dure suit donc son cours tout à fait normalement.
Je signale juste que dans une affaire comme la
Banque Cantonale de Genève, même si elle est
d’une autre envergure, il y a six ans de procédure
avec quatre juges sur le dossier.» Dans l’affaire
«Rey» on n’en sera pas là puisque la décision du
juge devrait tomber dans les semaines à venir
avec une plus que probable inculpation. VF

VINCENT FRAGNIÈRE

Dès aujourd’hui, le Grand Conseil dé-
bute l’une des sessions les plus im-
portantes de la législature avec le pas-
sage en deuxième – et dernière – lec-
ture de deux dossiers «chauds»: l’as-
sainissement des caisses de pension
et la transformation du décret sur le
Réseau Santé Valais en loi cantonale.
Député d.c. de l’Entremont, Gabriel
Luisier confirme que cette loi ne va
pas empêcher le peuple de voter sur
l’«Initiative soins pour tous» qui de-
mande la fermeture et la transforma-
tion de deux hôpitaux de soins aigus
du RSV, Sierre et Viège. «En aucun cas,
nous ne retirerons cette initiative. Le
peuple aura le dernier mot.» En atten-
dant, parole à «l’Ours de Verbier»...

Gabriel Luisier, la deuxième commis-
sion estime comme vous qu’il y a à
terme trop d’établissements de soins
aigus en Valais, mais affirme qu’il ne
faut rien faire pour l’instant. (voir ci-
contre) Qu’en pensez-vous?
D’une certaine manière, c’est la pre-
mière fois que l’on donne raison à la
réflexion de fond de «Soins pour
tous». En tout cas, les membres de
l’initiative sont satisfaits du rapport.
Par contre, en ne donnant pas de date
et en ne citant aucun établissement,
la commission manque singulière-
ment de courage politique. 

Son président Pascal Bridy évoque le
manque actuel de solution de rempla-
cement pour fermer immédiatement
un établissement...
Ce n’est pas vrai. Comme Gravelone,
on peut le transformer en EMS ou
alors accueillir des disciplines en de-
venir comme la gériatrie ou d’autres
comme la psychiatrie, un domaine
où le Valais est sous-doté. Nous ne
prétendons pas que ces transforma-
tions n’auront pas un coût, mais ce-
lui-ci sera dans tous les cas moins im-
portant que la construction d’un
nouvel hôpital.

Vous voulez parler de Rennaz dans le
Chablais?
Oui. Aujourd’hui, on cherche à
construire un nouvel hôpital alors
que l’on devra en démanteler d’au-
tres existants. C’est un choix politi-
que. Si l’on construit Rennaz, à
terme, il faudra fermer Sierre, Viège et
Martigny. Contrairement à ce que
croit Pascal Bridy, dans quinze ans, il
n’y aura plus que trois grands hôpi-
taux en Valais: un dans le Haut, un
autre à Sion et un troisième à définir
entre Sierre, Martigny et Rennaz... 

La deuxième commission propose
d’inscrire dans la loi un zone hospita-
lière du Chablais avec l’obligation
d’avoir au moins un établissement de
soins aigus. Est-ce un chèque en blanc

pour Rennaz?
Ce n’est peut-être pas un chèque en
blanc, car le Grand Conseil devra dé-
battre des crédits pour Rennaz. Mais
en tout cas, c’est un signe important.
Par prudence, la loi doit inscrire le
principe de zone hospitalière moins
précisément. En tout cas, le débat ris-
que d’être animé. Beaucoup n’ont
pas apprécié l’attitude des élus du
Chablais qui ont demandé l’inscrip-
tion de cette zone. 

De votre côté, vous demandez au peu-
ple, à travers votre initiative, l’autorisa-
tion de transformer les hôpitaux de
Sierre et Viège. Comme par hasard, les
initiants sont majoritairement de
Brigue ou de Martigny. Pourquoi ne pas
se prononcer sur le principe de ferme-
ture et laisser au gouvernement pren-
dre ses responsabilités?
Parce qu’on n’évitera pas un jour ce
choix régionaliste. Si j’ai opté pour
conserver celui de Martigny au détri-
ment de Sierre, ce n’est pas bêtement

parce que j’habite Bagnes. Au-
jourd’hui, notre région est celle qui
verse le plus d’impôts au canton,
sans avoir ni administration forte, ni
lieu d’études étatiques, ni un nombre
élevé de  fonctionnaires. Cette répar-
tition des établissements sanitaires
pourrait rétablir cet équilibre. Mais le
plus important reste la diminution
des coûts du RSV. Contrairement à ce
qu’affirment ses dirigeants, ceux-ci
ont été simplement transférés dans
d’autres secteurs de la santé si l’on en
croit le rapport sur la qualité des
soins dévoilé par Thomas Burgener.

Expliquez-vous...
Ce rapport démontre très clairement
que la diminution du nombre d’hos-
pitalisations s’explique par un trans-
fert vers la clinique de Valère, les CMS
et les EMS ainsi que vers l’hôpital du
Chablais. Il ne faut donc pas parler
d’une maîtrise des coûts hospitaliers,
mais bien d’un transfert de ceux-ci
vers d’autres acteurs de la santé.

C’est simple, le RSV fait fuir les pa-
tients. Aujourd’hui, ceux qui ont le
choix ne vont pas au RSV. C’est grave!

Peu de monde dresse publiquement un
bilan aussi dur du RSV.
Pour moi le RSV est aussi bien un
échec sur le plan financier que pour
la qualité de la prise en charge. Il faut
arrêter de faire des semi-hôpitaux
partout et avoir enfin le courage poli-
tique de mettre entre les mains des
professionnels des infrastructures
optimales. Ça passe obligatoirement
par un regroupement des disciplines
sur moins de sites. Aujourd’hui, 45%
des lits du RSV ne sont pas utilisés et
les autres sont occupés à 75%.

Ça passe peut-être aussi par des sup-
pressions d’emplois.
Effectivement. Mais il y a d’autres
secteurs d’activité dans ce canton qui
ont aussi dû passer par là. Plus on re-
structure rapidement, moins on fera
de dégâts. 

«Le RSV fait fuir les patients!»
GRAND CONSEIL�Dès aujourd’hui, le Grand Conseil va débattre pour ancrer dans une loi le Réseau
Santé Valais. Membre de l’initiative «Soins pour tous», le député PDC Gabriel Luisier confirme 
que le peuple valaisan aura le dernier mot.

«A TERME, IL FAUDRA
FERMER ET
TRANSFORMER!»
Pascal Bridy,
président de la
2e commis-
sion qui a ana-
lysé la loi sur
la santé, le dé-
puté d.c.,
confirme qu’à
terme la fer-
meture et la
transformation d’un établisse-
ment de soins aigus est inévita-
ble. «Nous parlons d’un délai de
dix à quinze ans. Fermer un éta-
blissement aujourd’hui comme
le demande l’initiative Soins
pour tous mettrait le feu à la Ré-
publique pour plusieurs raisons.
Actuellement, il n’y a aucune
discipline médicale qui ne soit
pas de soins aigus capable de
remplir ce type d’établisse-
ment. Ensuite, même si 40%
des lits de l’actuel RSV sont
inoccupés, leur coût n’est pas
trop important, puisque les frais
immobiliers sont pris en charge
par l’Etat. Enfin, politiquement,
l’annonce de la fermeture im-
médiate ou presque de Viège,
Sierre ou Martigny ne passerait
jamais la rampe aujourd’hui.»
Dans le texte de loi proposé au
Grand Conseil, on retrouve
aussi, contrairement à la pre-
mière lecture, la notion de trois
zones hospitalières définies: le
Haut-Valais, le Valais central et
le Chablais avec la notion d’«au
moins un» établissement de
soins aigus dans chacune d’el-
les. «Les députés haut-valai-
sans et chablaisiens qui siègent
dans notre commission vou-
laient à tout prix avoir la garan-
tie d’un hôpital de soins aigus
dans leur région, d’où cette pro-
position d’article trois très pré-
cise. Elle devrait susciter plu-
sieurs interventions en plé-
num...» Tout comme la volonté
de faire accepter les comptes
du RSV par le Conseil d’Etat, la
possibilité pour les employés du
RSV, sauf les cadres supérieurs,
d’être éligibles, ce qui n’est plus
le cas actuellement, ou encore
l’obligation pour le Conseil
d’Etat de soumettre la ferme-
ture d’un établissement au Par-
lement. «Il y aura un débat
animé autour du projet de loi et
c’est tant mieux. Je pense tou-
tefois que celui-ci devrait pas-
ser la rampe. Les opposants de
la première heure ont vu leurs
rangs passablement se dégarnir
ces derniers mois.» VF

CAISSE DE PENSION

Ignace Rey attaque, la justice réplique

«On veut construire 
un hôpital à Rennaz tout en 
en démantelant d’autres!»

«Dans dix ans, il faudra 
choisir entre Sierre,
Martigny et Rennaz»
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D

Gabriel Luisier est catégorique: «Aujourd’hui 45% des lits du RSV ne sont pas 
utilisés et les autres sont occupés à 75%» BITTEL

BITTEL

BITTEL



S a a s F e e. – Erfolg für
zwei Saas Feer Tourismus-
betriebe: Das Hotel Ferien-
art Resort & Spa und die
Feriensiedlung Alpenfirn
wurden mit dem EU-Um-
weltlabel ausgezeichnet. 
Der Schweizer Tourismusver-
band STV und das Bundesamt
für Umwelt BAFU haben ges-
tern insgesamt vier Schweizer
Beherbergungsbetrieben das
EU-Umweltlabel übergeben.
Diese Betriebe unternehmen be-
sondere Anstrengungen für die
nachhaltige Nutzung der natürli-
chen Ressourcen. Das internatio-

nal anerkannte Umweltlabel ver-
schafft den Betrieben Wettbe-
werbsvorteile: Sie sind attrakti-
ver für umweltbewusste Gäste
aus der Schweiz und der eu-
ropäischen Union. Das 
BAFU hat die Einführung des
Labels in der Schweiz unter-
stützt, und der STV bietet es nun
als neues Label zur Qualitätsför-
derung im Tourismus an.  
Die Schweiz hat attraktive
Landschaften – der Tourismus
lebt davon. «Attraktive Land-
schaften und schöne Natur sind
ein Markenzeichen der
Schweiz», begründete BAFU-

Direktor Bruno Oberle die Ini-
tiative des Bundes. Die Touris-
musbranche lebt davon. Für sie
ist die intakte Umwelt ein Pro-
duktionsmittel. Das seco
schätzt in einer Analyse aus
dem Jahr 2002 den Wert der
Landschaft für den Tourismus
auf jährlich 2,5 Mia. Franken.
Studien zeigen, dass die Erho-
lung in einer intakten Natur für
Gäste aus dem In- und Ausland
von grosser Bedeutung ist.

Wasserverbrauch von
12 Litern pro Minute

Ein Beispiel dafür, wie man die-

ses gemeinsame Interesse zu-
sammen umsetzen könne, sei das
EU-Umweltlabel für Beherber-
gungsbetriebe, sagte Oberle. Es
verhelfe den touristischen Be-
herbergungsbetrieben zu Wett-
bewerbsvorteilen und trage zur
Schonung der natürlichen Res-
sourcen bei, sagte Oberle. Das
BAFU hat deshalb in den ver-
gangenen zwei Jahren mitgehol-
fen, das EU-Umweltlabel für
Beherbergungsbetriebe in der
Schweiz einzuführen. Nun hat es
der Schweizerische Tourismus-
verband in sein Qualitätsangebot
für den Schweizer Tourismus

aufgenommen und fungiert als
Schweizer Koordinationsstelle.
Das Label verpflichtet das Un-
ternehmen, seinen Energie- und
Wasserverbrauch zu senken und
weniger Abfall zu produzieren.
Es fördert die Verwendung re-
gionaler Produkte und den Ein-
satz von erneuerbaren Ressour-
cen. So schafft es für Hotels, Ju-
gendherbergen, Ferienwohnun-
gen und Berghütten europaweit
Wettbewerbsvorteile. 
Wollen Beherbergungsbetriebe
das Label erlangen, müssen sie
in den Bereichen Energie, Was-
ser, Chemikalien, Abfall, sons-

tige Dienstleistungen, allgemei-
nes Management Kriterien erfül-
len. Zum Beispiel dürfen pro
Minute höchstens zwölf Liter
Wasser durch Hähne und Du-
schen fliessen oder das Personal
muss in sachgerechter Dosie-
rung von Waschmitteln geschult
werden. Die Kriterien wurden in
der EU unter Schweizer Mitbe-
teiligung entwickelt und werden
regelmässig dem Stand der
Technik angepasst. 

Vier Auszeichnungen
Gestern haben der Schweizer
Tourismusverbandd STV und
das Bundesamt für Umwelt BA-
FU in Bern vier Betrieben das
EU-Umweltlabel übergeben. Die
Preisträger sind das Fünfsterne-
Hotel Ferienart Resort & Spa in
Saas Fee, die Jugendherberge
Baden, die Ferienwohnungen
Alpenfirn in Saas Fee und die
SAC-Hütte Kesch in Bergün.
Das BAFU hat zusammen mit
dem Forschungsinstitut für Frei-
zeit und Tourismus der Univer-
sität Bern die Einführung des
EU-Umweltlabels lanciert und
ein Schweizer Handbuch erar-
beitet, nun übernimmt der STV
Koordination, Schulung und
Vermarktung des Labels. Wäh-
rend der Pilotphase – sie dauerte
von April 2005 bis September
2006 – wurde das Bewerbungs-
verfahren vereinfacht. Heute
kann ein Schweizer Auditor vor
Ort prüfen, ob ein Betrieb die
Anforderungen des EU-Umwelt-
labels erfüllt. In Zusammenar-
beit mit dem STV entscheidet
die dafür zuständige Kompe-
tenzstelle in Österreich über die
Verleihung des Zertifikats. Mit
dieser Stelle konnte eine optima-
le Zusammenarbeit aufgebaut
werden. «Mit dem EU-Umwelt-
label zeigt ein Betrieb seine
Wertschätzung der Natur – ge-
genüber den Gästen und den
Mitarbeitenden», sagte Judith
Renner-Bach, Direktorin des
STV. «Mit dem Label erwirbt ein
Beherbergungsbetrieb eine euro-
paweit gültige Marke mit einem
Einzugsgebiet von 500 Millio-
nen Konsumentinnen und Kon-
sumenten.» Ab Februar 2007
wird das neue Label auch im In-
ternet-Hotelführer von Hotelle-
riesuisse aufgeführt. hbi
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S i t t e n. – (wb) Ignace
Rey hat beim Kantonsge-
richt eine Beschwerde
wegen Rechtsverweige-
rung eingereicht. Der
ehemalige Verwalter der
Ruhegehaltskasse des
Walliser Lehrpersonals
will nicht länger der
Sündenbock sein. 

Während Rey selber immer
wieder mit juristischen Tricks
versuchte auf Zeit zu spielen,
kritisiert er nun die Justiz für
das schleppende Verfahren.
Ignace Rey hat zumindest die
Ruhegehaltskasse des Walli-
ser Lehrpersonals durch ris-
kante Spekulationen um
mehr als 100 Mio. Franken
geschädigt. Das alleine ist
nicht strafbar, denn schlechte
Renditen erlitten in den glei-
chen Jahren auch viele ande-
re Pensionskassen. 
Rey ist hingegen auch ange-
klagt wegen ungetreuer Ge-
schäftsführung und da geht es
ebenfalls um mehrere Millio-
nen Franken. Gestern nun
liess Rey über seinen Anwalt

ausrichten, dass er am 5. Ok-
tober 2006 beim Kantonsge-
richt Klage wegen Rechtsver-
weigerung einreichte.  
Rey sieht sich als Opfer. Der
Staatsrat habe im April 2003
einen Schuldigen gebraucht,
als er endlich erkannt habe,
dass die Pensionskassen in
grossen Schwierigkeiten sei-
en. Der Staat habe seine Auf-
gaben nicht erfüllt und müsse
das jetzt tun: «Aber dazu
braucht man einen Schuldi-
gen, um gegenüber dem
Stimmvolk die schmerzhafte
und teure Pille zu ‹verkau-
fen›.»
Er habe  2004 und 2005 den
Untersuchungsbehörden alle
Erklärungen und Auskünfte
gegeben. Trotzdem herrsche
im Fall Stillstand. Laut Reys
Anwalt scheinen die Politik
und die Ungerechtigkeit über
dem Gesetz zu stehen. Rey
werde immer wieder als Sün-
denbock dargestellt, derweil
sich der ZMLB und die Wal-
liser Regierung seit Monaten
gegenseitig über die Medien
bekämpfen würden.  

Ignace Rey reicht
Beschwerde ein

Früherer Pensionskassenverwalter wirft 
Justiz zu schleppendes Verfahren vor 

Bozugeschichten
im Chavez

R i e d - B r i g. – eing.) Die Ta-
ge werden kürzer, die Schatten
länger. Herbst und Winter sind
ideale Jahreszeiten, um in einer
warmen Stube alten Geschich-
ten zu lauschen. Ab Donners-
tag, 12. Oktober erzählt And-
reas Weissen einmal im Monat
in der Chavez-Stube in Ried-

Brig Bozugeschichten vom
Teufel, Tanz und der Totenpro-
zession und setzt so einen kul-
turellen Kontrapunkt zu den ku-
linarischen Köstlichkeiten, die
Küche und Keller zu bieten ha-
ben. Weitere Erzählabende sind
am Donnerstag 9. November
und am 7. Dezember vorgese-
hen. Anmeldungen nimmt das
Restaurant Chavez in Ried-Brig
entgegen.

Zwei Wölfe gehen im Wallis um
Bei jenem Tier, das Ende September im Unterwallis 25 Schafe riss, 

handelt es sich zweifelsfrei um einen Wolf
W a l l i s. – Im Wallis leben
mindestens zwei Wölfe.
Denn jenes Raubtier, das
Ende September im Unter-
wallis bei Morgins 25
Schafe gerissen hatte, ist
gemäss den Resultaten der
durchgeführten DNA-Ana-
lysen auch zweifelsfrei der
Spezies Canis lupus zuzu-
ordnen.

Rückblick: Seitdem er im April
dieses Jahres in Gluringen erst-
mals ein Hirschkalb gerissen
hatte, machte der Gommer
Wolf von sich reden. 

Gommer Wolf zum
Abschuss frei

Insgesamt 33 gerissene Schafe
auf den Alpen zwischen Rit-
zingen und Oberwald gingen
im Sommer auf sein Konto. Da
es sich um Alpen handelte, die
Schutzmassnahmen gegen das
Grossraubtier getroffen hatten,
erachtete das Bundesamt für
Umwelt (BAFU) die Ab-
schusskriterien für erfüllt. Der
Staatsrat beschloss daraufhin,
den Wolf zum Abschuss frei-
zugeben. In die Aktion wurde
auch die Walliser Jägerschaft
einbezogen. Grünröcke, die
über Erfahrungen im Jagdperi-
meter verfügten, konnten sich
beim Jagddienst registrieren
lassen und eine Abschussbe-
willigung beantragen. Trotz
des wohl einmaligen Angebots
war die Walliser Jägerschaft
kaum scharf, den Wolf erlegen
zu wollen. Dies bezeugt allein
die Tatsache, dass lediglich
knapp über hundert entspre-
chende Bewilligungen ange-

fragt worden waren. Trotz aller
Bemühungen, das Raubtier zu
erlegen, fehlt vom Gommer
Wolf seither jede Spur. Die
Risse Ende August blieben die
bisher letzten. 

25 gerissene Schafe in
einer einzigen Nacht

Nun hat sich am 26. Septem-
ber in der Nähe der Ortschaft
Morgins in einem Park auf der

Alpe Conche auf einer Höhe
von 1650 Metern über Meer
ein erneuter Zwischenfall er-
eignet (der WB berichtete). Ei-
ne aus nicht weniger als 530
Tieren bestehende Schafherde
wurde von einem Raubtier an-
gegriffen. Trotz aller
Vorsichtsmassnahmen – die
Tiere waren in einem Elektro-
zaun eingepfercht und von ei-
nem Esel bewacht, der Alarm

schlagen sollte – richtete das
Raubtier grossen Schaden an.
Zwölf Schafe starben infolge
ihrer schweren Risswunden
sofort, elf weitere wurden
schwer verletzt aufgefunden
und mussten notgeschlachtet
werden. Von den zehn fehlen-
den Schafen konnten weitere
zwei ebenso nur noch tot ge-
funden werden. Das Raubtier
hatte also in einer einzigen
Nacht nicht weniger als 25
Schafe gerissen. 

Jagddienst prüft 
Abschussbewilligung

Um welche Art von Tier es sich
dabei gehandelt hatte, sollte
durch DNA-Analysen der Riss-
spuren festgestellt werden. Die
Resultate liegen jetzt zweifels-
frei vor. Die Spekulationen be-
stätigten sich: Im Wallis geht
nebst dem Gommer Wolf min-
destens ein zweiter Wolf um.
Die DNA-Analyse hätte ge-
zeigt, dass ein einziger Wolf
hinter den Angriffen stehe, wie
Jagdchef Peter Scheibler mit-
teilte. Wahrscheinlich sei das
Tier über die nahe gelegene
Grenze aus Frankreich ins Wal-
lis eingewandert. Derzeit stelle
die Jagdverwaltung ein Dossier
über den neuen Wolf zusam-
men. Danach wolle der Kanton
mit dem BAFU prüfen, ob das
Tier zum Abschuss freigegeben
werden soll. Dieser Entscheid
soll bis Ende der nächsten Wo-
che fallen. Wenn ein Wolf in-
nert vier Monaten mehr als 35
Schafe oder in einem Monat 25
Schafe reisst, kann das BAFU
eine Abschussbewilligung er-
teilen. wekMindestens zwei Wölfe leben derzeit im Wallis. Foto wb

Mit der Umwelt schonend umgehen
Zwei Tourismusbetriebe aus Saas Fee wurden mit dem EU-Umweltlabel ausgezeichnet

EU-Umweltlabel für einen schonenden Umgang mit der Umwelt (von links): Michel Burgener, Ferienwohnungen Alpenfirn, Michel Caflisch, Kesch-Hütte, Andreas Aebischer,
Jugendherberge Baden, und Beat Anthamatten, Ferienart Resort und Spa. Foto Keystone
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PUBLICITÉ

Comme par hasard, un jour avec le début de la
session parlementaire qui a voté l’assainissement
des caisses de pension étatiques, Stéphane
Riand, l’avocat d’Ignace Rey, ancien secrétaire gé-
néral de la FMEF, a envoyé un communiqué de
presse annonçant le dépôt en date du 5 octobre
2006 «d’une plainte pour déni de justice auprès
de la Chambre pénale du Tribunal cantonal, ne
voulant pas admettre des lenteurs procédurales
excessives puisque l’affaire a débuté il y a plus de
42 mois», note l’avocat. Pour Ignace Rey, «la poli-
tique et l’injustice paraissent prendre le pas sur la
loi». Joint au téléphone, le juge d’instruction can-

tonal Jo PItteloud n’admet pas ces critiques de
lenteur. «Il faut savoir que dans ce dossier qui
compte plus de 4000 documents il y a déjà eu six
demandes de récusations, neuf recours au Tribu-
nal cantonal et cinq au Tribunal fédéral. La procé-
dure suit donc son cours tout à fait normalement.
Je signale juste que dans une affaire comme la
Banque Cantonale de Genève, même si elle est
d’une autre envergure, il y a six ans de procédure
avec quatre juges sur le dossier.» Dans l’affaire
«Rey» on n’en sera pas là puisque la décision du
juge devrait tomber dans les semaines à venir
avec une plus que probable inculpation. VF

VINCENT FRAGNIÈRE

Dès aujourd’hui, le Grand Conseil dé-
bute l’une des sessions les plus im-
portantes de la législature avec le pas-
sage en deuxième – et dernière – lec-
ture de deux dossiers «chauds»: l’as-
sainissement des caisses de pension
et la transformation du décret sur le
Réseau Santé Valais en loi cantonale.
Député d.c. de l’Entremont, Gabriel
Luisier confirme que cette loi ne va
pas empêcher le peuple de voter sur
l’«Initiative soins pour tous» qui de-
mande la fermeture et la transforma-
tion de deux hôpitaux de soins aigus
du RSV, Sierre et Viège. «En aucun cas,
nous ne retirerons cette initiative. Le
peuple aura le dernier mot.» En atten-
dant, parole à «l’Ours de Verbier»...

Gabriel Luisier, la deuxième commis-
sion estime comme vous qu’il y a à
terme trop d’établissements de soins
aigus en Valais, mais affirme qu’il ne
faut rien faire pour l’instant. (voir ci-
contre) Qu’en pensez-vous?
D’une certaine manière, c’est la pre-
mière fois que l’on donne raison à la
réflexion de fond de «Soins pour
tous». En tout cas, les membres de
l’initiative sont satisfaits du rapport.
Par contre, en ne donnant pas de date
et en ne citant aucun établissement,
la commission manque singulière-
ment de courage politique. 

Son président Pascal Bridy évoque le
manque actuel de solution de rempla-
cement pour fermer immédiatement
un établissement...
Ce n’est pas vrai. Comme Gravelone,
on peut le transformer en EMS ou
alors accueillir des disciplines en de-
venir comme la gériatrie ou d’autres
comme la psychiatrie, un domaine
où le Valais est sous-doté. Nous ne
prétendons pas que ces transforma-
tions n’auront pas un coût, mais ce-
lui-ci sera dans tous les cas moins im-
portant que la construction d’un
nouvel hôpital.

Vous voulez parler de Rennaz dans le
Chablais?
Oui. Aujourd’hui, on cherche à
construire un nouvel hôpital alors
que l’on devra en démanteler d’au-
tres existants. C’est un choix politi-
que. Si l’on construit Rennaz, à
terme, il faudra fermer Sierre, Viège et
Martigny. Contrairement à ce que
croit Pascal Bridy, dans quinze ans, il
n’y aura plus que trois grands hôpi-
taux en Valais: un dans le Haut, un
autre à Sion et un troisième à définir
entre Sierre, Martigny et Rennaz... 

La deuxième commission propose
d’inscrire dans la loi un zone hospita-
lière du Chablais avec l’obligation
d’avoir au moins un établissement de
soins aigus. Est-ce un chèque en blanc

pour Rennaz?
Ce n’est peut-être pas un chèque en
blanc, car le Grand Conseil devra dé-
battre des crédits pour Rennaz. Mais
en tout cas, c’est un signe important.
Par prudence, la loi doit inscrire le
principe de zone hospitalière moins
précisément. En tout cas, le débat ris-
que d’être animé. Beaucoup n’ont
pas apprécié l’attitude des élus du
Chablais qui ont demandé l’inscrip-
tion de cette zone. 

De votre côté, vous demandez au peu-
ple, à travers votre initiative, l’autorisa-
tion de transformer les hôpitaux de
Sierre et Viège. Comme par hasard, les
initiants sont majoritairement de
Brigue ou de Martigny. Pourquoi ne pas
se prononcer sur le principe de ferme-
ture et laisser au gouvernement pren-
dre ses responsabilités?
Parce qu’on n’évitera pas un jour ce
choix régionaliste. Si j’ai opté pour
conserver celui de Martigny au détri-
ment de Sierre, ce n’est pas bêtement

parce que j’habite Bagnes. Au-
jourd’hui, notre région est celle qui
verse le plus d’impôts au canton,
sans avoir ni administration forte, ni
lieu d’études étatiques, ni un nombre
élevé de  fonctionnaires. Cette répar-
tition des établissements sanitaires
pourrait rétablir cet équilibre. Mais le
plus important reste la diminution
des coûts du RSV. Contrairement à ce
qu’affirment ses dirigeants, ceux-ci
ont été simplement transférés dans
d’autres secteurs de la santé si l’on en
croit le rapport sur la qualité des
soins dévoilé par Thomas Burgener.

Expliquez-vous...
Ce rapport démontre très clairement
que la diminution du nombre d’hos-
pitalisations s’explique par un trans-
fert vers la clinique de Valère, les CMS
et les EMS ainsi que vers l’hôpital du
Chablais. Il ne faut donc pas parler
d’une maîtrise des coûts hospitaliers,
mais bien d’un transfert de ceux-ci
vers d’autres acteurs de la santé.

C’est simple, le RSV fait fuir les pa-
tients. Aujourd’hui, ceux qui ont le
choix ne vont pas au RSV. C’est grave!

Peu de monde dresse publiquement un
bilan aussi dur du RSV.
Pour moi le RSV est aussi bien un
échec sur le plan financier que pour
la qualité de la prise en charge. Il faut
arrêter de faire des semi-hôpitaux
partout et avoir enfin le courage poli-
tique de mettre entre les mains des
professionnels des infrastructures
optimales. Ça passe obligatoirement
par un regroupement des disciplines
sur moins de sites. Aujourd’hui, 45%
des lits du RSV ne sont pas utilisés et
les autres sont occupés à 75%.

Ça passe peut-être aussi par des sup-
pressions d’emplois.
Effectivement. Mais il y a d’autres
secteurs d’activité dans ce canton qui
ont aussi dû passer par là. Plus on re-
structure rapidement, moins on fera
de dégâts. 

«Le RSV fait fuir les patients!»
GRAND CONSEIL�Dès aujourd’hui, le Grand Conseil va débattre pour ancrer dans une loi le Réseau
Santé Valais. Membre de l’initiative «Soins pour tous», le député PDC Gabriel Luisier confirme 
que le peuple valaisan aura le dernier mot.

«A TERME, IL FAUDRA
FERMER ET
TRANSFORMER!»
Pascal Bridy,
président de la
2e commis-
sion qui a ana-
lysé la loi sur
la santé, le dé-
puté d.c.,
confirme qu’à
terme la fer-
meture et la
transformation d’un établisse-
ment de soins aigus est inévita-
ble. «Nous parlons d’un délai de
dix à quinze ans. Fermer un éta-
blissement aujourd’hui comme
le demande l’initiative Soins
pour tous mettrait le feu à la Ré-
publique pour plusieurs raisons.
Actuellement, il n’y a aucune
discipline médicale qui ne soit
pas de soins aigus capable de
remplir ce type d’établisse-
ment. Ensuite, même si 40%
des lits de l’actuel RSV sont
inoccupés, leur coût n’est pas
trop important, puisque les frais
immobiliers sont pris en charge
par l’Etat. Enfin, politiquement,
l’annonce de la fermeture im-
médiate ou presque de Viège,
Sierre ou Martigny ne passerait
jamais la rampe aujourd’hui.»
Dans le texte de loi proposé au
Grand Conseil, on retrouve
aussi, contrairement à la pre-
mière lecture, la notion de trois
zones hospitalières définies: le
Haut-Valais, le Valais central et
le Chablais avec la notion d’«au
moins un» établissement de
soins aigus dans chacune d’el-
les. «Les députés haut-valai-
sans et chablaisiens qui siègent
dans notre commission vou-
laient à tout prix avoir la garan-
tie d’un hôpital de soins aigus
dans leur région, d’où cette pro-
position d’article trois très pré-
cise. Elle devrait susciter plu-
sieurs interventions en plé-
num...» Tout comme la volonté
de faire accepter les comptes
du RSV par le Conseil d’Etat, la
possibilité pour les employés du
RSV, sauf les cadres supérieurs,
d’être éligibles, ce qui n’est plus
le cas actuellement, ou encore
l’obligation pour le Conseil
d’Etat de soumettre la ferme-
ture d’un établissement au Par-
lement. «Il y aura un débat
animé autour du projet de loi et
c’est tant mieux. Je pense tou-
tefois que celui-ci devrait pas-
ser la rampe. Les opposants de
la première heure ont vu leurs
rangs passablement se dégarnir
ces derniers mois.» VF

CAISSE DE PENSION

Ignace Rey attaque, la justice réplique

«On veut construire 
un hôpital à Rennaz tout en 
en démantelant d’autres!»

«Dans dix ans, il faudra 
choisir entre Sierre,
Martigny et Rennaz»

LD
D

Gabriel Luisier est catégorique: «Aujourd’hui 45% des lits du RSV ne sont pas 
utilisés et les autres sont occupés à 75%» BITTEL

BITTEL

BITTEL
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Exquisit reisen – 
exquisit speisen

Neues Angebot der Matterhorn Gotthard Bahn
Nach dem Motto «Exquisit
reisen – exquisit speisen»
lanciert die Matterhorn
Gotthard Bahn am 29. Ok-
tober 2006 ein neues Ange-
bot. Sowohl Fein-
schmecker wie auch Hima-
laja-Liebhaber kommen
bei dieser Reise mit dem
Glacier Express von Brig
nach Disentis voll auf ihre
Kosten. 

Der Bordkoch und Mount-
Everest-Bezwinger Peter
Gschwendtner verwöhnt die
Gaumen der Mitreisenden auf
der Fahrt durch die einmalige
Landschaft. Zudem präsentiert
er im Benediktinerkloster in
Disentis seinen Erlebnisbericht
zur Besteigung des Mount
Everest im Jahr 2004. Während
der Fahrt im Glacier Express
von Brig nach Disentis wird
ein exquisites Gourmet-Menü
des Starkochs und Mount-
Everest- Bezwingers Peter
Gschwendtner mit ausgesuch-
ten kulinarischen Köstlichkei-
ten aus dem Wallis serviert. In
Disentis eingetroffen, steht ein
kleiner Spaziergang zum Klo-
ster Disentis auf dem Pro-
gramm. Im Klostermuseum

können verschiedene Ausstel-
lungen besichtigt werden, die
Wissenswertes über Kulturhi-
storisches und Naturgeschicht-
liches zu vermitteln wissen.
Ein spannender Erlebnisbericht
und dessen Illustration zum
Thema «Gourmetkoch be-
zwingt Mount Everest» von
Peter Gschwendtner umrahmt
den Aufenthalt in den klösterli-
chen Gefilden. 
In dieser Multimedia-Präsenta-
tion zeigt Peter Gschwendtner,
wie es ihm – zusammen mit
dem Fiescher Bergführer Kili-
an Volken – gelungen ist, den
Mount Everest zu bezwingen.
Im Anschluss an diese gedank-
liche Entführung nach Nepal
macht sich die Gruppe auf den
Rückweg zum Bahnhof Disen-
tis. 
Während der Heimreise in den
schönen Panoramawagen des
Glacier Express verwöhnt der
Bordkoch und Extrembergstei-
ger Peter Gschwendtner die
Gäste mit exquisiten Des-
sertspezialitäten und ist offen
für spannende Gespräche. Kaf-
fee trinkend fahren die Ex-
quisit-Reisenden durch die
Walliser Bergwelt zurück nach
Brig.

Die Welt der
afrikanischen Frau

Werkschau von Tony Nwachukwu in Gampel
G a m p e l. – (wb) «Die afrika-
nische Frau» lautet der Titel der
Ausstellung von Tony Nwa-
chukwu, die noch bis Sonntag-
abend in der «Milimattu» zu
Gampel zu sehen ist.
In seinen Bildern zeigt der
Künstler aus Nigeria auf, mit
welchen Freuden und Proble-
men sich die Frau in Afrika
konfrontiert sieht. Sichtbar
werden die weiblichen Stärken
und die Verlässlichkeit, das
Können und die Geduld. Aber
auch die Leiden kommen zum
Zug. 
«Während der Künstler sich mit
Pinsel und Meissel in die Welt

der afrikanischen Frau hinein-
tastet, wird ihm immer mehr be-
wusst, dass die vielen Beiträge
der Frauen zum gesellschaftli-
chen und familiären Leben all-
gemein unbeachtet bleiben und
unterschätzt werden», wurde
denn auch an der Vernissage
vom vergangenen Samstag be-
tont.
Wer sich die Bilder von Tony
Nwachukwu in aller Ruhe zu
Gemüte führen will, dem bietet
sich in der Gampjer «Milimat-
tu» noch bis zum 15. Oktober
Gelegenheit dazu. Der Künstler
ist jeweils zwischen 19.00 und
21.00 Uhr anwesend.

Sexistische Werbung
Antwort an Frau Hugo Lötscher

Ihr Leserbrief «Problemzone
Po» hat mich enttäuscht. Frei-
lich ist diese Werbung der Bel-
alp Bahnen anders – sie macht
in mutiger Weise aufmerksam

– Gratulation! Ich finde es ver-
messen, dass Sie, in ihrer
Funktion als SP-Parteipräsi-
dentin, den Bahnverantwortli-
chen vorwerfen, sie würden
hirnlos und genitalgesteuert
gehandelt haben. Sind dies
nicht auch furchtbar abgegrif-
fene feministische Denkwei-
sen, welche mehr als nur dis-
kriminierend sind? Die Bah-
nen laden zum Skivergnügen
ein, welches in der wunder-
schönen Belalpregion sogar
dazu führt, dass ein Paar nebst
der Natur noch Gemeinsam-
keit, Zärtlichkeit und liebevol-
len Umgang erlebt. Die zwei
sportlich gestählten Körper
deuten auf die Entspannung
jenseits der Hektik des Alltags
und der Berufswelt hin. Die
Belalp Bahnen bringen in einer
Welt, wo jeder nur noch sich

selber sucht, Menschen zu-
sammen – ein edler Gedanke?
Das Plakat zeigt Gleichberech-
tigung und nicht eine sexisti-
sche Haltung, wo Menschen
körperlich und seelisch aus-
genützt und missbraucht wer-
den, wo ein Mensch einen an-
dern sexuell nötigt und domi-
nant sich über ihn stellt. Es gä-
be Wichtigeres als zwei halb-
nackte Pos, Frau Hugo-Löt-
scher. Setzen Sie sich ein für
Gerechtigkeit in dieser Welt,
für die Misshandelten, die Ge-
schlagenen, die zerrütteten Fa-
milien, die missbrauchten Kin-
der. Warum regen Sie sich we-
gen dieser Pos so auf, haben
Sie sich doch vor nicht allzu
langer Zeit vehement einge-
setzt für die Legalisierung der
Abtreibung? Nacktheit ist
fragwürdig, bewusstes Töten
aber kein Problem – hat sich
da nicht etwas verdreht? Und
noch etwas: Kaum ein Politi-
ker oder eine Politikerin ist so
oft in der Zeitung zu sehen,
wie Sie – auch das ist Auffal-
len um jeden Preis!?

Andenmatten Heinrich
Wimmis

Chestinu-Plausch

R a r o n. – eing.) Der Hilde-
gard-Kreis beginnt die Arbeits-
nachmittage wieder mit einem
«Chestinu-Plausch». Dieser fin-
det in Raron am 12. Oktober im
Restaurant Burg statt. Treff-
punkt ist um 11.00 Uhr beim
Bahnhof Raron. Anmeldung er-
wünscht an Marlis Zenklusen
oder Mathilde Duft in Brig.

Bepflanzung für
Herbst und Winter

N a t e r s. – Der Gartenbauver-
ein Oberwallis lädt am Sams-
tag, den 14. Oktober 2006, zum
Herbstanlass «Schmucke Be-
pflanzung für Herbst und Win-
ter». 
Dieser findet um 14.00 Uhr in
der Gärtnerei Ritter in Naters
statt.

Wird das Spital Brig jetzt
zum billigen Geschenk?

Neues Walliser Spitalgesetz

Die Gemeinden der Spitalregi-
on Goms und Brig-Aletsch sind
in der grossen Mehrheit mit
dem Spitalkonzept 2004 und
dem Gesundheitsnetz Wallis
(GNW) unzufrieden. Die Ver-
sorgungsqualität hat sich seit

dem GNW (2004) verschlech-
tert. Der Staatsrat hält sich auch
nicht an gemachte Verspre-
chungen. Und die Krankenkas-
senprämien steigen im Wallis
munter weiter. Das GNW als
rechtlich selbständige öffentli-
che Anstalt ist ein verstecktes
Staatsvehikel des Kantons und
setzt die Spitalpolitik nach der
Methode der kurzen Fristen
(Hauruck-mässig) um. Ände-
rungen am Spitalkonzept 2004
sind an der Tagesordnung. Die
Abgeltung der bisherigen Ei-
gentümer (Gemeindeverbände/
religiöse Institutionen) ist völ-
lig unbefriedigend bzw. nicht
gelöst. Für das Spital in Brig
liegt heute noch keine Lösung

vor. Für die Infrastruktur des
Spitals von Brig will der Staat
Wallis sage und schreibe
schlappe 243738 Franken ver-
güten. Terrain- und Gebäude-
preis des Spitals wird zurzeit
verhandelt. Vorsorglich liess
das GNW am 25.3.2004 im
Grundbuch ein Veräusserungs-
verbot ein- tragen. So läufts im
Wallis eben. Eigentum hin oder
her. Jetzt noch Geschenke an
Kanton und GNW? Ganz ein-
fach unerträglich. Der Staatsrat
hat seine Hausaufgaben nicht
gemacht. Die Verordnungen
zum neuen Spitalgesetz liegen
bis heute dem Grossrat nicht
vor. Namens der IG «Pflege für
alle» sind wir gegen das Spital-
gesetz. 1991 übernahm der
Kanton den Schuldenstand aller
Spitäler im Wallis mit 334,6
Mio. Franken. Das Spital Brig
stand mit 17,4 Mio. Franken am
besten da. Wir fordern: Statt
billiges Abfindungskapital: Ar-
beitsplätze und ein intaktes
Akutspital!

Schmid Jean-Marie
Grossrat, Brig-Glis

CSP Brig-Glis-Gamsen-
Brigerbad bleibt am Ball

Anlässlich unseres letzten Mo-
natshocks konnten wir eine er-
freulich grosse Teilnehmerzahl
begrüssen. Besonders erfreulich

war die Anwesenheit vieler
Mandatsträger, welche uns
prompt mit interessanten Neu-
igkeiten informierten. Auf diese
Weise macht Parteiarbeit auf
kommunaler Ebene Sinn.
Unsere Gemeinderäte infor-
mierten über die laufenden Ge-
schäfte, soweit dies möglich
war. Zur zukünftigen Nutzung
des Zeughausareals konnten
erste Tendenzen aufgezeigt
werden. An dieser Stelle haben
wir erneut unser Anliegen ze-
mentiert, dass diesbezüglich die
Interessen der Jugendorganisa-
tionen aus unserer Gemeinde
unbedingt einbezogen werden
müssen. Dieser Standort eignet
sich sehr gut für die Bedürfnis-
se unserer Jugend. Man sollte
sich dies vielleicht auch als Ent-
scheidungsträger nochmals
durch den Kopf gehen lassen.

Das einheimische
Gewerbe unterstützen

Nachdem wir im vergangenen
Frühjahr einen erfolgreichen
Anlass für die Gewerbetreiben-
den aus unserer Gemeinde orga-
nisiert haben, wollen wir mit
Anerkennung feststellen, dass
das einheimische Gewerbe lebt.
Dies lässt sich auch anlässlich
des «Furkaschtrass-Fäschts» be-
obachten. Tragen wir doch dazu
bei, dass dies auch in Zukunft so
bleibt.

GV in Glis
Für die kommende GV vom
Montag, 6. November, haben
wir uns entschlossen, die Bur-
gerdiele in Glis zu reservieren.
Nebst den üblichen Traktanden
werden wir zu einem aktuellen
Thema informieren und an-
schliessend ein Raclette offerie-
ren. Wir hoffen, dass möglichst
zahlreiche CSP-Ortsparteimit-
glieder und Sympathisanten den
Weg nach Glis finden werden.

CSP-Ortspartei Brig-
Glis-Gamsen-Brigerbad

Die Benedikt Weibel
Story

ZAP-Arena in Brig
SBB-Chef Benedikt Weibel
tritt Ende Jahr ab. Schon
jetzt wird er mit einem
Buch geehrt. Unter dem
Titel «Der rote Boss»
zeichnen die Journalisten,
Christian Dorer und Pa-
trick Müller, ein facetten-
reiches Bild des Mannes,
der für die grössten Verän-
derungen der SBB steht.

In wenigen Regionen verändert
sich für den Bahnverkehr mehr
als im Oberwallis. Die Fahrt
von Bern nach Brig wird in Zu-
kunft noch eine Stunde dauern.
Umgekehrt hat der Bahnhof
Brig seine verkehrsreichen Ta-
ge hinter sich. Neuer Knoten-
punkt des Bahnverkehrs wird
Visp. In absehbarer Zeit werden
alle Weichen und Züge von
Spiez oder Lausanne her ge-
steuert. Andererseits befindet
sich mit dem Contact Center
der SBB ein Hirn der Bundes-
bahnen in Brig.
Das Oberwallis ist eine Eisen-
bahnregion. Die gewaltigen
Veränderungen der letzten 15
Jahre haben unserer Region
mehr Vorteile als Nachteile ge-
bracht. Was werden uns die
nächsten Jahre bringen? Wer-
den zwei bis drei grosse Güter-
bahnenden den Markt unter
sich aufteilen? Schafft die Ei-

senbahn den Sprung ins digitale
Zeitalter? Welche Rolle werden
Gewerkschaften und Sozial-
partner spielen? Wird die SBB
die sogenannten Privatbahnen
übernehmen?
Benedikt Weibel ist die SBB in
Person. Am 12. Oktober 2006
ist er zusammen mit den Auto-
ren in der ZAP-Arena in Brig.
Sie werden dabei von Peter Bo-
denmann befragt. Wer sich für
die Vergangenheit und Zukunft
der Eisenbahn im Oberwallis
interessiert, darf diesen Abend
nicht verpassen.

Benedikt Weibel

Die Swiss MountainBrass am Merezmarkt in Naters. Foto zvg

Erfolgreiches Debüt
Swiss MountainBrass in Naters und Brig

N a t e r s / B r i g. – eing.)
Auf den Tag genau neun
Monate nach ihrer Grün-
dung präsentierte die
Swiss MountainBrass am
vergangenen Samstag erst-
mals ihr rund dreiviertel-
stündiges Konzertpro-
gramm in Naters und Brig
vor heimischem Publikum.

Die Swiss MountainBrass ist
die erste Walliser Powerbrass-
band. Sie wurde am 7. Januar
2006 im Briger Bahnhofbuffet
gegründet mit dem ehrgeizigen
Ziel, bereits im Herbst 2006 die
ersten Konzerte zu spielen. Seit
März 2006 übten nun Musikan-
tinnen und Musikanten aus dem
gesamten Oberwallis ein rund
dreiviertelstündiges abwechs-
lungsreiches Programm aus den
Sparten Pop/Rock, Latino und
Soul ein. Das poppige «Left ou-
tside alone» von Anastacia

gehörte dabei ebenso zum Pro-
gramm wie «The Fight» aus
dem Film «Over the Top» oder
das soulgeschwängerte «Love
is on our Side» von Frank Popp.
Symbolisch beendete die Swiss
MountainBrass ihre Konzerte
jeweils mit «The Show must go
on». Die Verantwortlichen der
Swiss MountainBrass zeigten
sich mit den ersten Konzerten
im Oberwallis sehr zufrieden.
Die lockere Marktstimmung in
Naters, die herrliche Kulisse im
Briger Stockalperschloss sowie
der grossartige Besucherauf-
marsch taten das Ihrige.
Vorerst wird sich die Swiss
MountainBrass nun wiederum
vorwiegend dem Proben wid-
men und dabei das nächste Ziel
– im Herbst 2007 mit einem
rund eineinhalbstündigen Kon-
zertprogramm aufzutreten – an-
steuern. Dazwischen sind je-
doch kleinere Auftritte geplant.

† Robert Schröter
G u t t e t - F e s c h e l. – Am
Samstag in den Morgenstunden
ist Robert Schröter im Alter von
81 Jahren im Alters-, Pflege-
und Behindertenheim St. Josef
in Susten sanft im Herrn ent-
schlafen. Der Trauergottes-
dienst findet heute Dienstag,
den 10. Oktober 2006, um
10.00 Uhr in der Pfarrkirche auf
dem Wiler in Guttet-Feschel
statt. Den trauernden Hin-
terbliebenen versichern wir un-
sere aufrichtige Anteilnahme.

† Jennifer Arnold
S i m p l o n  D o r f. – Im Alter
von 18 Jahren ist Jennifer Ar-
nold durch einen tragischen Ar-
beitsunfall viel zu früh verstor-
ben. Der Beerdigungsgottes-
dienst findet heute Dienstag,
den 10. Oktober 2006, um
10.30 Uhr in der Pfarrkirche
von Simplon Dorf statt. Den
leidgeprüften Angehörigen ver-
sichern wir unser aufrichtiges
Mitgefühl.

Ida Häfliger
liest vor

B r i g - G l i s. – eing.) Unter
dem Motto «Lisme, Läse, Lo-
se» sind alle Interessierten am
Donnerstag, dem 12. Oktober
ab 19.00 Uhr im Säli des Hotel
Londres in Brig eingeladen. Ida
Häfliger liest vor und Frau Ber-
nasconi gibt Tipps und Trends
bekannt, wenns um Wolle und
Gestricktes geht. Der Anlass ist
frei.

† Pius Berchtold-
Furrer

S t a l d e n. – Im Alter von 82
Jahren ist Pius Berchtold-Furrer
im Spital von Brig friedlich ent-
schlafen. Der Beerdigungsgot-
tesdienst findet heute Dienstag,
den 10. Oktober 2006, um
10.00 Uhr in der Pfarrkirche
von Stalden statt. Den leidge-
prüften Hinterbliebenen entbie-
ten wir unser christliches Bei-
leid.

† Hermann Eggo-
Zen-Ruffinen

L e u k - S t a d t. – Im Alter von
94 Jahren ist Hermann Eggo-
Zen-Ruffinen verstorben. Der
Beerdigungsgottesdienst findet
heute Dienstag, den 10. Okto-
ber 2006, um 10.00 Uhr in der
Pfarrkirche von Leuk-Stadt
statt. Den trauernden Angehöri-
gen versichern wir unsere auf-
richtige Anteilnahme.

† Stefanie Martig-
Schöggl

V i s p. – Am Samstag in den
frühen Morgenstunden ist Ste-
fanie Martig-Schöggl im Alter
von 84 Jahren in ihrem Heim
friedlich eingeschlafen. Der Be-
erdigungsgottesdienst findet
heute Dienstag, den 10. Okto-
ber 2006, um 10.00 Uhr in der
Pfarrkirche von Visp statt. Den
leidgeprüften Angehörigen ent-
bieten wir unser aufrichtiges
Mitgefühl.

† Hans Volken-
Erpen

N a t e r s / M ö r e l. – Nach
längerer Krankheit ist Hans
Volken-Erpen im Alter von 64
Jahren im Oberwalliser Spital-
zentrum in Brig friedlich ent-
schlafen. Der Beerdigungsgott-
esdienst findet heute Dienstag,
den 10. Oktober 2006, um
10.00 Uhr in der Pfarrkirche
von Mörel statt. Den trauern-
den Angehörigen versichern
wir unsere aufrichtige Anteil-
nahme. 

† Ernst Leuthardt-
Probst

B a s e l. – Nach langer Krank-
heit ist Ernst Leuthardt-Probst
in seinem 78. Lebensjahr fried-
lich eingeschlafen. Die Abdan-
kung findet morgen Mittwoch,
den 11. Oktober 2006, um
13.30 Uhr auf dem Friedhof am
Hörnli, Kapelle 1, statt. Den
trauernden Hinterbliebenen ent-
bieten wir unser christliches
Beileid.
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PASCAL GUEX

111 oui contre 10 non et 4 abs-
tentions! Le Parlement valaisan
a accepté hier à une écrasante
majorité d’entrer en matière
sur le projet de «loi sur les éta-
blissements et institutions sani-
taires.» Seule l’UDC – rejointe
par quelques voix éparses – a
persisté et signé dans son refus
catégorique d’une planification
qui n’est à ses yeux qu’un échec
total. 

Mais malgré cette entrée en
matière apparemment sans
histoire, Thomas Burgener n’a
pas encore partie gagnée. Plu-
sieurs députés ont en effet pro-
fité de ce débat initial pour
émettre de sérieuses critiques
sur un texte qui n’a pas encore
passé le cap de la décision fi-
nale. Tant s’en faut!

Au chevet de... Martigny. Aux
habituelles salves parties des
rangs des auteurs de l’initiative
«Soins pour tous» – Gabriel Lui-
sier (PDC du Bas) et Jean-Marie
Schmid (PDC du Haut) en tête –
sont venues s’ajouter les atta-
ques du groupe démocrate-
chrétien du Centre. Jacques
Melly est ainsi monté au cré-
neau pour contester le nombre
de zones hospitalières. «Au-
jourd’hui nous voudrions figer
trois zones, référées chacune à
au moins un établissement de
soins aigus, alors même que la
zone envisagée du Chablais n’en

dispose pas et n’en disposera
vraisemblablement pas pour les
prochaines années.» Le PDC du
Centre proposera donc demain
un amendement chargeant le
Conseil d’Etat de déterminer
par voie d’ordonnance le nom-
bre et la délimitation de ces fa-
meux secteurs. «Cela pourrait
être une seule zone avec un hô-
pital cantonal unique à Sion ou
peut-être quatre.» Et Jacques
Melly de voler au secours de
l’établissement de Martigny.
«Le Conseil d’Etat pourrait don-
ner pour mission au RSV d’arti-
culer une zone autour de l’éta-
blissement de soins aigus de
Martigny. Cette façon de faire
aurait plusieurs conséquences
bénéfiques.» 

Si le Parlement devait en re-
vanche conserver la structure
proposée par la deuxième com-
mission, Jacques Melly craint
pour l’avenir. «Implicitement,
on condamne les patients cha-
blaisiens et ceux de la partie
ouest du Valais central à s’expa-
trier en terre vaudoise, hors
RSV!» D’où le souhait des élus
du PDC du Centre de voir le
gouvernement «pouvoir agir
avec souplesse et pragmatisme...
Des compétences et des équipe-
ments performants existent et
dans l’attente de la structure
idéale, il doivent être utilisés en
complémentarité, en subsidia-
rité et surtout sans esprit d’ex-
clusion.»

Les trois zones hospitalières contestées
LOI SUR LES ÉTABLISSEMENTS ET INSTITUTIONS SANITAIRES� Le Parlement a accepté hier d’entrer en matière sur un projet
législatif chahuté. Le PDC du Centre propose de supprimer les zones hospitalières. Verdict demain!

«Le déficit comptable est en hausse,
alors que l’on enregistre une fuite des
patients! Le RSV est un échec médical et
financier.» JEAN-LUC ADDOR (UDC)

«M. Addor est un expert en justice qui
connaît mieux le domaine de la santé
que les experts médicaux de l’Université
de Lausanne qui ont rédigé un audit 
plutôt favorable sur le RSV!»
THOMAS BURGENER, CONSEILLER D’ÉTAT

«La 2e commission s’est arrêtée à mi-
chemin, afin de ne pas mettre le canton
à feu et à sang. Mais ainsi elle met le feu
aux poudres.» GABRIEL LUISIER, PDC DU BAS-VALAIS

«Des économies? A court terme, c’est
une utopie sans procéder à des licencie-
ments... Nous, nous préférons l’homéo-
pathie à l’amputation!» 
PASCAL BRIDY, (PDC), PRÉSIDENT DE LA 2E COMMISSION

«Le RSV, c’est un véhicule camouflé de
l’État.» JEAN-MARIE SCHMID (PDC DU HAUT)

«Certains reprochent à notre canton
une politique des petits pas. Mais ce
sont des pas de géants en regard de ce
qui se passe dans les autres cantons!» 
VIRGINIE CRETTENAND (PS ET ALLIANCE DE GAUCHE 

ATTAQUES ET CONTRE-ATTAQUES

VINCENT FRAGNIÈRE

A la Foire du Valais, ou dans la salle
des pas perdus du Parlement, la der-
nière boutade concernant l’assai-
nissement des caisses de pension ne
passe pas inaperçue: «Qui va baisser
sa culotte face au gouverneur et ac-
corder aux fonctionnaires des mesu-
res transitoires sur cinq ans au lieu de
trois ans comme proposées par la
commission?» Les «noirs» du Haut,
une partie des radicaux et des libé-
raux ne le feront pas. L’Alliance de
gauche, les «jaunes», le PDC du Cen-
tre ont déjà annoncé, hier lors de
l’entrée en matière au Grand
Conseil, leur soutien à la proposi-
tion de Jean-René Fournier «non pas
pour faire un cadeau aux fonction-
naires, mais pour tendre une main
dans leur direction et conserver ainsi
la paix sociale», a argumenté Gilbert
Lorétan pour les «jaunes».

422 ou 814 fonctionnaires
concernés selon la décision

Cinq ans ou trois ans de mesures
transitoires, 39 ou 26 millions de
coût pour l’Etat et 422 ou 814 fonc-
tionnaires concernés en fonction de
la décision parlementaire de jeudi.
L’enjeu du passage en deuxième lec-
ture de l’assainissement des deux
caisses de pension ne concerne
presque que ces dispositions transi-
toires. 

L’augmentation de l’âge de la re-
traite à 60 et à 62 ans, la volonté de
fusionner les deux caisses, la recapi-
talisation à hauteur de 605 millions,
la diminution du taux de cotisation
de l’Etat ou encore le principe de
passer à la primauté des cotisations
dès 2012 devraient passer sans pro-
blème la rampe du Parlement, mal-
gré le refus d’entrer en matière de
l’Alliance de gauche et des socialis-
tes haut-valaisans. «Ce n’est pas une
surprise. Nous restons très sereins.

Nos membres décideront des mesures
à prendre le 18 octobre lors de l’as-
semblée générale extraordinaire»,
s’est borné à déclarer Michel Perru-
choud, secrétaire général de la
FMEF, pas du tout affecté par les cri-
tiques de certains députés (voir ci-
contre). 

Fournier convainc 
les d.c. du Centre

Reste donc ces mesures transi-
toires qui opposeront Louis Urs-
prung, président de la commission
qui propose trois ans et Jean-René
Fournier qui en veut cinq. «Personne

ne doit baisser sa culotte.La Confédé-
ration a décrété vingt-cinq ans de
mesures transitoires pour ses caisses.
Les policiers en demandaient trente,
la FMEF dix... Cinq ans ne représen-
tent pas un cadeau extraordinaire
pour les fonctionnaires et restent tout
à fait supportables financièrement
pour l’Etat», estime le «gouverneur»,
tandis que Louis Ursprung et les
«noirs» affirment que «le passage à la
primauté des cotisations repoussé à
2012 oblige des mesures transitoires
pour trois ans et non pas cinq».

La semaine dernière, Jean-René
Fournier a réussi à convaincre le

groupe du PDC du Centre, tout
d’abord réticent, de le suivre. Hier, le
PDC du Bas, tout en prônant les trois
ans, a dit respecter la proposition de
ses collèges du Centre, tandis que
René Constantin, chef du groupe ra-
dical-libéral, concède que ses dépu-
tés sont très divisés sur la question.
«Peut-être que pour la première fois
je devrais voter pour départager le
Parlement?», s’interroge même le
président Albert Bétrisey, conscient
que le résultat émanant de la seule
bagarre encore existante autour de
cet assainissement sera extrême-
ment serré.

Ursprung gagnera-t-il face à JRF?
CAISSES DE PENSION� Le «gouverneur» Jean-René Fournier défend cinq ans de mesures 
transitoires dans l’assainissement des caisses de pension. Louis Ursprung, chef de la 2e commission,
prône trois ans. La lutte risque d’être serrée jeudi après-midi...

100 OUI CONTRE 22 NON
Le Grand Conseil a accepté l’entrée
en matière sur l’assainissement des
caisses de pension par 100 oui contre
22 non et 3 abstentions. Ce large
consensus n’a pas empêché certains
commentaires sans langue de bois
des députés. En voici quelques ex-
traits:

«Comme les mesures d’accompa-
gnement sont encore floues, nous
voulons faire inscrire ce principe
dans la loi.» JACQUES MELLY, PDC DU

CENTRE

«Il faut en finir avec les compromis
pourris. La défiance de la FMEF en-
vers le politique est inquiétante. Il
ne s’agit pas d’assainir des cais-
ses… électorales.»
BEAT ABGOTTSPON, PDC DU HAUT

«La situation actuelle de ces deux
caisses de pension est l’un des plus
grands gâchis institutionnels de
l’histoire de notre canton. L’Etat
doit abandonner sa garantie pour
éviter une nouvelle irresponsabilité
collective.»
ALEXANDRE CAILLET, UDC

«Rappelez-vous que l’assainisse-
ment de caisses privées a aussi
passé par des sacrifices de leurs
cotisants.»
PIERRE-OLIVIER BOURBAN, PRD-PL

«Pour combler ce tonneau des Da-
naïdes, il faut éviter la politique à la
petite semaine et ne pas confondre
caisse de pension et caisse électo-
rale.» LOUIS URSPRUNG, PDC DU HAUT

«C’est un mensonge d’affirmer,
comme je l’ai entendu ce matin en
plénum, que les rentes vont bais-
ser. Tout comme il est faux de dire
que l’Etat devra emprunter. Mes-
sieurs, un peu de sérieux…»
JEAN-RENÉ FOURNIER, CONSEILLER D’ÉTAT

Défenseur de l’initiative «Soins pour tous», Gabriel Luisier (debout)
s’est allié à ses «cousins» du Centre, ici représentés par Jacques
Melly et Pascal Rey, pour contester les zones hospitalières prônées
par Thomas Burgener. BITTEL

Les propos du «noir» Ursprung hier en plénum ont passablement irrité les socialistes haut-valaisans. «Au lieu de jouer les
prédicateurs, les «noirs» feraient mieux de faire pénitence dans un dossier qu’ils n’ont jamais voulu aborder...» BITTEL
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KOMMENTAR

Der Kompromiss
Es ist weder einfach noch
notwendig, immer einen
Kompromiss zu finden. 
Doch manchmal drängt er
sich auf, aller schmerzhaf-
ten Opfer zum Trotz.
Die Sanierung der staatli-
chen Vorsorgeeinrichtun-
gen scheint ein solches
Dossier zu sein. Scheint.
Denn selbst Fachleute
kommen zu völlig unter-
schiedlichen Berechnungen
und Lösungsansätzen. 
Was bleibt, wenn wir weg-
lassen, dass in dieser Fra-
ge verständlicherweise je-
der Beteiligte primär für
sich schaut? 
Sozialpartner, die jahre-
lang aneinander vorbeire-
deten. Unter anderem, weil
wichtige Entscheidungsträ-
ger unvereinbare Hüte tru-
gen. Doch Schuldzuwei-
sungen helfen jetzt auch
nicht mehr weiter. 
Der im Grossen Rat nun
vorliegende Kompromiss
drängt sich auch aus ord-
nungspolitischen Gründen
auf. Denn gewiss nicht
schuld ist der Steuerzahler,
der die teure Zeche letzt-
lich schweigend auszulöf-
feln hat. Thomas Rieder

WIRTSCHAFT

Hiestand übernimmt Fricopan-Gruppe

Der Backwarenkonzern Hie-
stand übernimmt für rund 100
Millionen Euro die deutsche
Fricopan-Gruppe. Das deut-
sche Familienunternehmen
mit den Standorten Berlin und
Immekath in Sachsen-Anhalt
sei eine äusserst ideale Ergän-
zung und Erweiterung, gab
Hiestand am Dienstag be-
kannt. Letztes Jahr hatte Fri-
copan fast 100 Millionen Um-
satz gemacht. Seite 6

WALLIS

«Charta des reinen Weins»

Vier junge Önologen und drei
Kellereien aus dem Oberwal-
lis unterzeichneten eine
«Charta des reinen Weins»
und holen damit eine in Öster-
reich geborene Idee ins Wal-
lis. Unverfälschter Wein ohne
jegliche Anreicherung ausser
jener zur Stabilisierung via
schweflige Säure soll herge-
stellt werden. Angefangen
wird mit 30-jährigen Pinot-
Trauben. Seite 8

SPORT

Die Bewährungsprobe für Benaglio

Die Schweizer Fussball-Nati
trifft heute in einem Testspiel
auf Österreich – erstmals mit
Diego Benaglio von Beginn
weg im Tor. Der 23-Jährige
hat einen ungewöhnlichen
Werdegang hinter sich. Er
ging den «Umweg» über
Stuttgart und Nacional Fun-
chal und ist deshalb in der
Schweiz kaum bekannt. Ge-
gen Österreich steht er vor der
Bewährungsprobe. Seite 21

Geld für die Pensionskassen 
Der Grosse Rat gleist die Sanierung der staatlichen Berufsvorsorge auf

S i t t e n. – (wb) Ohne Opfer
der Versicherten, sprich Abstri-
che bei den bisherigen Bedin-
gungen von Rentenleistungen
und Pensionierung, werden die
staatlichen Vorsorgekassen des
Kantons Wallis nicht zu sanie-
ren sein. 
Dieser Tenor gab bei der gestri-
gen Eintretensdebatte im Gros-
sen Rat den Ton an. Es wird für
die Erreichung eines ordentli-
chen Deckungsgrades der sich
in Schräglage befindenden Kas-
sen eine «Opfersymmetrie» ge-
ben müssen, wobei auch der
Staat als Arbeitgeber seine Rol-
le zu übernehmen hat. 
Es sieht danach aus, dass das
Rentenalter für die Magistraten,
Lehrer und Beamten von 58/60
Jahre auf 60/62 Jahre erhöht
wird, dass Renten eingefroren
werden, dass innert fünf Jahren
ein Systemwechsel vom Leis-
tungs- zum Beitragsprimat er-
folgt, wie es auch in der Privat-
wirtschaft üblich ist. Ausser-
dem steht mittelfristig auch die
Staatsgarantie zur Debatte. 
Was für die bürgerliche Rats-
mehrheit irgendwie «logisch»
ist, wird von der linken Allianz
scharf kritisiert. Seite 9

Regierungsbank mit Jean-René Fournier, Thomas Burgener und Claude Roch (von links). Dem Staats-
rat wurde gestern vorgeworfen, er habe seine Rolle als Arbeitgeber jahrelang schlecht gespielt. Foto wb

Keine tieferen Kinderzulagen
Kantone mit hohen Kinderzulagen müssen Beiträge nicht senken

S i t t e n. – (wb) Gegner des Gesetzes über die Harmonisierung der Kinderzulagen in der Schweiz «dro-
hen» in Inseraten, dass Kantone mit heute hohen Kinderzulagen bei einem Ja zum neuen Gesetz die
Beiträge senken müssen. Das ist falsch, denn das Bundesgesetz sieht lediglich Minimalbeiträge von
200 Franken pro Kind vor. Auch im Kanton Wallis, wo schweizweit die höchsten Zulagen gezahlt wer-
den, steht eine Senkung nicht zur Debatte. Seite 7

Neue Projekte
B e r n. – (AP) Die Schweize-
rische Landesbibliothek wird
Anfang 2007 entsprechend
der internationalen Usanz in
Schweizerische Nationalbib-
liothek umgetauft. An einer
Medienkonferenz vom
Dienstag in Bern stellte die
Direktion zudem ihre
Schwerpunkte für die Jahre
2007 bis 2011 vor. Demnach
wird eine Sammlung von
elektronischen Publikationen
aufgebaut. Seite 3

Einblick in den Lesesaal der
Schweizerischen Landesbib-
liothek. Foto Keystone

Kantone mit heute höheren Zulagen müssen Beiträge auch bei einem Ja nicht reduzieren. Foto Keystone
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Neue Drohungen aus Pjöngjang
Nordkorea muss mit harten Sanktionen rechnen

S e o u l. – (AP) Trotz drohen-
der Sanktionen bietet Nord-
korea der internationalen Ge-
meinschaft weiter die Stirn. Ei-
nen Tag nach dem ersten
Atomwaffentest drohte der
kommunistische Staat mit der
Zündung einer atomar bestück-
ten Rakete. Der Sicherheitsrat
beriet unterdessen über Straf-
massnahmen. Selbst China,
traditionell ein enger Verbün-
deter des Regimes in Pjöng-
jang, schien seinen Widerstand
gegen Sanktionen aufzugeben.
Einen Militärschlag lehnt Chi-
na aber kategorisch ab. Der
Atomtest belaste die Beziehun-
gen zwischen Nordkorea und
China, sagte ein Sprecher des
Aussenministeriums am Diens-
tag in Peking. Ein militärisches
Vorgehen sei dennoch unvor-
stellbar. Auch die südkoreani-
sche Ministerpräsidentin Han
Myung Sook kündigte an, ihre
Regierung sei gegen jegliche
UN-Resolution, die Nordkorea
mit dem Einsatz von Gewalt
drohe. Auf der koreanischen
Halbinsel dürfe es nie mehr
Krieg geben, sagte Han im Par-
lament. Seite 2

Nordkoreas Leader Kim Jong II. fordert die Weltgemeinschaft her-
aus. Foto Keystone



S i t t e n. – Wer ist schuld an
der desaströsen Schräglage
der staatlichen Pensions-
kassen? Weder Arbeitgeber
noch Arbeitnehmer können
sich aus der Verantwortung
schleichen. Weil zu wenig
einbezahlt und zu viel bezo-
gen wurde, müssen die Kas-
sen jetzt unter Opfern aller
Beteiligten saniert werden.

FDPO-Grossrat Matthias Eggel
brachte es in der Eintretensde-
batte auf den Punkt: «Die beiden
Kassen wurden über Jahre in ei-
ne schlechte Situation manöv-
riert. Einbezahltes und Bezoge-
nes stehen in einem Missverhält-
nis zueinander.»
Wie dieses wieder ins Gleichge-
wicht gebracht werden kann,
wird im Walliser Grossen Rat
derzeit entschieden. Die Sanie-
rung der Vorsorgekasse für das
Personal des Staates Wallis und
der Ruhegehalts- und Vorsorge-
kasse des Lehrpersonals ist das
wichtigste Geschäft der laufen-
den Oktober-Session. 

«Alle stehen in der 
Verantwortung»

Bei der gestrigen Auslegeord-
nung zur zweiten Lesung warnte
CVPO-Fraktionschef Beat Ab-
gottspon davor, mit einseitigen
Schuldzuweisungen aufzuwar-
ten. In der Verantwortung stün-
den alle und es gelte jetzt, den
Schlamassel nachhaltig zu besei-
tigen. Das könne nicht mit dem

Blick auf den eigenen Versiche-
rungsausweis passieren. Viel-
mehr gehe es um das Überleben
der Kassen. Am im ersten Ent-
wurf vorgelegten Konzept sei
deshalb festzuhalten. Einzelne
Aspekte herauszubrechen, ge-
fährde das Gesamte. «Pensions-
kassen sind nicht Wahlkassen»,
sagte Abgottspon unter Hinweis
auf «eine Art der Geringschät-
zung, welche die Angestellten-
verbände in letzter Zeit gegen-
über der Politik aufgebaut ha-
ben». Gegen diese erstmalige
Entwicklung werde man sich
wehren, «denn die Verbände ha-
ben sehr wohl mitreden kön-
nen».
Was jetzt vorliege, sei ein guter
Kompromiss, der freilich von al-
len Opfer fordere. Letztlich stün-
den die Magistraten, Beamten
und Lehrer des Kantons auch
nach der Sanierung noch gut da.
Abgottspon schien die Meinung
der bürgerlichen Ratsmehrheit
auf den Punkt zu bringen und
wurde in der Folge von den
meisten Fraktionssprechern un-
terstützt. «Die wichtigste Rolle
spielt die Leistungsberechnung»,
sagte CSPO-Fraktionschef Gil-
bert Loretan. Die Ausarbeitung
der Begleitmassnahmen möchte
er an den Staatsrat in dessen Rol-
le als Arbeitgeber weiterleiten.

Scharfe linke Kritik 
Scharf kritisiert wurde die aktu-
elle Situation von der Ratslin-
ken. Rolf Eggel (SPO) sagte,
dass seine Fraktion schon 1998
von einem Loch statt von einer
Kasse gesprochen habe. Reagiert
worden sei auf diese Warnungen
jedoch nicht. Der Staat habe sei-
ne Verantwortung als Arbeitge-

ber über Jahre nicht wahrgenom-
men. Die Situation sei gross-
mehrheitlich auf Vernachlässi-
gung durch den Kanton zurück-
zuführen und nun wolle er auch
noch bei der Sanierung mit der
einen Hand einnehmen, was er
mit der andern ausgebe. Statt auf
echte Sozialpartnerschaft baue
die 2. Säule der 11 500 Versi-
cherten auf Sand, sagte Eggel.
Einst sei statt mit Lohnerhöhun-
gen mit der Senkung des Pensi-
onsalters operiert worden und
jetzt wolle man die Arbeitgeber-
beiträge senken. So lasse man
nicht mit sich umspringen. Die
linke Allianz sei gegen Eintre-
ten.

Die Ecksteine
Staatsrat Jean-René Fournier
ging auf die konkreten Vorwürfe
nicht ein. Er legte die Notwen-
digkeit der Sanierung ins Zent-
rum seiner Äusserungen. Die
Regierung stützt dabei weitge-
hend die Vorschläge der von
Louis Ursprung (CVPO) präsi-
dierten Ratskommission. Diese
will den Deckungsgrad der bei-
den Kassen in drei Jahren (der
Staatsrat schlägt fünf Jahre vor)
auf 80 Prozent anheben, was ei-
ne Aufkapitalisierung von 605
Millionen Franken erfordert. Als
weitere Eckpunkte der Sanie-
rung gelten die Erhöhung des
Pensionsalters von 58/60 Jahren
auf 60/62 Jahre, der Wechsel
vom Leistungs- zum Beitrags-
primat bis 2012 sowie das Ein-
frieren der Renten. Mittelfristig
wird die Aufhebung der Staats-
garantie zum Thema und die
beiden Kassen sollen nach der
Sanierung fusioniert werden.
Diese Stossrichtung sei auch bei

der Sanierung öffentlicher Pen-
sionskassen in anderen Kanto-
nen, zum Beispiel LU und GR,
festzustellen, sagte Staatsrat
Fournier. Dort würden sich
ebenfalls alle an der Sanierung
im Sinne der Opfersymmetrie
beteiligen. Gemäss Durch-
schnittszahlen übernehmen der
Arbeitgeber 58 Prozent und der
Arbeitnehmer 42 Prozent der
Sanierungsleistungen. Der jetzi-
ge Entwurf gehe fürs Wallis von
einem Verhältnis 57 zu 43 Pro-
zent aus. 

Leistungen auch nach
Sanierung noch gut

Wichtig sei, dass die Kassen
jetzt Mittel erhielten für künftig
freie Entscheidungen. Fournier
zog auch einen Vergleich zu den
privaten Pensionskassen. Die
Walliser Magistraten, Lehrer
und Beamten lägen im Vergleich
dazu künftig nur knapp unter
dem Leistungsdurchschnitt. Da-
raus schloss er an die Adresse
von Rolf Eggel: «Gegenwärtig,
nicht künftig, sind unsere Pensi-
onskassen auf Sand gebaut.»

«Keine andere Wahl»
Kommissionspräsident Ur-
sprung erwähnte, dass es in der
aktuellen prekären Situation kei-
ne Geschenke zu verteilen gebe.
Die Pensionskassen stellten ein
grosses Problem dar, das ange-
packt werden müsse. «Wir ste-
hen nicht in der Wahl, sondern
in der Pflicht, den Kanton wei-
terzubringen», sagte Ursprung.
Eintreten wurde mit 100 zu 22
Stimmen (3 Enthaltungen) be-
schlossen. Die Detailberatung
wird morgen den Weg aus dem
Desaster aufzeigen müssen. tr

WALLIS Walliser Bote Mittwoch, 11. Oktober 2006 9

Einbürgern
vereinfachen
S i t t e n. – Künftig sol-
len die Munizipalge-
meinden einbürgern
und die Burgergemein-
den einburgern. 
Mit der geplanten Abände-
rung der Kantonsverfas-
sung (Art. 28 und 29) will
das Parlament erstens der
heutigen Wirklichkeit
nachleben und zweitens
den Einbürgerungstouris-
mus verhindern. Die Kos-
ten sollen auf 500 bis 800
Franken vereinheitlicht
werden. Wem die Verlei-
hung des Bürgerrechts zu-
gestanden wird, wird im
Gesetz zu klären sein.
Das Geschäft war im Rat
unbestritten und dürfte
auch keine grossen Wellen
werfen vor dem Volk, wel-
ches bei Verfassungsände-
rungen stets das letzte Wort
hat. Dafür gab zum
Schmunzeln Anlass, dass
mit CVPO, SPO und
CSPO gleich drei Fraktio-
nen davon sprachen, end-
lich werde hier nun ein al-
tes Anliegen von ihnen er-
füllt.

Gleichgeschlechtliche
Paare gleichstellen

Ganze drei Artikel lang ist
der Gesetzesentwurf zur
Anerkennung gleichge-
schlechtlicher Paare. Der
Kanton vollzieht hier mit
materiell geringem Hand-
lungsspielraum Bundes-
recht, wie es das Schweizer
Volk am 5. Juni 2005 (ge-
gen die Mehrheit der Walli-
ser) vorgab. Gleichge-
schlechtliche Paare sollen
in Fragen wie Erbfolge,
Sozialversicherung, Auf-
enthaltsbewilligung und
Besuchsrecht Partnern ge-
mäss Eherecht gleichge-
stellt werden. Ausgenom-
men sind explizit Adoption
und Fortpflanzung. Der Rat
beschloss bei Stimmenthal-
tung der SVP-Fraktion
Eintreten. tr

Qualität sichern, Kosten sparen
Das Gesundheitsnetz Wallis (GNW) ist auf Gesetzeskurs

S i t t e n. – Alles deutet da-
rauf hin, dass das bisherige
Dekret, auf dem das Ge-
sundheitsnetz Wallis (GNW)
in den letzten drei Jahren
aufgebaut wurde und auch
funktionierte, in ein ordent-
liches Gesetz überführt
wird.

Die Meinungen im Kantonsparla-
ment sind gemacht, die Pflöcke
eingeschlagen. In der morgigen
Detailberatung werden an der
Gesamtausrichtung keine ent-
scheidenden Veränderungen
mehr vorgenommen. Das war in
der gestrigen Eintretensdebatte
zum Auftakt der Oktober-Session
des Walliser Grossen Rates deut-
lich spürbar. Das Parlament will,
so einer der Grundtenöre der
Fraktionssprecher, mit dem Ge-
setz in diesem umfassenden Re-
formdossier einen weiteren klei-
nen Schritt vorwärts, als einen
grossen zurück in eine völlig un-
gewisse Zukunft.

GNW in der Pflicht
Dies sieht auch Departements-
vorsteher Thomas Burgener so.
Der für die Walliser Gesund-
heitspolitik zuständige Staatsrat
sagte, die zweite Kommission
habe seit der ersten Lesung im
April 2006 den Gesetzesentwurf
verbessert und vieles geklärt.
Fakt sei, dass die Walliser Spitä-
ler laut einem eben erschienenen
Bericht der Universität Lausanne
qualitativ gute Arbeit leisteten
und die Sicherheit der jährlich
rund 32 000 Patienten nach den
gängigen Normen garantiert sei.
Natürlich bestehe noch Verbes-
serungspotenzial, nicht zuletzt in
der internen wie externen Infor-
mation. Daran zu arbeiten, stün-
de das GNW in der Pflicht.

Fragen zu Brig...
Auf Schwachpunkte oder offene
Fragen wiesen auch die Frakti-
onssprecher hin. Im Mittelpunkt
stand dabei meistens der Grund-
auftrag der Gesundheitspolitik,

nämlich die Qualität der medizi-
nischen wie pflegerischen Be-
treuung. Ein weiteres Hauptau-
genmerk wird dem Kostenmana-
gement gewidmet, was bei ei-
nem Betriebsbudget von 450
Millionen Franken, von denen
rund die Hälfte der Kanton auf-
zubringen hat, auch verständlich
ist. Mit dem nun geforderten
jährlichen schriftlichen Bericht
des GNW an das Parlament soll-
te die gewünschte Kontrollfunk-
tion gewährleistet sein. Die
Richtung des jetzigen Gesetzes-
entwurfes sei richtig, war seitens
der CVP Mittelwallis zu verneh-
men. Das Parlament könne Ein-
fluss nehmen auf das GNW, zu-
dem sei garantiert, dass laut Art.
3 die drei Spitalzonen Ober-,
Mittel- und Unterwallis mindes-
tens mit einem Akutspital rech-
nen könnten. Ob allerdings doch
nicht zu viel Macht beim Staats-
rat liege, stellte Graziella Walker
Salzmann (CSPO) in den Raum.
Und zusammen mit René Lore-
tan (CVPO) wollte sie wissen,
wie es mit dem Spital Brig wei-

tergehe. Hier ist die Eigentums-
übertragung vom bisherigen Be-
sitzer an den Kanton – im Ge-
gensatz zu den anderen Spitälern
– noch nicht erfolgt. Staatsrat
Burgener tönte an, dass es mit
Brig möglicherweise zu einem
Gerichtsfall kommen könnte.
Der Kanton werde aber nicht an-
dere Kriterien anwenden als bei
den anderen Standorten auch.
Für die Besitzer des ehemaligen
Oberwalliser Kreisspitals Brig
ist dies insofern unverständlich,
als dass  sie im Vergleich zu den
hoch verschuldeten Spitälern,
die froh waren, übernommen zu
werden, deutlich unter Wert und
geleistetem Aufwand abgegolten
werden.

...Visp und Leukerbad
Besorgnis wurde auch angeregt
betreffend die Reha-Klinik in
Leukerbad sowie den Standort
Visp für die Fachhochschule Ge-
sundheit und Soziales. Laut Bur-
gener ist Leukerbad nicht ge-
fährdet, bei Visp sehe es anders
aus. Hier sei jedoch Kollege

Claude Roch gefordert. Richtig
sei, dass bei einem möglichen
Abzug der Schule ins Mittelwal-
lis Oberwalliser Schulanwär-
ter/innen wohl oft ihre Ausbil-
dung in der Deutschschweiz ab-
solvieren würden, was an den
hiesigen Spitälern Rekrutie-
rungsprobleme ergeben könnte.
Zu grundsätzlicher Kritik setzte
einzig noch Jean-Marie Schmid
an. Der Co-Präsident der Initiati-
ve «Pflege für alle» steht in der
Rolle des letzten kämpfenden
Mohikaners gegen das GNW re-
spektive die Verstaatlichung der
Spitäler. Schmid sieht durch die
Reform Wettbewerb und Unter-
nehmertum schwinden und kün-
digte für die Detailberatung eine
Reihe von Abänderungsvor-
schlägen an. 

Gemeinden wollen
nicht mehr zurück

Kommissionspräsident Pascal
Bridy sah die Sache pragmati-
scher. Die erfolgte Rationalisie-
rung durch die Zusammenlegung
der Disziplinen erlaube eine bes-

sere Pflegequalität und die stei-
genden Gesundheitskosten seien
nicht vom jetzt zu beratenden
Gesetz, sondern von der Umset-
zung abhängig. Fest stehe aus-
serdem, dass keine Gemeinde
mehr zum alten, öffentlichrecht-
lichen System zurückkehren
möchte, um am Ende des Jahres
jeweils das Spitaldefizit zu be-
zahlen. Wenn ein Spital gewinn-
trächtig arbeite, fliesse zu viel
Geld hinein. Und das sei nicht
Zweck eines Krankenhauses.
Bridys Ansichten deckten sich
hier mit jenen von Burgener, der
darauf hinwies, dass die Spitäler
den früheren Konkurrenzkampf
so verstanden hätten, als dass sie
Fälle generierten und mit Fall-
pauschalen Geld verdienten, in-
dem die Leute vorzeitig aus dem
Spital entlassen worden seien. 
Der Rat beschloss schliesslich
Eintreten mit 110:10 Stimmen
bei vier Enthaltungen. Bei die-
sen Mehrheitsverhältnissen wird
morgen am vorliegenden Geset-
zesentwurf nur noch punktuell
etwas zu korrigieren sein. tr

Jean-Marie Schmid (stehend): Der CVPO-Grossrat aus Brig-Glis ist der einzige noch grundsätzliche Kritiker an der kantonalen Spital-
reform. Foto wb

Pensionskassen brauchen Hilfe
Fazit der grossrätlichen Auslegeordnung: Fehlerhafte Sozialpartner zahlten zu wenig und bezogen zu viel

Aus dem
Walliser

Grossen Rat

Die beiden Staatsräte Thomas Burgener (vorne) und Jean-René
Fournier waren gestern gefordert. Der eine bei der Gesetzgebung
für das Gesundheitsnetz Wallis, der andere bei der Sanierung der
staatlichen Pensionskassen. In beiden Dossiers geht es um dreistel-
lige Millionenbeträge. Foto wb
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PASCAL GUEX

111 oui contre 10 non et 4 abs-
tentions! Le Parlement valaisan
a accepté hier à une écrasante
majorité d’entrer en matière
sur le projet de «loi sur les éta-
blissements et institutions sani-
taires.» Seule l’UDC – rejointe
par quelques voix éparses – a
persisté et signé dans son refus
catégorique d’une planification
qui n’est à ses yeux qu’un échec
total. 

Mais malgré cette entrée en
matière apparemment sans
histoire, Thomas Burgener n’a
pas encore partie gagnée. Plu-
sieurs députés ont en effet pro-
fité de ce débat initial pour
émettre de sérieuses critiques
sur un texte qui n’a pas encore
passé le cap de la décision fi-
nale. Tant s’en faut!

Au chevet de... Martigny. Aux
habituelles salves parties des
rangs des auteurs de l’initiative
«Soins pour tous» – Gabriel Lui-
sier (PDC du Bas) et Jean-Marie
Schmid (PDC du Haut) en tête –
sont venues s’ajouter les atta-
ques du groupe démocrate-
chrétien du Centre. Jacques
Melly est ainsi monté au cré-
neau pour contester le nombre
de zones hospitalières. «Au-
jourd’hui nous voudrions figer
trois zones, référées chacune à
au moins un établissement de
soins aigus, alors même que la
zone envisagée du Chablais n’en

dispose pas et n’en disposera
vraisemblablement pas pour les
prochaines années.» Le PDC du
Centre proposera donc demain
un amendement chargeant le
Conseil d’Etat de déterminer
par voie d’ordonnance le nom-
bre et la délimitation de ces fa-
meux secteurs. «Cela pourrait
être une seule zone avec un hô-
pital cantonal unique à Sion ou
peut-être quatre.» Et Jacques
Melly de voler au secours de
l’établissement de Martigny.
«Le Conseil d’Etat pourrait don-
ner pour mission au RSV d’arti-
culer une zone autour de l’éta-
blissement de soins aigus de
Martigny. Cette façon de faire
aurait plusieurs conséquences
bénéfiques.» 

Si le Parlement devait en re-
vanche conserver la structure
proposée par la deuxième com-
mission, Jacques Melly craint
pour l’avenir. «Implicitement,
on condamne les patients cha-
blaisiens et ceux de la partie
ouest du Valais central à s’expa-
trier en terre vaudoise, hors
RSV!» D’où le souhait des élus
du PDC du Centre de voir le
gouvernement «pouvoir agir
avec souplesse et pragmatisme...
Des compétences et des équipe-
ments performants existent et
dans l’attente de la structure
idéale, il doivent être utilisés en
complémentarité, en subsidia-
rité et surtout sans esprit d’ex-
clusion.»

Les trois zones hospitalières contestées
LOI SUR LES ÉTABLISSEMENTS ET INSTITUTIONS SANITAIRES� Le Parlement a accepté hier d’entrer en matière sur un projet
législatif chahuté. Le PDC du Centre propose de supprimer les zones hospitalières. Verdict demain!

«Le déficit comptable est en hausse,
alors que l’on enregistre une fuite des
patients! Le RSV est un échec médical et
financier.» JEAN-LUC ADDOR (UDC)

«M. Addor est un expert en justice qui
connaît mieux le domaine de la santé
que les experts médicaux de l’Université
de Lausanne qui ont rédigé un audit 
plutôt favorable sur le RSV!»
THOMAS BURGENER, CONSEILLER D’ÉTAT

«La 2e commission s’est arrêtée à mi-
chemin, afin de ne pas mettre le canton
à feu et à sang. Mais ainsi elle met le feu
aux poudres.» GABRIEL LUISIER, PDC DU BAS-VALAIS

«Des économies? A court terme, c’est
une utopie sans procéder à des licencie-
ments... Nous, nous préférons l’homéo-
pathie à l’amputation!» 
PASCAL BRIDY, (PDC), PRÉSIDENT DE LA 2E COMMISSION

«Le RSV, c’est un véhicule camouflé de
l’État.» JEAN-MARIE SCHMID (PDC DU HAUT)

«Certains reprochent à notre canton
une politique des petits pas. Mais ce
sont des pas de géants en regard de ce
qui se passe dans les autres cantons!» 
VIRGINIE CRETTENAND (PS ET ALLIANCE DE GAUCHE 

ATTAQUES ET CONTRE-ATTAQUES

VINCENT FRAGNIÈRE

A la Foire du Valais, ou dans la salle
des pas perdus du Parlement, la der-
nière boutade concernant l’assai-
nissement des caisses de pension ne
passe pas inaperçue: «Qui va baisser
sa culotte face au gouverneur et ac-
corder aux fonctionnaires des mesu-
res transitoires sur cinq ans au lieu de
trois ans comme proposées par la
commission?» Les «noirs» du Haut,
une partie des radicaux et des libé-
raux ne le feront pas. L’Alliance de
gauche, les «jaunes», le PDC du Cen-
tre ont déjà annoncé, hier lors de
l’entrée en matière au Grand
Conseil, leur soutien à la proposi-
tion de Jean-René Fournier «non pas
pour faire un cadeau aux fonction-
naires, mais pour tendre une main
dans leur direction et conserver ainsi
la paix sociale», a argumenté Gilbert
Lorétan pour les «jaunes».

422 ou 814 fonctionnaires
concernés selon la décision

Cinq ans ou trois ans de mesures
transitoires, 39 ou 26 millions de
coût pour l’Etat et 422 ou 814 fonc-
tionnaires concernés en fonction de
la décision parlementaire de jeudi.
L’enjeu du passage en deuxième lec-
ture de l’assainissement des deux
caisses de pension ne concerne
presque que ces dispositions transi-
toires. 

L’augmentation de l’âge de la re-
traite à 60 et à 62 ans, la volonté de
fusionner les deux caisses, la recapi-
talisation à hauteur de 605 millions,
la diminution du taux de cotisation
de l’Etat ou encore le principe de
passer à la primauté des cotisations
dès 2012 devraient passer sans pro-
blème la rampe du Parlement, mal-
gré le refus d’entrer en matière de
l’Alliance de gauche et des socialis-
tes haut-valaisans. «Ce n’est pas une
surprise. Nous restons très sereins.

Nos membres décideront des mesures
à prendre le 18 octobre lors de l’as-
semblée générale extraordinaire»,
s’est borné à déclarer Michel Perru-
choud, secrétaire général de la
FMEF, pas du tout affecté par les cri-
tiques de certains députés (voir ci-
contre). 

Fournier convainc 
les d.c. du Centre

Reste donc ces mesures transi-
toires qui opposeront Louis Urs-
prung, président de la commission
qui propose trois ans et Jean-René
Fournier qui en veut cinq. «Personne

ne doit baisser sa culotte.La Confédé-
ration a décrété vingt-cinq ans de
mesures transitoires pour ses caisses.
Les policiers en demandaient trente,
la FMEF dix... Cinq ans ne représen-
tent pas un cadeau extraordinaire
pour les fonctionnaires et restent tout
à fait supportables financièrement
pour l’Etat», estime le «gouverneur»,
tandis que Louis Ursprung et les
«noirs» affirment que «le passage à la
primauté des cotisations repoussé à
2012 oblige des mesures transitoires
pour trois ans et non pas cinq».

La semaine dernière, Jean-René
Fournier a réussi à convaincre le

groupe du PDC du Centre, tout
d’abord réticent, de le suivre. Hier, le
PDC du Bas, tout en prônant les trois
ans, a dit respecter la proposition de
ses collèges du Centre, tandis que
René Constantin, chef du groupe ra-
dical-libéral, concède que ses dépu-
tés sont très divisés sur la question.
«Peut-être que pour la première fois
je devrais voter pour départager le
Parlement?», s’interroge même le
président Albert Bétrisey, conscient
que le résultat émanant de la seule
bagarre encore existante autour de
cet assainissement sera extrême-
ment serré.

Ursprung gagnera-t-il face à JRF?
CAISSES DE PENSION� Le «gouverneur» Jean-René Fournier défend cinq ans de mesures 
transitoires dans l’assainissement des caisses de pension. Louis Ursprung, chef de la 2e commission,
prône trois ans. La lutte risque d’être serrée jeudi après-midi...

100 OUI CONTRE 22 NON
Le Grand Conseil a accepté l’entrée
en matière sur l’assainissement des
caisses de pension par 100 oui contre
22 non et 3 abstentions. Ce large
consensus n’a pas empêché certains
commentaires sans langue de bois
des députés. En voici quelques ex-
traits:

«Comme les mesures d’accompa-
gnement sont encore floues, nous
voulons faire inscrire ce principe
dans la loi.» JACQUES MELLY, PDC DU

CENTRE

«Il faut en finir avec les compromis
pourris. La défiance de la FMEF en-
vers le politique est inquiétante. Il
ne s’agit pas d’assainir des cais-
ses… électorales.»
BEAT ABGOTTSPON, PDC DU HAUT

«La situation actuelle de ces deux
caisses de pension est l’un des plus
grands gâchis institutionnels de
l’histoire de notre canton. L’Etat
doit abandonner sa garantie pour
éviter une nouvelle irresponsabilité
collective.»
ALEXANDRE CAILLET, UDC

«Rappelez-vous que l’assainisse-
ment de caisses privées a aussi
passé par des sacrifices de leurs
cotisants.»
PIERRE-OLIVIER BOURBAN, PRD-PL

«Pour combler ce tonneau des Da-
naïdes, il faut éviter la politique à la
petite semaine et ne pas confondre
caisse de pension et caisse électo-
rale.» LOUIS URSPRUNG, PDC DU HAUT

«C’est un mensonge d’affirmer,
comme je l’ai entendu ce matin en
plénum, que les rentes vont bais-
ser. Tout comme il est faux de dire
que l’Etat devra emprunter. Mes-
sieurs, un peu de sérieux…»
JEAN-RENÉ FOURNIER, CONSEILLER D’ÉTAT

Défenseur de l’initiative «Soins pour tous», Gabriel Luisier (debout)
s’est allié à ses «cousins» du Centre, ici représentés par Jacques
Melly et Pascal Rey, pour contester les zones hospitalières prônées
par Thomas Burgener. BITTEL

Les propos du «noir» Ursprung hier en plénum ont passablement irrité les socialistes haut-valaisans. «Au lieu de jouer les
prédicateurs, les «noirs» feraient mieux de faire pénitence dans un dossier qu’ils n’ont jamais voulu aborder...» BITTEL



23Le Nouvelliste Mercredi 11 octobre 2006 VALAIS
nc - bru

GILLES BERREAU

Le député bagnard Gabriel Luisier a-t-il dépassé les bornes
en affirmant dans «Le Nouvelliste» d’hier à propos de la ré-
organisation du Réseau Santé Valais (RSV): «Si l’on construit
Rennaz, à terme, il faudra fermer Sierre, Viège et Martigny?»
Ses propos font bondir dans le Chablais qui les comprend
comme une attaque en règle pour défendre les intérêts du
giron martignerain. 

«Dans la loi sur le réseau santé, il ne faut pas oublier
qu’un décret provisoire, déjà traité en première lecture, ancre
les dispositions particulières pour un futur hôpital intercan-
tonal du Chablais», indique le préfet du district de Monthey
et président de l’association de l’hôpital multisites du Cha-
blais (Monthey et Aigle). Antoine Lattion rappelle que le
Chablais a réalisé la planification voulue par le canton avant
l’heure, grâce précisément à la fusion avec Aigle. 

Rennaz sur les rails. Le Collombeyroud rafraîchit aussi les
mémoires défaillantes en ajoutant: «A l’époque, nous ne
nous sommes pas fait tirer les oreilles pour réaliser cette fu-
sion, étape importante dans une meilleure gestion des de-
niers publics. Dans la convention intercantonale signée en
1997 par les deux cantons, la création d’un hôpital unique
pour le Chablais était déjà prévue.» 

Aujourd’hui, les établissements de Monthey et Aigle
sont sortis des chiffres rouges. Ne s’arrêtant pas en si bon
chemin, le Chablais a lancé d’importantes études et concer-
tations qui ont permis d’aboutir à un projet concret avec la
Riviera, source d’économies supplémentaires, mais aussi
de soins de meilleure qualité.

A la demande du canton de Vaud, l’emplacement prévu
à Aigle fut déplacé à Rennaz pour obtenir, avec le Riviera, un
bassin de population suffisant de 150 000 habitants. Ce fai-
sant, le futur hôpital de Rennaz est bel et bien viable finan-
cièrement et médicalement. Ce qui reste à prouver dans
d’autres établissements valaisans.

«Monthey a aussi cédé quarante-huit lits de gériatrie à la
clinique Saint-Amé de Saint-Maurice. Les autres hôpitaux,
dont Martigny, devaient faire de même, ce qui n’a pas été le
cas. Il est faux de prétendre que le Chablais bénéfice de la fer-
meture des autres hôpitaux, alors que notre région a été la
première à faire des sacrifices», ajoute le président de l’hôpi-
tal du Chablais.  

Enfin, si Rennaz ne se construisait pas, les établisse-
ments de Martigny et Sierre seraient-ils sauvés pour autant?

«L’hôpital de Rennaz
ne concurrence pas Martigny»
RÉSEAU SANTÉ VALAIS �Alors que le projet d’hôpital unique Chablais - Riviera n’attend plus
que les crédits nécessaires, l’attaque venue du coude du Rhône passe mal.

GILLES BERREAU

La démarche est originale et
mérite d’être soutenue. Tirant
– pour une fois – tous à la même
corde, les sections «jeunesse»
de tous les partis politiques
s’unissent dans le Chablais
pour organiser une grande réu-
nion le 20 octobre prochain.
But de cette soirée: pas de pro-
sélytisme partisan, mais sim-
plement familiariser les jeunes
à la politique.

«Les sections des jeunes d.c.,
radicaux, socialistes et UDC de
la région organisent un forum
interpartis à la salle de la gare
de Monthey dès 19 heures», pré-
cise le comité d’organisation
qui ajoute: «Ce sera l’occasion

de leur présenter les diverses va-
leurs de chaque parti. Cette soi-
rée est mise sur pied par les jeu-
nes pour les jeunes.Elle sera pla-
cée sous le signe de la convivia-
lité et de la détente, avec une bri-
solée offerte à l’issue de la réu-
nion.» Avec en prime une ani-
mation musicale. 

Le comité d’organisation
comprend Gabriel Fabris
(PDC), Antoine Carraux, Mikaël
Vieux et Guillaume Vannay
(UDC), Arnaud Schaller et Gé-
raldine Grau (PRD). Lancée il y
a six mois sous l’impulsion de
Fabrice Dubosson, l’idée de
cette réunion a fait l’objet
d’une distribution de flyers
dans des bars. «Si nous gagnons

des membres dans notre parti,
ce sera tout bénéfice, mais il ne
s’agit pas de ratisser large en di-
sant: «venez chez nous». Le but
premier reste très clair: intéres-
ser à la politique au sens large,
car la nouvelle génération ne
connaît pas beaucoup nos for-
mations. Même entre nos comi-
tés, nous ne nous connaissions
pas vraiment», témoigne An-
toine Carraux.

Chacun conserve ses valeurs.
Et Arnaud Schaller d’acquies-
cer: «La co-organisation de cette
manifestation a permis de nous
rapprocher, de mieux se com-
prendre, même si chacun
conserve ses propres valeurs. Ac-
tuellement la politique chez les
adultes est très partisane. Nous
voulons casser cette idée et faire
preuve d’ouverture. D’où ce fo-
rum qui donnera l’occasion au
public de poser toutes les ques-
tions qu’il désire.»

Cette soirée sera peut-être
suivie d’autres manifestations.
Cela dépendra du succès de ce
ballon d’essai. Quant aux aînés
des formations politiques, mal-
gré un certain étonnement, ils
ont, paraît-il, fort bien accueilli
cette initiative de leurs jeunes
recrues.

Pour les organisateurs, le
pire, ce n’est pas de voir un
jeune rejoindre les rangs d’une
autre formation que la sienne,
mais que cette même personne
se désintéresse de la chose pu-
blique. 

Thomas Burgener, selon le
député Gabriel Luisier (voir
«Le Nouvelliste» d’hier), la
construction de l’hôpital de
Rennaz pourrait signifier la
fermeture de Martigny ou de
Sierre. Faut-il le croire?
Aujourd’hui, la fermeture
d’un établissement de soins
aigus n’est pas à l’ordre du
jour. La raison en est simple.
Si on fermait Sierre ou Viège
comme le prévoit l’initiative
«Soins pour tous», il faudrait
augmenter les capacités de
Sion et de Viège en y inves-
tissant des millions de
francs. Ça n’a aucun sens.

D’accord. Mais, dans quinze
ans, que se passera-t-il? N’y
aura-t-il que trois hôpitaux de
soins aigus en Valais?
Tout dépendra de l’évolution
de la médecine, de la techni-
que médicale et des blocs
opératoires. Aujourd’hui, per-
sonne ne peut prédire le
nombre d’hôpitaux de soins
aigus dans quinze ans. A pre-
mière vue, je peux m’imagi-
ner qu’il y en aura moins
qu’aujourd’hui. Mais l’arrivée

de Rennaz s’explique par un
autre raisonnement qui a
permis la réunion du
Chablais et de la Riviera
autour d’un seul hôpital
prévu pour 150 000 habi-
tants.

Toujours selon Gabriel Luisier,
le RSV ferait fuir les patients
vers la clinique de Valère, l’hô-
pital du Chablais ou les EMS
et CMS. Que répondez-vous?
Que les transferts vers les
CMS et EMS ne datent pas
de 2002 et ne s’expliquent
pas par la mise en place du
RSV. Depuis 1990, le nombre
de cas pris en charge par les
EMS ou CMS augmente sen-
siblement avec un taux de
croissance plus marqué
entre 1995 et 2000. Les
transferts liés à l’hôpital du
Chablais, notamment pour la
maternité, restent comptabi-
lisés au sein du RSV, tandis
que la clinique de Valère a
connu en 2005 une augmen-
tation de 250 séjours. Tout le
reste a disparu, ce qui prouve
bien qu’il s’agissait d’hospi-
talisations inutiles. VF

TROIS QUESTIONS À...

PARTENARIAT ENREGISTRÉ

Le Valais prêt 
à s’adapter
Le 5 juin 2005, plus de 55% des
électeurs valaisans refusaient la loi
fédérale sur le partenariat enregis-
tré entre personnes du même
sexe. Un coup dans le vide, puis-
que dans un même temps une ma-
jorité d’Helvètes acceptaient cette
mesure (58% des votants et 16
cantons et demi avaient dit oui).
Corollaire de ce vote: notre canton
doit rapidement se doter d’une loi
d’application afin de se mettre en
conformité avec la législation fé-
dérale. Ce qui ne devrait poser au-
cun problème.

Hier en tout cas, tous les grou-
pes du Parlement – sauf un – ont
accepté d’entrer en matière sur cet
objet. Chacun s’accordant à re-
connaître – avec le gouvernement
– que notre canton n’avait pas
vraiment d’autres choix que de
donner un cadre juridique à la re-
lation de couple vécue par deux
personnes d’un même sexe. Au
nom des démocrates-chrétiens du
Centre, Pascal Rey a toutefois tenu
à rappeler que l’adoption de ce
texte d’application ne représente
«en aucun cas une première étape
vers la construction d’une famille».
La loi stipule d’ailleurs clairement
que «les partenaires enregistrés ne
pourront ni adopter ni recourir à la
procréation médicalement assis-
tée».

Au final, seuls les élus de l’UDC
ont décidé de ne pas soutenir ce
texte et de s’abstenir «au moment
de boire le calice jusqu’à la lie» et
de voter sur l’entrée en matière sur
ce qu’ils considèrent «comme un
mariage bis». PG

FORUM INTERPARTIS PRD, PDC, UDC ET PS À MONTHEY

Les jeunes mixent les partis !
PRÉVENTION ROUTIÈRE

Moins d’enfants blessés
grâce à l’éducation

Les enfants et adolescents sont considérés
comme catégories d’usagers à haut risque dans la
circulation routière. Depuis de nombreuses années,
les Polices cantonale et municipales travaillent de
concert pour éduquer la jeunesse et cette préven-
tion porte ses fruits: moins 27% d’enfants blessés
lors d’accidents au cours des deux dernières an-
nées.

Durant l’année scolaire 2005-2006, 1700 classes
ont été visitées, ce qui représente 32 000 élèves sen-
sibilisés à la sécurité routière. Si les conducteurs
sont responsables de 45% des accidents, le compor-
tement des enfants en provoque nombre d’autres.
Par exemple, comme piéton, lorsqu’il s’élance im-
prudemment sur la chaussée; ou à vélo, par l’inob-
servation des priorités.

Depuis quelques années, la Police cantonale
instruit également au niveau des écoles profession-
nelles où elle traite – avec la LVT – de problémati-
ques liées à l’alcool ou aux drogues. C/NC

«Aujourd’hui,
on ne peut pas 
fermer d’hôpitaux»
THOMAS BURGENER
CONSEILLER D’ÉTAT

0

30

60

90

120

58 JEUNES VICTIMES DE MOINS QU'EN 2003 

125

91

67

40%

2003 2004 2005

Répartition selon
leur moyen de déplacement

piétons
28%
passagers

27%
cyclistes

5%
cyclomotoristes

Nombre d'enfants victimes de la route
(blessés, décédés)

Antoine Lattion, président de l’association de l’hôpital multisites du Chablais
(Monthey et Aigle), a vivement réagit aux propos de Gabriel Luisier. BITTEL

BITTEL

Arnaud Schaller (PRD) et Mikaël Vieux (UDC), deux des organisateurs
de cette soirée. LE NOUVELLISTE
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Après plus de quatre mois passés au col du Grand-
Saint-Bernard, les chiens du même nom ont rejoint la
plaine en début de semaine. Neuf adultes et quatre
chiots ont, selon les premières estimations, été vus par
plus de 45 000 visiteurs, soit une augmentation de 15%
par rapport à 2005. «L’élevage a été largement média-
tisé», avance Jasmine Abarca-Golay, cheffe d’exploita-
tion de la Fondation Barry. «Le beau temps et la cani-
cule de juillet y sont aussi pour quelque chose.» Comme
chaque année, les installations extérieures du col ont
été démontées, histoire de passer l’hiver au chaud et
d’éviter les désagréments liés aux avalanches. Des ins-
tallations qui ont été améliorées, grâce à l’aménage-
ment d’un parc pour les chiots, des espaces de jeux, des
dallages et des podiums pour protéger les chiens de
l’humidité. «Mais un rafraîchissement du chenil est né-
cessaire», explique la jeune femme. «Nous collaborons
avec les chanoines, propriétaires des lieux, qui ont ac-
cordé des fonds pour certaines rénovations. Nous allons
par exemple refaire la peinture intérieure.»

La désalpe s’est déroulée dans de bonnes condi-
tions, grâce au nouveau bus de la Fondation. Une né-
cessité compte tenu des déplacements toujours plus
fréquents. Désormais, jusqu’à huit chiens peuvent être
transportés en même temps, au col, mais surtout au
Musée et chiens du Saint-Bernard, qu’ils rejoignent
quotidiennement. «Jusqu’ici, le simple fait de transpor-
ter nos 11 chiots et les 6 adultes nécessitait jusqu’à six
voyages par jour.» L’investissement de 45 000 francs,
plus 5000 francs pour les aménagements spéciaux, ont
été en partie financés par des entreprises de la région.

Pour l’élevage de la Fondation Barry, les vacances
sont en quelque sorte terminées et il va falloir se remet-
tre sérieusement au travail. «Nous allons reprendre un
rythme d’entraînement plus soutenu de l’élevage désor-
mais au complet à Martigny, avec 17 chiens.» Educa-
tion, socialisation, attelage, le menu est copieux. Côté
carnet rose, enfin, trois portées sont attendues. 

Une en novembre et deux en décembre. «Si tout se
passe comme prévu...»

Une désalpe 
sans les cloches
SAINT-BERNARD�Le col se 
prépare à l’hiver et les chiens de la
Fondation Barry rejoignent la 
plaine pour se remettre au travail.

Au contact
Le chien n’est plus forcément le meilleur ami de
l’homme. Enfin, c’est l’homme qui le dit. Pourtant, du-
rant les dix jours de la Foire du Valais, la direction de la
Foire et celle de la Fondation Barry ont voulu que les
chiens aillent au contact du public. Une première, puis-
que les chiens sont d’ordinaire interdits dans l’enceinte
de la Foire. Une présence sur les stands, dans les allées,
qui n’est pas passée inaperçue et qui n’a laissé per-
sonne indifférent. «Nous n’avons eu que des réactions
positives», insiste Jasmine Abarca-Golay, qui réfute
toute idée de provocation. «Nous avons eu beaucoup
de plaisanteries autour du tonneau et de la muselière,
mais les gens ne pensent pas que le saint-bernard soit
concerné par cette polémique.»

Les gardiens d’animaux de la Fondation, qui tenaient les
chiens en laisse, en ont profité pour rappeler les règles
élémentaires à respecter en présence d’un tel chien.
«Malgré son image débonnaire, sympathique, ça reste
un chien. Il faut toujours demander au maître si on peut
le caresser et, pour les enfants en particulier, il faut
faire la connaissance d’un chien en présence d’un
adulte.»

OLIVIER HUGON

On le dit mal adapté, désuet,
mal équipé. «On a même parlé
d’un hôpital de brousse.» Fati-
gué des critiques relayées par
certains médias, Vincent Casta-
gna, directeur du Centre hospi-
talier du Centre du Valais
(CHCVs), a invité hier matin la
presse pour une visite du dé-
partement de gériatrie de l’hô-
pital de Martigny. L’occasion
pour lui de remettre certaines
pendules à l’heure au moment
même où, du côté de Sion, nos
députés se penchent sur la loi
sur le Réseau Santé Valais
(RSV). Petit Vrai-Faux.

� La gériatrie se trouve dans
la partie ancienne de l’hôpital.

FAUX
Ou plutôt, c’était vrai jusqu’en
2005. Depuis, le service a em-
ménagé au deuxième étage du
bâtiment H5, construit en 1988.
La gériatrie occupe à ce jour
tout l’étage, soit 59 lits, alors
qu’elle n’en comptait que 24
avant la fermeture de l’hôpital
de Gravelone à Sion. Un dépar-
tement de soins palliatifs de 8
lits se trouve au premier étage.
Les chambres comptent au
maximum deux lits, sont spa-
cieuses et disposent d’une salle
de bains particulière. L’air y est
climatisé.

� Le transfert de la gériatrie à
Sierre et à Martigny, avec 35
lits chacun, n’a engendré au-
cune suppression d’emploi.

VRAI
Cependant, Vincent Castagna
admet qu’une dizaine d’em-
ployés de Gravelone, sur les 142
personnes qui y travaillaient,
ont présenté leur démission au
RSV, suite à la décision du
Conseil d’Etat de fermer l’hôpi-
tal. «Ce sont des choses que l’on
comprend. C’est un peu comme
si vous décidez de déménager et
que votre femme n’est pas d’ac-
cord.» Détail qui peut avoir
d’importantes conséquences
sur l’organisation d’une vie de
famille: alors qu’à Gravelone,
les services débutaient à 7 h 30,
Martigny et Sierre embauchent
à 7 heures. De plus, une tren-
taine de collaborateurs ont
choisi de rester à Gravelone,
transformé en un EMS de 70

lits, dont les portes s’ouvriront
en janvier 2007. Ils suivent ac-
tuellement une formation dans
les établissements du canton. 

�Les installations d’ergothé-
rapie et de physiothérapie, no-
tamment, ne sont pas encore
pleinement opérationnelles.

VRAI
«Nous devons encore aménager
quelques salles, avoue Samuel
Buchard, administrateur du

CHCVs, notamment l’ancienne
salle d’accouchement au-
jourd’hui reconvertie en salle de
physiothérapie.» Une salle d’er-
gothérapie entièrement réno-
vée a été installée dans l’ancien
hôpital. Deux ergothérapeutes
y occupent 160% de temps de
travail. Côté physiothérapeu-
tes, onze personnes disposent
d’un centre performant avec
piscine, salle de travail et cinq
cabines. «Jusqu’ici, nous avons
investi 500 000 francs.» Une

somme prise sur le budget ordi-
naire d’investissement.

� Les 45% des lits du RSV ne
sont pas occupés.

FAUX
Apparemment personne au
sein du RSV ne sait d’où sortent
ces chiffres. Apparemment en-
core, ils proviendraient de Tho-
mas Burgener, le chef du Dé-
partement de la santé. Sur le
terrain, à Martigny, et plus en-
core en gériatrie, il n’en est rien. 

«Après la phase de transition
en juillet et août, nous sommes
aujourd’hui en phase de rou-
tine, six mois seulement après la
décision du Conseil d’Etat, qua-
tre mois seulement après les pre-
mières mesures de transfert. Et
les taux frôlent les 100% d’occu-
pation», insiste le Dr Jérôme
Morisod, gériatre et médecin-
chef au CHCVs. «Ce matin à
Sierre, nous avions 34 patients
pour 35 lits disponibles.»

«Martigny n’est pas un
hôpital de brousse!»
RSV�Une gériatrie contre une maternité: les réorganisations du Réseau
Santé Valais ont fait grincer des dents au coude du Rhône.
Les responsables de l’hôpital veulent en donner une image de qualité.

«UNE MÉDECINE DE POINTE»
Au chapitre des critiques sur le RSV,
Martigny s’est souvent plainte de
n’obtenir que des services «mi-
neurs», à l’instar de la gériatrie.
«C’est un domaine qui prend tou-
jours plus d’importance», insiste le
Dr Jérôme Morisod, gériatre.

«Les gens deviennent de plus en
plus vieux. En 2040, l’espérance de
vie des hommes sera de 84 ans, 
89 pour les femmes. Les traite-
ments sont toujours plus poussés,
notamment en ce qui concerne les
maladies neuro-dégénératives, 
telles qu’alzeihmer.»

L’image de la gériatrie où l’on fait
quelques soins d’hygiène et où l’on
amène une grand-maman sur le
balcon pour boire sa tisane est 
révolue. Ergothérapie, physiothéra-
pie, tous les moyens sont mis en
œuvre pour offrir la possibilité aux

patients de rentrer chez eux le plus
rapidement possible et dans les
meilleures conditions.
Résultat, les séjours hospitaliers se

stabilisent (en nombre) et se rac-
courcissent (en durée).
«Par contre, nous manquons de lits
en EMS.» OH

TRANSITION
Le Dr Claude Bayard,
chef du service géria-
trie du RSV, avait,
sans la commenter,
donné sa démission
en septembre dernier.

«Il est actuellement
en congé maladie»,
précise Vincent Cas-
tagna, directeur du
CHCVs, «sa démis-
sion devrait être ef-
fective à la fin du mois
de mars 2007. Nous
nous sommes réorga-
nisés. les Dr Coutaz et
Morisod gèrent les si-
tes de Martigny et
Saint-Maurice, alors
que le Dr Bruchez
s’occupe de Sierre et
de la clinique Sainte-
Claire.» OH

«Transférer 
un service de 70 lits 
en quatre mois,
c’est un vrai défi.»

VINCENT CASTAGNA

DIRECTEUR DU CENTRE HOSPITALIER
DU CENTRE DU VALAIS

Suite aux décisions prises dans le cadre du RSV, les hôpitaux de Martigny (photo) et Sierre accueillent les
Services de gériatrie. HOFMANN

«Les gens deviennent de plus en plus vieux» rappelle le Dr Jérôme Morisod. HOFMANN

Grâce à leur nouveau bus aménagé, les chiens de la Fon-
dation Barry voyagent le cœur plus léger. La descente du
col du Saint-Bernard en devient presque un plaisir. LDD



S i t t e n. – Wer ist schuld an
der desaströsen Schräglage
der staatlichen Pensions-
kassen? Weder Arbeitgeber
noch Arbeitnehmer können
sich aus der Verantwortung
schleichen. Weil zu wenig
einbezahlt und zu viel bezo-
gen wurde, müssen die Kas-
sen jetzt unter Opfern aller
Beteiligten saniert werden.

FDPO-Grossrat Matthias Eggel
brachte es in der Eintretensde-
batte auf den Punkt: «Die beiden
Kassen wurden über Jahre in ei-
ne schlechte Situation manöv-
riert. Einbezahltes und Bezoge-
nes stehen in einem Missverhält-
nis zueinander.»
Wie dieses wieder ins Gleichge-
wicht gebracht werden kann,
wird im Walliser Grossen Rat
derzeit entschieden. Die Sanie-
rung der Vorsorgekasse für das
Personal des Staates Wallis und
der Ruhegehalts- und Vorsorge-
kasse des Lehrpersonals ist das
wichtigste Geschäft der laufen-
den Oktober-Session. 

«Alle stehen in der 
Verantwortung»

Bei der gestrigen Auslegeord-
nung zur zweiten Lesung warnte
CVPO-Fraktionschef Beat Ab-
gottspon davor, mit einseitigen
Schuldzuweisungen aufzuwar-
ten. In der Verantwortung stün-
den alle und es gelte jetzt, den
Schlamassel nachhaltig zu besei-
tigen. Das könne nicht mit dem

Blick auf den eigenen Versiche-
rungsausweis passieren. Viel-
mehr gehe es um das Überleben
der Kassen. Am im ersten Ent-
wurf vorgelegten Konzept sei
deshalb festzuhalten. Einzelne
Aspekte herauszubrechen, ge-
fährde das Gesamte. «Pensions-
kassen sind nicht Wahlkassen»,
sagte Abgottspon unter Hinweis
auf «eine Art der Geringschät-
zung, welche die Angestellten-
verbände in letzter Zeit gegen-
über der Politik aufgebaut ha-
ben». Gegen diese erstmalige
Entwicklung werde man sich
wehren, «denn die Verbände ha-
ben sehr wohl mitreden kön-
nen».
Was jetzt vorliege, sei ein guter
Kompromiss, der freilich von al-
len Opfer fordere. Letztlich stün-
den die Magistraten, Beamten
und Lehrer des Kantons auch
nach der Sanierung noch gut da.
Abgottspon schien die Meinung
der bürgerlichen Ratsmehrheit
auf den Punkt zu bringen und
wurde in der Folge von den
meisten Fraktionssprechern un-
terstützt. «Die wichtigste Rolle
spielt die Leistungsberechnung»,
sagte CSPO-Fraktionschef Gil-
bert Loretan. Die Ausarbeitung
der Begleitmassnahmen möchte
er an den Staatsrat in dessen Rol-
le als Arbeitgeber weiterleiten.

Scharfe linke Kritik 
Scharf kritisiert wurde die aktu-
elle Situation von der Ratslin-
ken. Rolf Eggel (SPO) sagte,
dass seine Fraktion schon 1998
von einem Loch statt von einer
Kasse gesprochen habe. Reagiert
worden sei auf diese Warnungen
jedoch nicht. Der Staat habe sei-
ne Verantwortung als Arbeitge-

ber über Jahre nicht wahrgenom-
men. Die Situation sei gross-
mehrheitlich auf Vernachlässi-
gung durch den Kanton zurück-
zuführen und nun wolle er auch
noch bei der Sanierung mit der
einen Hand einnehmen, was er
mit der andern ausgebe. Statt auf
echte Sozialpartnerschaft baue
die 2. Säule der 11 500 Versi-
cherten auf Sand, sagte Eggel.
Einst sei statt mit Lohnerhöhun-
gen mit der Senkung des Pensi-
onsalters operiert worden und
jetzt wolle man die Arbeitgeber-
beiträge senken. So lasse man
nicht mit sich umspringen. Die
linke Allianz sei gegen Eintre-
ten.

Die Ecksteine
Staatsrat Jean-René Fournier
ging auf die konkreten Vorwürfe
nicht ein. Er legte die Notwen-
digkeit der Sanierung ins Zent-
rum seiner Äusserungen. Die
Regierung stützt dabei weitge-
hend die Vorschläge der von
Louis Ursprung (CVPO) präsi-
dierten Ratskommission. Diese
will den Deckungsgrad der bei-
den Kassen in drei Jahren (der
Staatsrat schlägt fünf Jahre vor)
auf 80 Prozent anheben, was ei-
ne Aufkapitalisierung von 605
Millionen Franken erfordert. Als
weitere Eckpunkte der Sanie-
rung gelten die Erhöhung des
Pensionsalters von 58/60 Jahren
auf 60/62 Jahre, der Wechsel
vom Leistungs- zum Beitrags-
primat bis 2012 sowie das Ein-
frieren der Renten. Mittelfristig
wird die Aufhebung der Staats-
garantie zum Thema und die
beiden Kassen sollen nach der
Sanierung fusioniert werden.
Diese Stossrichtung sei auch bei

der Sanierung öffentlicher Pen-
sionskassen in anderen Kanto-
nen, zum Beispiel LU und GR,
festzustellen, sagte Staatsrat
Fournier. Dort würden sich
ebenfalls alle an der Sanierung
im Sinne der Opfersymmetrie
beteiligen. Gemäss Durch-
schnittszahlen übernehmen der
Arbeitgeber 58 Prozent und der
Arbeitnehmer 42 Prozent der
Sanierungsleistungen. Der jetzi-
ge Entwurf gehe fürs Wallis von
einem Verhältnis 57 zu 43 Pro-
zent aus. 

Leistungen auch nach
Sanierung noch gut

Wichtig sei, dass die Kassen
jetzt Mittel erhielten für künftig
freie Entscheidungen. Fournier
zog auch einen Vergleich zu den
privaten Pensionskassen. Die
Walliser Magistraten, Lehrer
und Beamten lägen im Vergleich
dazu künftig nur knapp unter
dem Leistungsdurchschnitt. Da-
raus schloss er an die Adresse
von Rolf Eggel: «Gegenwärtig,
nicht künftig, sind unsere Pensi-
onskassen auf Sand gebaut.»

«Keine andere Wahl»
Kommissionspräsident Ur-
sprung erwähnte, dass es in der
aktuellen prekären Situation kei-
ne Geschenke zu verteilen gebe.
Die Pensionskassen stellten ein
grosses Problem dar, das ange-
packt werden müsse. «Wir ste-
hen nicht in der Wahl, sondern
in der Pflicht, den Kanton wei-
terzubringen», sagte Ursprung.
Eintreten wurde mit 100 zu 22
Stimmen (3 Enthaltungen) be-
schlossen. Die Detailberatung
wird morgen den Weg aus dem
Desaster aufzeigen müssen. tr
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Einbürgern
vereinfachen
S i t t e n. – Künftig sol-
len die Munizipalge-
meinden einbürgern
und die Burgergemein-
den einburgern. 
Mit der geplanten Abände-
rung der Kantonsverfas-
sung (Art. 28 und 29) will
das Parlament erstens der
heutigen Wirklichkeit
nachleben und zweitens
den Einbürgerungstouris-
mus verhindern. Die Kos-
ten sollen auf 500 bis 800
Franken vereinheitlicht
werden. Wem die Verlei-
hung des Bürgerrechts zu-
gestanden wird, wird im
Gesetz zu klären sein.
Das Geschäft war im Rat
unbestritten und dürfte
auch keine grossen Wellen
werfen vor dem Volk, wel-
ches bei Verfassungsände-
rungen stets das letzte Wort
hat. Dafür gab zum
Schmunzeln Anlass, dass
mit CVPO, SPO und
CSPO gleich drei Fraktio-
nen davon sprachen, end-
lich werde hier nun ein al-
tes Anliegen von ihnen er-
füllt.

Gleichgeschlechtliche
Paare gleichstellen

Ganze drei Artikel lang ist
der Gesetzesentwurf zur
Anerkennung gleichge-
schlechtlicher Paare. Der
Kanton vollzieht hier mit
materiell geringem Hand-
lungsspielraum Bundes-
recht, wie es das Schweizer
Volk am 5. Juni 2005 (ge-
gen die Mehrheit der Walli-
ser) vorgab. Gleichge-
schlechtliche Paare sollen
in Fragen wie Erbfolge,
Sozialversicherung, Auf-
enthaltsbewilligung und
Besuchsrecht Partnern ge-
mäss Eherecht gleichge-
stellt werden. Ausgenom-
men sind explizit Adoption
und Fortpflanzung. Der Rat
beschloss bei Stimmenthal-
tung der SVP-Fraktion
Eintreten. tr

Qualität sichern, Kosten sparen
Das Gesundheitsnetz Wallis (GNW) ist auf Gesetzeskurs

S i t t e n. – Alles deutet da-
rauf hin, dass das bisherige
Dekret, auf dem das Ge-
sundheitsnetz Wallis (GNW)
in den letzten drei Jahren
aufgebaut wurde und auch
funktionierte, in ein ordent-
liches Gesetz überführt
wird.

Die Meinungen im Kantonsparla-
ment sind gemacht, die Pflöcke
eingeschlagen. In der morgigen
Detailberatung werden an der
Gesamtausrichtung keine ent-
scheidenden Veränderungen
mehr vorgenommen. Das war in
der gestrigen Eintretensdebatte
zum Auftakt der Oktober-Session
des Walliser Grossen Rates deut-
lich spürbar. Das Parlament will,
so einer der Grundtenöre der
Fraktionssprecher, mit dem Ge-
setz in diesem umfassenden Re-
formdossier einen weiteren klei-
nen Schritt vorwärts, als einen
grossen zurück in eine völlig un-
gewisse Zukunft.

GNW in der Pflicht
Dies sieht auch Departements-
vorsteher Thomas Burgener so.
Der für die Walliser Gesund-
heitspolitik zuständige Staatsrat
sagte, die zweite Kommission
habe seit der ersten Lesung im
April 2006 den Gesetzesentwurf
verbessert und vieles geklärt.
Fakt sei, dass die Walliser Spitä-
ler laut einem eben erschienenen
Bericht der Universität Lausanne
qualitativ gute Arbeit leisteten
und die Sicherheit der jährlich
rund 32 000 Patienten nach den
gängigen Normen garantiert sei.
Natürlich bestehe noch Verbes-
serungspotenzial, nicht zuletzt in
der internen wie externen Infor-
mation. Daran zu arbeiten, stün-
de das GNW in der Pflicht.

Fragen zu Brig...
Auf Schwachpunkte oder offene
Fragen wiesen auch die Frakti-
onssprecher hin. Im Mittelpunkt
stand dabei meistens der Grund-
auftrag der Gesundheitspolitik,

nämlich die Qualität der medizi-
nischen wie pflegerischen Be-
treuung. Ein weiteres Hauptau-
genmerk wird dem Kostenmana-
gement gewidmet, was bei ei-
nem Betriebsbudget von 450
Millionen Franken, von denen
rund die Hälfte der Kanton auf-
zubringen hat, auch verständlich
ist. Mit dem nun geforderten
jährlichen schriftlichen Bericht
des GNW an das Parlament soll-
te die gewünschte Kontrollfunk-
tion gewährleistet sein. Die
Richtung des jetzigen Gesetzes-
entwurfes sei richtig, war seitens
der CVP Mittelwallis zu verneh-
men. Das Parlament könne Ein-
fluss nehmen auf das GNW, zu-
dem sei garantiert, dass laut Art.
3 die drei Spitalzonen Ober-,
Mittel- und Unterwallis mindes-
tens mit einem Akutspital rech-
nen könnten. Ob allerdings doch
nicht zu viel Macht beim Staats-
rat liege, stellte Graziella Walker
Salzmann (CSPO) in den Raum.
Und zusammen mit René Lore-
tan (CVPO) wollte sie wissen,
wie es mit dem Spital Brig wei-

tergehe. Hier ist die Eigentums-
übertragung vom bisherigen Be-
sitzer an den Kanton – im Ge-
gensatz zu den anderen Spitälern
– noch nicht erfolgt. Staatsrat
Burgener tönte an, dass es mit
Brig möglicherweise zu einem
Gerichtsfall kommen könnte.
Der Kanton werde aber nicht an-
dere Kriterien anwenden als bei
den anderen Standorten auch.
Für die Besitzer des ehemaligen
Oberwalliser Kreisspitals Brig
ist dies insofern unverständlich,
als dass  sie im Vergleich zu den
hoch verschuldeten Spitälern,
die froh waren, übernommen zu
werden, deutlich unter Wert und
geleistetem Aufwand abgegolten
werden.

...Visp und Leukerbad
Besorgnis wurde auch angeregt
betreffend die Reha-Klinik in
Leukerbad sowie den Standort
Visp für die Fachhochschule Ge-
sundheit und Soziales. Laut Bur-
gener ist Leukerbad nicht ge-
fährdet, bei Visp sehe es anders
aus. Hier sei jedoch Kollege

Claude Roch gefordert. Richtig
sei, dass bei einem möglichen
Abzug der Schule ins Mittelwal-
lis Oberwalliser Schulanwär-
ter/innen wohl oft ihre Ausbil-
dung in der Deutschschweiz ab-
solvieren würden, was an den
hiesigen Spitälern Rekrutie-
rungsprobleme ergeben könnte.
Zu grundsätzlicher Kritik setzte
einzig noch Jean-Marie Schmid
an. Der Co-Präsident der Initiati-
ve «Pflege für alle» steht in der
Rolle des letzten kämpfenden
Mohikaners gegen das GNW re-
spektive die Verstaatlichung der
Spitäler. Schmid sieht durch die
Reform Wettbewerb und Unter-
nehmertum schwinden und kün-
digte für die Detailberatung eine
Reihe von Abänderungsvor-
schlägen an. 

Gemeinden wollen
nicht mehr zurück

Kommissionspräsident Pascal
Bridy sah die Sache pragmati-
scher. Die erfolgte Rationalisie-
rung durch die Zusammenlegung
der Disziplinen erlaube eine bes-

sere Pflegequalität und die stei-
genden Gesundheitskosten seien
nicht vom jetzt zu beratenden
Gesetz, sondern von der Umset-
zung abhängig. Fest stehe aus-
serdem, dass keine Gemeinde
mehr zum alten, öffentlichrecht-
lichen System zurückkehren
möchte, um am Ende des Jahres
jeweils das Spitaldefizit zu be-
zahlen. Wenn ein Spital gewinn-
trächtig arbeite, fliesse zu viel
Geld hinein. Und das sei nicht
Zweck eines Krankenhauses.
Bridys Ansichten deckten sich
hier mit jenen von Burgener, der
darauf hinwies, dass die Spitäler
den früheren Konkurrenzkampf
so verstanden hätten, als dass sie
Fälle generierten und mit Fall-
pauschalen Geld verdienten, in-
dem die Leute vorzeitig aus dem
Spital entlassen worden seien. 
Der Rat beschloss schliesslich
Eintreten mit 110:10 Stimmen
bei vier Enthaltungen. Bei die-
sen Mehrheitsverhältnissen wird
morgen am vorliegenden Geset-
zesentwurf nur noch punktuell
etwas zu korrigieren sein. tr

Jean-Marie Schmid (stehend): Der CVPO-Grossrat aus Brig-Glis ist der einzige noch grundsätzliche Kritiker an der kantonalen Spital-
reform. Foto wb

Pensionskassen brauchen Hilfe
Fazit der grossrätlichen Auslegeordnung: Fehlerhafte Sozialpartner zahlten zu wenig und bezogen zu viel

Aus dem
Walliser

Grossen Rat

Die beiden Staatsräte Thomas Burgener (vorne) und Jean-René
Fournier waren gestern gefordert. Der eine bei der Gesetzgebung
für das Gesundheitsnetz Wallis, der andere bei der Sanierung der
staatlichen Pensionskassen. In beiden Dossiers geht es um dreistel-
lige Millionenbeträge. Foto wb



S i t t e n. – Der Walliser
Grosse Rat hat alles Inter-
esse, dass die Ostausfahrt
der Matterhorn Gotthard
Bahn (MGB) in Brig plan-
gemäss zur Eröffnung der
Neat am Lötschberg im
Dezember 2007 in Betrieb
genommen werden kann.

Um dieses zu ermöglichen,
sprach er gestern zur Finanzie-
rung der zweiten Bautranche
einstimmig (111:0) einen Ver-
pflichtungskredit von (maxi-
mal) 8,4 Millionen Franken.
Dabei handelt es sich um den
Kantonsanteil an den Projekt-
Restkosten in der Höhe von
21,9 Millionen Franken. 

Vorgaben des Bundes
Notwendig geworden war diese
zweite Finanzierungsetappe
nicht etwa wegen einer zwei-
deutigen Salamitaktik der Be-
gehrenssteller, sondern auf-
grund der bundespolitischen
Entwicklung betreffend die Fi-
nanzierung der Eisenbahninfra-
struktur. «Bern» hatte die erste
Etappe des Projekts über den 8.
Bundesrahmenkredit finanziert,
der Ende 2006 ausläuft. Die
weitere Finanzierung war, be-
dingt durch den Systemwech-
sel, stets im Rahmen der Bahn-
reform 2 geplant, die inzwi-
schen jedoch vom Eidg. Parla-
ment an den Bundesrat zurück-
gewiesen wurde. Dadurch wur-
de die Weiterfinanzierung
durch einen 9. Rahmenkredit
notwendig, der im Sinne von

Übergangsbestimmungen in-
zwischen auch bereitgestellt
wurde. 

Keine Mehrkosten
Ausdrücklich festgehalten wur-
de von Kommissionspräsident
Anton Andenmatten (CVPO)
und Staatsrat Jean-Jacques Rey-
Bellet übereinstimmend, dass
es sich bei dieser zweiten Tran-
che nicht um die Finanzierung

von Zusatzkosten handle. Der
Bauherr hielt das Projekt, das
seit gut einem Jahr bei einem
engen Bauprogramm in der
Realisierungsphase steht, bisher
im geplanten Kostenrahmen
von 62,452 Millionen Franken.
Er ist dazu von Bund und Kan-
ton auch verpflichtet worden.

Total 18 Millionen
Für die erste Finanzierungs-

etappe (bis Ende 2006) sprach
der Grosse Rat dem Projekt be-
reits früher einen Verpflich-
tungskredit von 9,6 Millionen
Franken. Der Kanton beteiligt
sich an der Ostausfahrt also ge-
samthaft mit 18 Millionen
Franken.
Die Bedeutung der MGB-Ost-
ausfahrt in Brig wurde von kei-
nem Fraktionssprecher infrage
gestellt. Sie lässt Reisezeit ge-

winnen, vereinfacht die Abläu-
fe  (kein Lokwechsel mehr, we-
niger Rangierbewegungen) und
dient der Sicherheit, insbeson-
dere im dadurch völlig entlaste-
ten Naters (mit insgesamt 20
Bahnübergängen). Den definiti-
ven Nutzen wird das Projekt in
Sachen Sicherheit für die vielen
Briger Bahnhofplatz-Passanten
freilich erst erhalten, wenn der
Hochbahnhof realisiert ist. Ge-

plant ist bekanntlich, dass die
Gleise der MGB mit der Zeit
vom Bahnhofplatz verschwin-
den und auf Gleis 1 des SBB-
Bahnhofs integriert werden.

Ausbau der 
Kantonsstrassen für

15,4 Millionen
Der Grosse Rat befasste sich
verkehrstechnisch ferner mit
zwei Strassenkorrektions-Pro-
jekten bei Vissoie und Nendaz.
An beiden Orten plant das Bau-
departement eine Verbreiterung
der Strassen im Interesse der
Verkehrssicherheit. Kommis-
sionspräsident Andenmatten
wie Staatsrat Rey-Bellet be-
zeichneten die Projekte als
sinnvoll und der Situation ange-
passt. Von Luxusvarianten kön-
ne keine Rede sein. Zudem ent-
sprächen sie dem ordentlichen
Ausbaubedarf, seien also nicht
neu. Denn das kantonale Stras-
sennetz sei inzwischen zu 99
Prozent realisiert, sagte der zu-
ständige Departementschef. Die
verbreiterten Strassen würden
insbesondere dem Bus- und
Lastwagenverkehr entgegen-
kommen. Vom Ausbau der
Kantonsstrassen würden in Sa-
chen Sicherheit auch die Fus-
sgänger profitieren.
Die beiden Geschäfte waren
völlig unbestritten. Beim Pro-
jekt Vissoie – St. Luc – Chan-
dolin handelt es sich um Inve-
stitionen von 9,7 Millionen
Franken, jenes bei der Durch-
und Ausfahrt von Haute-Nen-
daz kostet gemäss Budget 5,7
Millionen Franken. Gemäss
Strassengesetz werden die be-
teiligten Gemeinden sich mit
einem Kostenschlüssel von 25
Prozent an den Investitionen
beteiligen müssen. tr
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S i t t e n. – Am gestrigen
Morgen baute der Walli-
ser Grosse Rat einen Berg
von persönlichen Vorstös-
sen seiner Mitglieder ab.
Die meisten Motionen und
Postulate wurden über-
wiesen. Die 24 Traktanden
der Tagesordnung waren
in weniger als drei Stun-
den durchberaten.
Diskussionslos wurde zum
Auftakt der Sitzung die Bot-
schaft mit einer Serie von «Än-
derungen der kantonalen Ge-
setzgebung im Zivilverfahren
zur Anpassung an das Bundes-
gesetz über das Bundesgericht»
angenommen. Den Äusserun-
gen von Kommissions-Vize-
präsident Dr. Felix Zurbriggen
(CSPO) wurde in dieser doch
eher trockenen Juristenmaterie
das Vertrauen geschenkt. Der
Rat zeigte jedenfalls keine
Lust, in die Details einzustei-
gen. Die erste Lesung wurde
zügig und einstimmig abge-
schlossen. Gleich anschlies-
send wurde angesichts der Ein-
heit auf die für heute vorgese-
hene zweite Lesung verzichtet. 

Die Polizeikorps 
fusionieren?

Widerspruch erfuhr das Postu-
lat von André Vernay betref-
fend die Fusion der Kantons-
und Gemeindepolizei «für eine
effiziente und bürgernahe Poli-
zei» seitens der SVP. Jean-Luc
Addor befürchtet hier weitere
Mittelbeschränkungen, was
angesichts der vielen Aufga-
ben und Pflichten der Polizei
nicht vertretbar sei. Staatsrat
Jean-René Fournier sagte, dass

die Zusammenarbeit zwischen
Kantons- und Gemeinde-Poli-
zeikorps sehr gut funktioniere,
man aber in die angeregte
Richtung trotzdem Überlegun-
gen anstellen könne. Deshalb
sei die Regierung für die An-
nahme des Postulates, auch
wenn eine Fusion aus der Sicht
des Staatsrates mittel- wie
langfristig kein Thema sei. Das
Postulat wurde mit 101:20
Stimmen überweisen. 

Unvereinbarkeiten
klären

Von einer Motion in ein Postu-
lat umgewandelt wurde das
Begehren, die Unvereinbarkei-
ten von Kantons- und Gemein-
deangestellten in gewissen
Funktionen zu klären. Hier be-
steht in der Tat definitiver
Klärungsbedarf, wenn zum
Beispiel auf die Angestellten
des Gesundheitsnetzes Wallis
verwiesen wird, die nicht in
den Grossen Rat gewählt wer-
den können. Angeschaut wer-
den soll in diesem Zusammen-
hang auch das seit vielen Jah-
ren geltende Sonderstatut für
Lehrpersonen (denen dies er-
laubt ist).

Fusionen sind keine
«Ultimo Ratio»

Eine Motion von Edmond Per-
ruchoud betreffend die inter-
kommunale Zusammenarbeit
wurde vom Parlament deutlich
abgewiesen. Der Motionär hat-
te vorgeschlagen, Möglichkei-
ten der Zusammenarbeit von
Gemeinden auf der Grundlage
des Privatrechts abzuklären. Er
erwähnte als Beispiel den Zu-

sammenarbeitsvertrag der drei
Gemeinden Leukerbad, Inden
und Varen. Auf diese Weise
liessen sich Synergien nutzen
und der «steinige Weg der Fu-
sion» müsse nicht beschritten
werden. Denn Gemeindefusio-
nen seien die «Ultima Ratio».
Die Mehrheit wollte von dieser
Sichtweise nichts wissen.

Einmal mehr: West-
anschluss Lötschberg

Sorgen macht sich Jacques-
Roland Coudray zur Realisie-
rung des Westastes des NEAT-
Lötschbergtunnels. Wird er

Realität oder ist er Mythos,
wollte Coudray wissen. Er be-
fürchtet, dass sich hier nichts
mehr tut und verlangt vom
Staatsrat einen klaren Positi-
onsbezug. Jean-Jacques Rey-
Bellet sagte, dies sei mittler-
weile die 13. Anfrage in dieser
Sache. Vielleicht bringe sie ja
Glück. Die Regierung werde
aber auch diesmal nicht eine
definitive Antwort geben kön-
nen. Entschieden werde in die-
ser Sache frühestens, wenn der
übrige Tunnel vollumfänglich
doppelspurig ausgebaut sei,
was bekanntlich nicht der Fall

sei. Es seien hier beim Bund,
der in dieser Sache entscheidet,
auch noch keine entsprechen-
den Planungen vorgesehen.
Dies bedeute aber nicht, dass
man sich beim Kanton nicht
weiter für den Vollausbau des
Lötschbergs inklusive Westan-
schluss einsetzen wolle, insbe-
sondere auch unter dem Blick-
winkel der Kostenexplosion
am Gotthard. Längerfristig
rechne man in der Kantonsre-
gierung mit dem Vollausbau.
Rey-Bellet nannte dafür Kos-
ten von rund einer Milliarde
Franken. Diese Gelder zu spre-

chen sei in Bern jedoch mo-
mentan kein prioritäres Thema.

Brandschutzvor-
schriften anpassen

Franz Ruppen (SVP) und Gra-
ziella Walker Salzmann
(CSPO) hinterlegten erfolg-
reich Motionen, die sich mit
Unvereinbarkeiten von neuen
Brandschutzvorschriften mit
dem kantonalen Baugesetz be-
fassen. Hier sind geltende Ge-
bäudeabstände nicht aufeinan-
der abgestimmt. Die neuen
Vorschriften haben laut Rup-
pen unzulässigerweise das
Baugesetz abgeändert. Die
Motionäre verlangen vom
Staatsrat, die Unstimmigkeiten
auszuräumen. 

Klare Weisungen für
die Verwaltung 

Zum Schluss der Sitzung wurde
ein Bericht der Geschäftsprü-
fungskommission (GPK) dis-
kutiert, der eine Anzeige der
kantonalen Steuerverwaltung
gegen die Dienststelle der Ver-
messung beinhaltete. In den
hektischen Tagen nach der A9-
Problematik (Riedbergtunnel)
sei hier lediglich aufgrund von
Vermutungen übers Ziel hin-
ausgeschossen worden. Die
Verdachtsmomente liessen sich
in der Folge jedenfalls nicht er-
härten. Die Parlamentssprecher
stellten in Unterstützung der
GPK fest, dass die Verwaltung
sich intern in solchen Fällen auf
klare Vorgehensweisen müsse
stützen können. Diese sollen Ir-
ritationen verhindern und auch
die Beamten selbst schützen.
Staatsrat Thomas Burgener
pflichtete dieser Sichtweise bei
und kündigte das Erarbeiten
klarer Weisungen an. Dazu wer-
de auch die Justizkommission
des Grossen Rates kontaktiert.
Das Parlament wird sich heute,
zum Abschluss der Oktober-
Session, zur Schlussberatung
der beiden wichtigen Gesetze
über das Gesundheitsnetz Wal-
lis sowie die zu sanierenden
staatlichen Vorsorgeeinrich-
tungen treffen. tr

Der NEAT-Westanschluss
liegt nicht in Walliser Hand

Der Vollausbau des Lötschberg-Basistunnels wird in Bern entschieden und hat dort keine Priorität

Das Loch des NEAT-Anschlussstollens West in Steg/Niedergesteln weckt die Begierden der Walliser
an einem Vollausbau des Basistunnels. Foto wb

Freie Fahrt für die Ostausfahrt
Der Walliser Grosse Rat spricht einen Kredit von 8,4 Millionen Franken für die Matterhorn Gotthard Bahn 

An der Briger Ostausfahrt der Matterhorn Gotthard Bahn wird seit über einem Jahr intensiv gearbeitet. Jetzt beschloss der Grosse Rat die
zweite Finanzierungsetappe mit dem Ziel, dass die Ostausfahrt  gleichzeitig mit der Eröffnung des Lötschberg-Basistunnels (Dezember
2007) in Betrieb gehen kann. Foto wb

Aus dem
Walliser 

Grossen Rat



S i t t e n. – Der Walliser
Grosse Rat hat alles Inter-
esse, dass die Ostausfahrt
der Matterhorn Gotthard
Bahn (MGB) in Brig plan-
gemäss zur Eröffnung der
Neat am Lötschberg im
Dezember 2007 in Betrieb
genommen werden kann.

Um dieses zu ermöglichen,
sprach er gestern zur Finanzie-
rung der zweiten Bautranche
einstimmig (111:0) einen Ver-
pflichtungskredit von (maxi-
mal) 8,4 Millionen Franken.
Dabei handelt es sich um den
Kantonsanteil an den Projekt-
Restkosten in der Höhe von
21,9 Millionen Franken. 

Vorgaben des Bundes
Notwendig geworden war diese
zweite Finanzierungsetappe
nicht etwa wegen einer zwei-
deutigen Salamitaktik der Be-
gehrenssteller, sondern auf-
grund der bundespolitischen
Entwicklung betreffend die Fi-
nanzierung der Eisenbahninfra-
struktur. «Bern» hatte die erste
Etappe des Projekts über den 8.
Bundesrahmenkredit finanziert,
der Ende 2006 ausläuft. Die
weitere Finanzierung war, be-
dingt durch den Systemwech-
sel, stets im Rahmen der Bahn-
reform 2 geplant, die inzwi-
schen jedoch vom Eidg. Parla-
ment an den Bundesrat zurück-
gewiesen wurde. Dadurch wur-
de die Weiterfinanzierung
durch einen 9. Rahmenkredit
notwendig, der im Sinne von

Übergangsbestimmungen in-
zwischen auch bereitgestellt
wurde. 

Keine Mehrkosten
Ausdrücklich festgehalten wur-
de von Kommissionspräsident
Anton Andenmatten (CVPO)
und Staatsrat Jean-Jacques Rey-
Bellet übereinstimmend, dass
es sich bei dieser zweiten Tran-
che nicht um die Finanzierung

von Zusatzkosten handle. Der
Bauherr hielt das Projekt, das
seit gut einem Jahr bei einem
engen Bauprogramm in der
Realisierungsphase steht, bisher
im geplanten Kostenrahmen
von 62,452 Millionen Franken.
Er ist dazu von Bund und Kan-
ton auch verpflichtet worden.

Total 18 Millionen
Für die erste Finanzierungs-

etappe (bis Ende 2006) sprach
der Grosse Rat dem Projekt be-
reits früher einen Verpflich-
tungskredit von 9,6 Millionen
Franken. Der Kanton beteiligt
sich an der Ostausfahrt also ge-
samthaft mit 18 Millionen
Franken.
Die Bedeutung der MGB-Ost-
ausfahrt in Brig wurde von kei-
nem Fraktionssprecher infrage
gestellt. Sie lässt Reisezeit ge-

winnen, vereinfacht die Abläu-
fe  (kein Lokwechsel mehr, we-
niger Rangierbewegungen) und
dient der Sicherheit, insbeson-
dere im dadurch völlig entlaste-
ten Naters (mit insgesamt 20
Bahnübergängen). Den definiti-
ven Nutzen wird das Projekt in
Sachen Sicherheit für die vielen
Briger Bahnhofplatz-Passanten
freilich erst erhalten, wenn der
Hochbahnhof realisiert ist. Ge-

plant ist bekanntlich, dass die
Gleise der MGB mit der Zeit
vom Bahnhofplatz verschwin-
den und auf Gleis 1 des SBB-
Bahnhofs integriert werden.

Ausbau der 
Kantonsstrassen für

15,4 Millionen
Der Grosse Rat befasste sich
verkehrstechnisch ferner mit
zwei Strassenkorrektions-Pro-
jekten bei Vissoie und Nendaz.
An beiden Orten plant das Bau-
departement eine Verbreiterung
der Strassen im Interesse der
Verkehrssicherheit. Kommis-
sionspräsident Andenmatten
wie Staatsrat Rey-Bellet be-
zeichneten die Projekte als
sinnvoll und der Situation ange-
passt. Von Luxusvarianten kön-
ne keine Rede sein. Zudem ent-
sprächen sie dem ordentlichen
Ausbaubedarf, seien also nicht
neu. Denn das kantonale Stras-
sennetz sei inzwischen zu 99
Prozent realisiert, sagte der zu-
ständige Departementschef. Die
verbreiterten Strassen würden
insbesondere dem Bus- und
Lastwagenverkehr entgegen-
kommen. Vom Ausbau der
Kantonsstrassen würden in Sa-
chen Sicherheit auch die Fus-
sgänger profitieren.
Die beiden Geschäfte waren
völlig unbestritten. Beim Pro-
jekt Vissoie – St. Luc – Chan-
dolin handelt es sich um Inve-
stitionen von 9,7 Millionen
Franken, jenes bei der Durch-
und Ausfahrt von Haute-Nen-
daz kostet gemäss Budget 5,7
Millionen Franken. Gemäss
Strassengesetz werden die be-
teiligten Gemeinden sich mit
einem Kostenschlüssel von 25
Prozent an den Investitionen
beteiligen müssen. tr
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S i t t e n. – Am gestrigen
Morgen baute der Walli-
ser Grosse Rat einen Berg
von persönlichen Vorstös-
sen seiner Mitglieder ab.
Die meisten Motionen und
Postulate wurden über-
wiesen. Die 24 Traktanden
der Tagesordnung waren
in weniger als drei Stun-
den durchberaten.
Diskussionslos wurde zum
Auftakt der Sitzung die Bot-
schaft mit einer Serie von «Än-
derungen der kantonalen Ge-
setzgebung im Zivilverfahren
zur Anpassung an das Bundes-
gesetz über das Bundesgericht»
angenommen. Den Äusserun-
gen von Kommissions-Vize-
präsident Dr. Felix Zurbriggen
(CSPO) wurde in dieser doch
eher trockenen Juristenmaterie
das Vertrauen geschenkt. Der
Rat zeigte jedenfalls keine
Lust, in die Details einzustei-
gen. Die erste Lesung wurde
zügig und einstimmig abge-
schlossen. Gleich anschlies-
send wurde angesichts der Ein-
heit auf die für heute vorgese-
hene zweite Lesung verzichtet. 

Die Polizeikorps 
fusionieren?

Widerspruch erfuhr das Postu-
lat von André Vernay betref-
fend die Fusion der Kantons-
und Gemeindepolizei «für eine
effiziente und bürgernahe Poli-
zei» seitens der SVP. Jean-Luc
Addor befürchtet hier weitere
Mittelbeschränkungen, was
angesichts der vielen Aufga-
ben und Pflichten der Polizei
nicht vertretbar sei. Staatsrat
Jean-René Fournier sagte, dass

die Zusammenarbeit zwischen
Kantons- und Gemeinde-Poli-
zeikorps sehr gut funktioniere,
man aber in die angeregte
Richtung trotzdem Überlegun-
gen anstellen könne. Deshalb
sei die Regierung für die An-
nahme des Postulates, auch
wenn eine Fusion aus der Sicht
des Staatsrates mittel- wie
langfristig kein Thema sei. Das
Postulat wurde mit 101:20
Stimmen überweisen. 

Unvereinbarkeiten
klären

Von einer Motion in ein Postu-
lat umgewandelt wurde das
Begehren, die Unvereinbarkei-
ten von Kantons- und Gemein-
deangestellten in gewissen
Funktionen zu klären. Hier be-
steht in der Tat definitiver
Klärungsbedarf, wenn zum
Beispiel auf die Angestellten
des Gesundheitsnetzes Wallis
verwiesen wird, die nicht in
den Grossen Rat gewählt wer-
den können. Angeschaut wer-
den soll in diesem Zusammen-
hang auch das seit vielen Jah-
ren geltende Sonderstatut für
Lehrpersonen (denen dies er-
laubt ist).

Fusionen sind keine
«Ultimo Ratio»

Eine Motion von Edmond Per-
ruchoud betreffend die inter-
kommunale Zusammenarbeit
wurde vom Parlament deutlich
abgewiesen. Der Motionär hat-
te vorgeschlagen, Möglichkei-
ten der Zusammenarbeit von
Gemeinden auf der Grundlage
des Privatrechts abzuklären. Er
erwähnte als Beispiel den Zu-

sammenarbeitsvertrag der drei
Gemeinden Leukerbad, Inden
und Varen. Auf diese Weise
liessen sich Synergien nutzen
und der «steinige Weg der Fu-
sion» müsse nicht beschritten
werden. Denn Gemeindefusio-
nen seien die «Ultima Ratio».
Die Mehrheit wollte von dieser
Sichtweise nichts wissen.

Einmal mehr: West-
anschluss Lötschberg

Sorgen macht sich Jacques-
Roland Coudray zur Realisie-
rung des Westastes des NEAT-
Lötschbergtunnels. Wird er

Realität oder ist er Mythos,
wollte Coudray wissen. Er be-
fürchtet, dass sich hier nichts
mehr tut und verlangt vom
Staatsrat einen klaren Positi-
onsbezug. Jean-Jacques Rey-
Bellet sagte, dies sei mittler-
weile die 13. Anfrage in dieser
Sache. Vielleicht bringe sie ja
Glück. Die Regierung werde
aber auch diesmal nicht eine
definitive Antwort geben kön-
nen. Entschieden werde in die-
ser Sache frühestens, wenn der
übrige Tunnel vollumfänglich
doppelspurig ausgebaut sei,
was bekanntlich nicht der Fall

sei. Es seien hier beim Bund,
der in dieser Sache entscheidet,
auch noch keine entsprechen-
den Planungen vorgesehen.
Dies bedeute aber nicht, dass
man sich beim Kanton nicht
weiter für den Vollausbau des
Lötschbergs inklusive Westan-
schluss einsetzen wolle, insbe-
sondere auch unter dem Blick-
winkel der Kostenexplosion
am Gotthard. Längerfristig
rechne man in der Kantonsre-
gierung mit dem Vollausbau.
Rey-Bellet nannte dafür Kos-
ten von rund einer Milliarde
Franken. Diese Gelder zu spre-

chen sei in Bern jedoch mo-
mentan kein prioritäres Thema.

Brandschutzvor-
schriften anpassen

Franz Ruppen (SVP) und Gra-
ziella Walker Salzmann
(CSPO) hinterlegten erfolg-
reich Motionen, die sich mit
Unvereinbarkeiten von neuen
Brandschutzvorschriften mit
dem kantonalen Baugesetz be-
fassen. Hier sind geltende Ge-
bäudeabstände nicht aufeinan-
der abgestimmt. Die neuen
Vorschriften haben laut Rup-
pen unzulässigerweise das
Baugesetz abgeändert. Die
Motionäre verlangen vom
Staatsrat, die Unstimmigkeiten
auszuräumen. 

Klare Weisungen für
die Verwaltung 

Zum Schluss der Sitzung wurde
ein Bericht der Geschäftsprü-
fungskommission (GPK) dis-
kutiert, der eine Anzeige der
kantonalen Steuerverwaltung
gegen die Dienststelle der Ver-
messung beinhaltete. In den
hektischen Tagen nach der A9-
Problematik (Riedbergtunnel)
sei hier lediglich aufgrund von
Vermutungen übers Ziel hin-
ausgeschossen worden. Die
Verdachtsmomente liessen sich
in der Folge jedenfalls nicht er-
härten. Die Parlamentssprecher
stellten in Unterstützung der
GPK fest, dass die Verwaltung
sich intern in solchen Fällen auf
klare Vorgehensweisen müsse
stützen können. Diese sollen Ir-
ritationen verhindern und auch
die Beamten selbst schützen.
Staatsrat Thomas Burgener
pflichtete dieser Sichtweise bei
und kündigte das Erarbeiten
klarer Weisungen an. Dazu wer-
de auch die Justizkommission
des Grossen Rates kontaktiert.
Das Parlament wird sich heute,
zum Abschluss der Oktober-
Session, zur Schlussberatung
der beiden wichtigen Gesetze
über das Gesundheitsnetz Wal-
lis sowie die zu sanierenden
staatlichen Vorsorgeeinrich-
tungen treffen. tr

Der NEAT-Westanschluss
liegt nicht in Walliser Hand

Der Vollausbau des Lötschberg-Basistunnels wird in Bern entschieden und hat dort keine Priorität

Das Loch des NEAT-Anschlussstollens West in Steg/Niedergesteln weckt die Begierden der Walliser
an einem Vollausbau des Basistunnels. Foto wb

Freie Fahrt für die Ostausfahrt
Der Walliser Grosse Rat spricht einen Kredit von 8,4 Millionen Franken für die Matterhorn Gotthard Bahn 

An der Briger Ostausfahrt der Matterhorn Gotthard Bahn wird seit über einem Jahr intensiv gearbeitet. Jetzt beschloss der Grosse Rat die
zweite Finanzierungsetappe mit dem Ziel, dass die Ostausfahrt  gleichzeitig mit der Eröffnung des Lötschberg-Basistunnels (Dezember
2007) in Betrieb gehen kann. Foto wb
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Caisses de pension: le Valais débat 

Valais.  Le Grand Conseil s’échauffe 

Laurent Nicolet 

«Vous devriez prêcher un peu moins et faire plutôt acte de repentance.» Voilà ce que 
s’est vu signifier hier au Grand Conseil le PDC Louis Ursprung par la socialiste Susanne 
Hugo-Lötscher. Louis Ursprung, comme président de la commission de deuxième lecture 
pour l’assainissement des caisses de pension étatiques, venait d’affirmer que le projet 
«respectait l’équilibre entre les mesures sociales et les possibilités financières» et s’en 
prenait dans la foulée «à ceux qui refusent de voir la vérité». 

La nécessité de réformer des caisses en sous-couverture et les moyens proposés – 
recapitalisation à hauteur de 600 millions, passage de la primauté des prestations à la 
primauté des cotisations, relèvement de l’âge de la retraite à 62 ans – ont été 
plébiscités, hormis par la gauche. Mais en filigrane est apparue la question de la 
responsabilité. Comme l’allusion de Susanne Hugo-Lötscher à la part prise par le 
gouvernement et donc le parti majoritaire dans la déconfiture des caisses. L’UDC 
Alexandre Caillet a ainsi affirmé que la commission d’enquête mise en place à la suite de 
l’affaire Ignace Rey – l’ancien président de la caisse des enseignants, sur les 
dysfonctionnements de laquelle la justice enquête depuis 42 mois – avait pointé «des 
manquements graves et répétés dans la surveillance des caisses» par les deux 
départements responsables, à savoir les Finances et l’Instruction publique. 

Deux départements depuis plusieurs décennies en mains respectivement PDC et 
radicales. La socialiste Marcelle Monnet a soutenu de son côté que l’Etat avait toujours 
considéré les conditions de retraite comme une «composante salariale» et avait préféré 
«abaisser l’âge de la retraite plutôt qu’augmenter les salaires, parce que c’était plus 
facile». Stratégie qui expliquerait une partie des difficultés actuelles. 

A l’inverse, dans les ra ngs PDC et radicaux, on préfère insister sur la responsabilité des 
employés et de leur organisation faîtière, la FMEF. Pour le PDC Beat Abgottspon, «la 
FMEF avait ses représentants au sein des caisses et pouvait aussi s’inquiéter qu’elles 
soient remises à flot». 

Enfin, le conseiller d’Etat Jean-René Fournier a concédé que les responsabilités étaient 
partagées et que «l’Etat avait la sienne». Mais pour expliquer ensuite que les caisses 
avaient été «bien gérées», et que le vrai coupable s’appelait démographie. «La primauté 
des prestations, cela fonctionnait quand il y avait cinq actifs pour un retraité.» 
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Faut-il légaliser les cimetières pri-
vés dans lesquels chaque religion se-
rait totalement libre d’enterrer ses
morts comme elle l’entend ou faut-il
au contraire imposer, au nom de la
laïcité, une règle unique dans la dis-
position des tombes? Le débat fait
rage en ce moment à Genève suite à
la décision du Conseil d’Etat de révi-
ser la loi sur les cimetières qui datait
de 1876, sentait bon le Kulturkampf
et contrevenait à l’article constitu-
tionnel qui garantit la liberté de reli-
gion.

Fait surprenant dans une société
qui tend à reléguer la mort dans les
marges de ses préoccupations, le su-
jet déchaîne les passions et divise
tous les partis. Comme toujours à
Genève, les fronts paraissent irré-
ductibles. Mais fait inédit, ils ne se
résument pas à une opposition
droite-gauche puisqu’ils opposent

au premier chef d’une part les libé-
raux et de l’autre les radicaux.

Les premiers se font les cham-
pions des cimetières privés. Porte-
parole de la communauté juive, qui
se trouve à l’étroit dans son cime-
tière transfrontalier de Veyrier, et
dans une moindre mesure de la
communauté musulmane, les libé-
raux veulent consacrer le principe
de cimetières privés qui permet-
traient aux bénéficiaires d’enterrer
leurs morts à leur entière conve-
nance. En face, les radicaux crient à
la ségrégation et craignent le retour
des querelles religieuses dans les ci-
metières. Il est vrai que le problème
est épineux. Les Juifs, qui réclament
une terre vierge de tout ossement et
refusent de relever leurs morts – il est
interdit de toucher aux ossements
des morts pour l’éternité - ont des
exigences difficiles à admettre au-

jourd’hui: qui sait si dans un siècle il
ne faudra pas déplacer leur cime-
tière pour des raisons d’utilité publi-
que ? Et dans le climat crispé qui pré-
vaut de nos jours, il peut paraître
dangereux de laisser certaines reli-
gions s’affirmer jusque dans la mort.
Mais l’intégrisme laïc n’a pas plus de
raison d’être. Imposer une concep-
tion de la laïcité héritée du XIXe siè-
cle ne fait pas grand sens dans une
société devenue multiple.

La solution existe. Elle est prati-
quée avec succès à Neuchâtel, Lu-
cerne et dans la plupart des cantons
suisses abritant des religions diffé-
rentes: elle consiste à réserver, au
sein des cimetières publics et selon
des critères précis, des carrés
confessionnels aux communautés
religieuses qui en font la demande.
C’est simple, pratique et non
conflictuel. Trop sans doute.

GUY METTAN, directeur exécutif du Club suisse de la presse

Cimetières privés ou laïcs?

PASCAL GUEX

110 voix pour; 14 contre et 3 absten-
tions: c’est un vote sans équivoque qui
a permis hier à notre Parlement d’an-
crer dans la loi le Réseau Santé Valais
(RSV). Oubliés les atermoiements, les
critiques et autres revendications «ré-
gionalistes»: le décret est mort, vive la
loi! Mais avant de pouvoir crier victoire,
le conseiller d’Etat Thomas Burgener a
dû essuyer une dernière (?) salve d’atta-
ques nourries.

Durant près de trois heures, les op-
posants à cette planification ont essayé
de faire feu de tout bois. L’UDC notam-
ment a redit tout le mal qu’elle pensait
d’une réforme qui offre, à ses yeux, trop
de pouvoir au gouvernement.

Mais lors des différents votes sur la
trentaine (!) de propositions de modifi-
cations proposées par les députés, la
principale menace contre l’adoption
de cette loi est venue des rangs des dé-
mocrates-chrétiens du Centre. Jacques
Melly et ses amis ont remis en question
le principe des trois zones hospitalières
(Haut, Centre et Bas), pierre angulaire
de l’édifice construit par les pères du
RSV jugée par trop contraignante par le
PDC du Centre. 

Et la réplique est venue des rangs
des Chablaisiens – PDC (!) et PRD
confondus – qui ont tiré à boulets rou-
ges sur les... Martignerains, accusés
d’avoir fomenté cette dernière offen-
sive «régionaliste».

A l’heure du vote, il s’en est fallu de
quatre petites voix (56 élus pour la pro-
position d.c., 60 contre et 8 absten-
tions) pour que les zones s’effacent.
Que serait-il alors advenu du RSV?
Mystère et boule de gomme.

Une fois ce principe acquis, la ten-
sion est retombée sous la coupole. Le
Parlement profitant au passage du vote

sur une proposition de la commission
des finances pour rappeler qu’il dési-
rait continuer de se pencher au chevet
de nos hôpitaux. Par 72 voix contre 47,
les députés ont en effet obtenu que les
ordonnances du Conseil d’Etat sur sa

participation financière soient à l’ave-
nir soumises au Grand Conseil. 

Cette loi sur les établissements et
institutions sanitaires adoptée, les dé-
putés vont désormais pouvoir s’atta-
quer aux deux autres volets de ce tripty-
que: à savoir le financement des EMS et
CMS; puis les dispositions générales de
la loi sur la santé.

QUELLES COUVERTURES EN CAS DE COUPS DURS?

Une commission pour répondre
Et si un président de commune était appelé à verser des millions
de francs à des victimes d’une avalanche? L’affaire d’Evolène et la
jurisprudence rendue par le Tribunal fédéral n’ont pas manqué
d’inquiéter les députés André Quinodoz et Jean Rossier. Les deux
élus du PDC du Centre ont ainsi saisi le Conseil d’Etat sur la pro-
blématique des couvertures en responsabilités civiles. Et ils ont
été entendus par Jean-René Fournier. «Nous avons décidé de
créer une commission tripartite qui réunit la Fédération des com-
munes, les services de l’Etat et la communauté des assureurs.
Histoire de trouver une solution commune...»

URGENCES DE NUIT

Des attentes «supportables»
Est-il normal qu’un patient doive attendre quatre heures avant
d’être pris en charge aux urgences de l’hôpital de Sion? «Cela
peut arriver en effet!» Interpellé sur les urgences de nuit par le dé-
puté-suppléant Eric Luyet (groupe radical-libéral), Thomas Burge-
ner a rappelé que ce service répondait à des critères bien précis.
«Les patients sont répartis en 5 catégories, selon la gravité de
leur cas. De la première – qui nécessite une réanimation – à la
cinquième qui ne demande pas d’hospitalisation. Et dans ce der-
nier cas de figure, on tolère jusqu’à trois heures d’attente.» C’est
donc une heure de plus que le cas soulevé par Eric Luyet. «Oui,
mais le soir en question, les urgences sédunoises ont dû s’occu-
per de 26 patients en soirée, alors que la moyenne est de 50 pri-
ses en charge pour toute une journée.» Et le conseiller d’Etat de
relever que sur ces 26 cas, seuls 4 ont nécessité une hospitalisa-
tion. «Certains autres auraient pu consulter le médecin de garde.
Ce qui aurait soulagé d’autant les urgences...»

PROTECTION DE L’ENFANCE

Le canton prêt à aider les communes
Les députés Marie-Christine Zufferey (PDCC) et Georges Darbel-
lay (PS/AdG) se sont émus de la surcharge de travail au sein de
l’Office pour la protection de l’enfant. «Le nombre de dossiers par
collaborateur à plein temps s’élève à environ 120, alors qu’il est
de 75 en moyenne en Romandie.» D’où la crainte de voir le DECS
se décharger sur les communes. Patron du Département de l’édu-
cation, Claude Roch s’est voulu rassurant. «Même si la législation
prévoit que les mesures tutélaires soient de la responsabilité des
communes, le canton veut s’investir. Nous l’avons fait à travers
deux mesures immédiates: la mise à disposition de l’office de 6
demi-postes supplémentaires et la constitution d’un groupe de
travail qui doit définir les bonnes mesures à prendre.»

PLACES D’ATTERRISSAGE EN ALTITUDE

Le Valais ne bâchera pas...
Le conseiller d’Etat Jean-Jacques Rey-Bellet a profité d’une ques-
tion urgente du député Christoph Michlig (chrétien-social du
Haut) pour redire la détermination du Conseil d’Etat à défendre
«nos» places d’atterrissage en altitude. «Nous tenons à conserver
les 19 sites actuellement exploités. Et nous n’accepterons pas de
suppression sans proposition d’une alternative.» PG

ZIGZAG PARLEMENTAIRE

«On a inutilement diabolisé 
notre démarche en ignorant 
totalement sa portée réelle...
Il va désormais manquer un
peu d’équilibre!»
JACQUES MELLY
DÉPUTÉ DU GROUPE DÉMOCRATE-CHRÉTIEN DU CENTRE

Lors du débat au Grand Conseil sur le RSV, Thomas Burgener a pourtant dû essuyer une dernière salve d’attaques nourries. BITTEL

Gouverner c’est prévoir, dit-on. Mais le
Congrès américain a récemment fait mieux
que la célébrissime Mme Soleil. Une voyante
qui pourtant multipliait les visions en tous
genres. En élaborant le budget de la Défense
pour 2007, les élus du peuple des Etats-Unis
se sont montrés carrément d’une certitude
des plus optimistes. Préparant l’avenir tel
qu’ils l’imaginent, ils ont affecté «20 millions
de dollars au fonds pour «la commémoration
du succès», grâce auquel seront célébrées les
victoires en Irak et en Afghanistan». Un geste
confondant d’angélisme qu’auront apprécié
les partisans chiites de l’ayatollah Muqtada
as-Sadr, les insurgés sunnites, les fidèles
laïcs du dictateur déchu Saddam Hussein
comme les militants d’Al-Qaïda, les combat-
tants des talibans et tous ceux qui mènent la
guerre contre les troupes de Washington.

La violence grandissante tant en Irak
qu’en Afghanistan a obligé le Pentagone à
augmenter en parallèle le degré de son inter-
vention. Plus d’hommes, plus de matériel...

Pourtant, comme le constatent les experts
des Nations Unies en Irak, les assassinats qui
déchirent les communautés religieuses
s’avèrent désormais hors contrôle. Personne
ne parvient à rompre le cycle infernal des re-
présailles. En Afghanistan, lassée par les in-
nombrables bavures des soldats étrangers, la
population semble de plus en plus se tour-
ner vers les talibans. Un comble pour ce pré-
sident Bush Junior qui a déjà annoncé la fin
de la guerre entre le Tigre et l’Euphrate et qui,
en dépit du bon sens, continue à prétendre
que le terrorisme encaisse des coups si effi-
caces qu’il va s’en trouver éradiqué.

Rien n’est plus faux! La croisade initiée
par l’hôte de la Maison-Blanche s’enlise
dans un conflit qui s’apparente à la lente éro-
sion militaire vécue au Vietnam. Les Améri-
cains le vérifieront lorsqu’ils verront le jour
de la victoire sans cesse remis au lendemain.
Car le triomphe paraît promis pour les ca-
lendes grecques. D’ici là, l’Amérique conti-
nuera à pleurer ses «boys» morts en vain...

ANTOINE GESSLER

Aux calendes grecques

Ça passe pour Thomas, c’e
PARLEMENT�Hier, le Grand Conseil a accepté d’inscrire le RSV dans la loi et de débuter l’assainissement
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st gagné pour Jean-René
des deux caisses de pension. Thomas Burgener et Jean-René Fournier peuvent avoir le sourire.

VINCENT FRAGNIÈRE

Ça y est. C’est officiel. A moins que la FMEF
ne décide de faire recours, l’assainissement
des caisses de pension peut enfin débuter.
Hier, au Parlement, seuls les socialistes se
sont opposés au projet proposé par la com-
mission «Ursprung», ce qui leur a valu une
critique plutôt virulente du conseiller d’Etat
Jean-René Fournier: «Vous faites mieux de
réfléchir plutôt que d’avoir une attitude d’en-
fants gâtés. Si le Parlement vous suivait, la
Caisse de pension des enseignants irait droit à
la faillite. Sur un objet aussi délicat, personne
ne peut être satisfait à 100%...»

Le forcing de Fournier en matinée
Age de la retraite augmenté de deux ans

pour les enseignants et les policiers, finance-
ment Etat-employeur qui passe de 60%-40%
à 57%-43%, recapitalisation à hauteur de 605
millions, taux de couverture de 80% obliga-
toire dans trois ans, date à laquelle les deux
caisses devront fusionner avant de passer, en
2012, au système de la primauté des cotisa-
tions: hier, au Parlement, les quelques velléi-
tés de modifier ces décisions fortement sou-
tenues en première lecture n’ont jamais
passé la rampe. 

Comme annoncé mardi, la bataille poli-
tique s’est concentrée autour de la durée des
mesures transitoires. Trois ans pour les
«Noirs», la commission «Ursprung», les radi-
caux-libéraux, l’UDC ou encore le président
d.c. de la commission des finances Philippe
Es-Borrat. Cinq ans pour le gouvernement,
le PDC du Centre, les «Jaunes» et, après un
dernier «argumentaire» de Jean-René Four-
nier jeudi matin, une partie du PDC du Bas.
Et même dix ans pour l’Alliance de Gauche
et les socialistes du Haut. «En général, en
Suisse, ces mesures sont prises sur dix ou
quinze ans. En proposant trois ans, la com-
mission les réduit à peau de chagrin», dira

Gaël Bourgeois pour les socialistes. «Passer
de trois à cinq ans, ça fait 13 millions de plus
pour le contribuable ou alors deux centres
scolaires», lui répliquera Pierre-Olivier Bour-
ban, pour les radicaux-libéraux, tandis que
l’UDC Jean-Luc Addor dénonce indirecte-
ment l’«intrigue» PDC. «Il faut qu’on m’expli-
que comment des députés peuvent voter en
commission trois ans de mesures, puis cinq
ans dans leur groupe. Le Conseil d’Etat lui
aussi a changé d’avis entre la première et la
deuxième lecture.»

Cinq ans... à neuf voix
La réponse viendra directement de Jean-

René Fournier. «Il n’est interdit à personne de
devenir plus intelligent. En première lecture,
nous avons proposé trois ans, car nous pen-
sions que la différence financière par rapport
à cinq ans serait importante. Aujourd’hui, les
experts l’ont chiffrée de manière théorique à
13 millions maximum. Dans les faits, on s’ap-
prochera des 4 millions, ce qui équivaut à 228
francs par cas par année. Compte tenu des
autres décisions d’assainissement, on ne peut
pas parler de cadeaux pour les fonctionnai-
res. Par contre, être le seul canton suisse à fixer
trois ans de mesures transitoires pourrait être
pris comme une sanction. Ils ne le méritent
pas!»

La rhétorique a convaincu les derniers
d.c. indécis et fait mouche... pour 9 voix. «Je
pensais même que ça pouvait être plus serré.
Mais que voulez-vous, je déteste perdre», dira,
tout sourire, le conseiller d’Etat à la sortie du
Parlement. 

Un conseiller d’Etat qui a bien su ma-
nœuvrer les siens avec un Jacques Melly,
chef du groupe PDC du Centre, entièrement
acquis à sa cause. «Il n’y a pas besoin d’aller
chercher plus loin son successeur», enten-
dait-on dans la partie radicale de la salle des
pas perdus...

Secrétaire général de
la FMEF, Michel Perru-
choud livre ses premiè-
res impressions: «Je ne
suis pas surpris par les
décisions d’au-
jourd’hui. Dans ce dos-
sier, on ne nous a ja-
mais écoutés. Je ne ré-
pondrai pas aux atta-
ques radicales et UDC

par d’autres attaques.
J’attends très sereine-
ment notre assemblée
générale du 18 octobre.
Dans ce pays, on a en-
core le droit de se mon-
trer publiquement op-
posé au gouvernement
et au Parlement. De-
puis deux jours, j’en
doute de plus en plus,

car j’ai appris que cer-
tains de nos délégués
subissaient une pres-
sion énorme en vue de
notre assemblée extra-
ordinaire. C’est inad-
missible. Attaquer le
secrétaire général ne
me pose aucun
problème, mais pas les
délégués!» VF

100 OUI POUR 21 NON À L’ASSAINISSEMENT DES CAISSES DE PENSION

Les socialistes, «des enfants gâtés»

«Nos délégués sont mis sous pression»

Jean-René Fournier: «Après dix ans à avoir hanté les
couloirs du gouvernement, du Parlement, des actuaires,
des experts, des procédures judiciaires, le rubicube des
caisses de pension a cette fois-ci été stoppé.» MAMIN

Louis Ursprung: «Ne pas voter trois ans de 
mesures transitoires, c’est comme si le FC Sion
mène 1-0 à la 90e et offre l’égalisation à son 
adversaire.» BITTEL



S i t t e n. – Zur Sanierung
der staatlichen Vorsorge-
kassen hat der Grosse Rat
gestern eine entsprechende
Gesetzesvorlage verab-
schiedet. Sie wurde als ers-
ter Schritt einer akuten
Rettungsübung beschrie-
ben. Nach einer Über-
gangszeit bis 2012 werden
die Grundsätze der Vorsor-
ge der öffentlichen Pensi-
onskassen anzugehen sein.
Das Parlament folgte in der De-
tailberatung bis auf eine Aus-
nahme, der Dauer der Über-
gangsbestimmungen, den Vor-
schlägen der vorbereitenden 2.
Kommission unter Präsident
Louis Ursprung (CVPO). Die
Übergangsfristen für die kurz
vor der Pensionierung stehen-
den Versicherten wurden entge-
gen dem «ursprünglichen» Vor-
haben von drei auf fünf Jahre
verlängert.

Länger arbeiten
Das Pensionsalter der Magistra-
ten, Lehrer und Beamten wird
neu auf 60 beziehungsweise 62
Jahre (bisher 58/60) festgelegt.
Der Antrag von Matthias Eggel
(FDPO), die Pensionierung gar
um drei Jahre (61/63) anzuhe-
ben, wurde vom Grossen Rat
mit 111:13 Stimmen abgelehnt.
Eggels Argument, auch damit
würden die Magistraten, Lehrer
und Beamten des Kantons Wal-

lis im Vergleich zum grossen
Teil der Bevölkerung immer
noch früh pensioniert, wurde
nicht gehört. Man solle das vor-
geschlagene Konzept nicht
durch Einzelmassnahmen auf-
brechen und damit gefährden,
warnte Kommissionspräsident
Ursprung, der zum Auftakt der
Detailberatung wiederholte,
worauf die Kommission baue:
Auf eine Erhöhung des Pensi-
onsalters um zwei Jahre, auf ei-
ne Übergangsfrist von drei Jah-
ren, auf einen Wechsel vom
Leistungsprimat zum Beitrags-
primat innert fünf Jahren und
die mittelfristig geplante Auf-
gabe der Staatsgarantie. Ge-
mäss diesem Konzept werden
die beiden Kassen um insge-
samt 605 Millionen Franken
aufkapitalisiert. 310 Millionen
davon hat der Staat zu tragen,
290 Millionen werden die Ver-
sicherten beizusteuern haben.
Mit diesem Verhältnis (52:48
Prozent) zeigt sich der Kanton
laut Staatsrat Jean-René Four-
nier im Vergleich mit anderen
öffentlichen Kassen, die saniert
wurden, nicht sonderlich gross-
zügig. Im Schnitt liege dieses
Verhältnis national bei 58:42
Prozent, die privaten Kassen
eingerechnet bei 53:47 Prozent.

Übergangsfrist auf
fünf Jahre verlängert

Auf der Basis dieser Zahlen
wurde die Frage der Über-
gangsfristen für die Versicher-
ten angegangen, die nahe am
heutigen ordentlichen Rück-
trittsalter stehen. Gegen den
Willen der Kommission wurde

mit der Unterstützung von
Staatsrat Fournier der Vor-
schlag der CVP Mittelwallis
durchgebracht, diese Frist von
drei auf fünf Jahre zu verlän-
gern. Kommissionspräsident
Ursprung wehrte sich vergeb-
lich. Der Staatsrat begründete
seinen Meinungswandel seit
der ersten Lesung mit dem in-
zwischen erhaltenen Zahlenma-
terial. «Im April haben wir die
finanziellen Auswirkungen
noch nicht gekannt, heute wis-
sen wir, dass diese zweijährige
Verlängerung maximal 13 Mil-
lionen Franken kosten wird.»

Realistisch sei mit den übli-
cherweise vollzogenen Pensio-
nierungsfristen der 284 davon
betroffenen Versicherten ein
Mehraufwand von vier Millio-
nen. Der Rat stimmte der Fris-
tenverlängerung um zwei Jahre
mit 68:57 zu.
Abgelehnt wurde dagegen (mit
97:27) der Kompromissvor-
schlag von linker Seite, den
Wechsel vom Leistungs- zum
Beitragsprimat an ein solches
mit Leistungsziel zu knüpfen. 

Deutliche Vorwürfe
In der Schlussdebatte wurden

nochmals die Positionen bezo-
gen. Die bürgerliche Mehrheit
sprach von einem guten, für al-
le zumutbaren Entscheid. Der
Grosse Rat sei seiner Verant-
wortung nachgekommen, auch
unter Berücksichtigung der
Verdienste der Versicherten.
Die Ratslinke sah es anders.
Der Staatsrat habe seine Rolle
als Sozialpartner jahrelang
nicht wahrgenommen. Bei der
Sanierung habe er die Versi-
cherten nur informiert, aber
nicht mit ihnen verhandelt.
Dem Staat wurde beim jetzigen
Konzept die ledigliche Rolle ei-

ner Handelsbank vorgeworfen,
was seiner nicht würdig sei.
Das Gesetz sei ein Abbau auf
Kosten der Lohnabhängigen.
Deshalb verlange man die Na-
menabstimmung, damit das
Volk auch sehen könne, wer in
dieser wichtigen Frage wie ge-
stimmt habe, sagte German Ey-
er. 

Eine zwingende 
Übung

Kommissionspräsident Ur-
sprung sah es pragmatischer.
Jahrzehntelang sei die Staats-
rechnung geschönt worden, was
schliesslich zum Finanzloch in
Milliardenhöhe führte. Es gelte
nun, «hier und jetzt das Prob-
lem grundlegend anzugehen».
Der Vorschlag der Kommission
sei ein Weg dazu, «kurzfristig
erträglich und langfristig die für
die Versicherten notwendige Si-
cherheit bringend». Jacques
Melly (CVPM) erinnerte daran,
dass man in diesem Dossier
nicht nur versicherungsmathe-
matische, sondern auch
menschliche Überlegungen an-
zustellen hätte. 
Staatsrat Fournier erwähnte
nochmals, dass die Sanierung
zwingend gewesen sei. Dabei
habe man im Sinne der Opfer-
symmetrie jeden Franken zwei-
mal umgedreht. An die Adresse
der linken Allianz sagte Four-
nier, sie hätten zu bedenken,
dass bei ihren Ansprüchen die
beiden Kassen in den Konkurs
getrieben würden.
Die Schlussabstimmung endete
mit 100:21 bei vier Enthaltun-
gen. tr
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GNW-Gesetz ist unter
Dach und Fach

Die Vorlage kam praktisch ungeschoren durch die Detailberatung
S i t t e n. – Der Walliser
Grosse Rat hat gestern
Morgen das Dekret über
die Krankenanstalten und
-institutionen mit einer
klaren Mehrheit von
110:14 Stimmen in ordent-
liches Gesetz überführt.
Gleich zu Beginn der Detailber-
atung der 57 Artikel flammte ei-
ne Grundsatzfrage der Walliser
Spitalplanung durch einen Vor-
schlag der CVP Mittelwallis
wieder auf. Die CVPM wollte
die Spitalzonen nach Sprach-
grenzen festlegen und dafür
mindestens je ein Akutspital
vorsehen. Dagegen wehrten
sich die Unterwalliser Abgeord-
neten heftig und wiesen den
Vorschlag dank Unterstützung
der Oberwalliser Abgeordneten
mit 60:56 Stimmen knapp ab.
Er hätte gegenüber dem Ent-
wurf der Kommission bedeutet,
dass das Unterwallis per Gesetz
keinen Anspruch mehr gehabt
hätte auf ein Akutspital. Die
CVPM bezog in ihre Überle-
gungen wohl die Planungen des
Kantons Waadt betreffend ein
neues grosses Akutspital an der
Waadtländer Riviera mit ein, an
denen auch das Wallis koope-
riert. Diese sind allerdings noch
nicht so weit fortgeschritten, als
dass der Verzicht im Gesetz
zum jetzigen Zeitpunkt gerecht-
fertigt wäre. 

Wenig Gehör für
etatistische Vorwürfe

Mit einer Serie von Abände-
rungsvorschlägen wartete Jean-
Marie Schmid (CVPO) auf. Er
bäumte sich einmal mehr gegen
«die etatistische Spitalpolitik»
auf und wollte folglich für pri-
vate Anbieter die gleichen
Möglichkeiten gesichert haben,
etwa betreffend Leistungsauf-

träge. Das Parlament hatte dafür
kein Verständnis. Schmids An-
träge wurden grundsätzlich nur
von der SVP- und der FDPO-
Fraktion sowie wenigen einzel-
nen Abgeordneten unterstützt.
Wie viel Macht dem Staat? Da-
rüber war sich das Parlament
nicht immer einig. Die Ratslin-
ke wollte die Anschaffung von
schwerem technischem Gerät
im Interesse der Kosteneinspa-
rung einer staatsrätlichen Ge-
nehmigung unterstellen, die
Rechte sah das GNW in einen
unkontrollierbaren Raum mit
allen Vollmachten entschwin-
den. Nur zahlen müsse der
Kanton dann noch selber. Kom-
missionspräsident Pascal Bridy
und Staatsrat Thomas Burgener
hielten dem entgegen, dass die
Kontrollfunktion des Parlamen-
tes über das Budget, den jähr-
lich geforderten schriftlichen
Bericht sowie die Finanzkom-
mission ausreichend seien. Die
Ratsmehrheit teilte diese Auf-
fassung mit 103:16 Stimmen.
Dass die GNW-Rechnung
«nur» vom Verwaltungsrat und
dem Staatsrat, nicht aber vom
Parlament genehmigt wird,
wurde von Burgener nicht als
Machtfrage, sondern als
Zweckmässigkeit bezeichnet.
Dass sie auch noch der Grosse
Rat kontrolliere, sei überflüs-
sig. 

Von der Abgeltung 
der Spitäler

Das Gesetz verlangt von den In-
stitutionen und Anstalten, die in
den Genuss von Subventionen
kommen wollen, dass gewisse
Normen bei den Lohn- und So-
zialbedingungen erfüllt werden.
Dies gilt namentlich für die Al-
ters- und Pflegeheime, die im
Gegensatz zu den Spitälern

kaum einen Gesamtarbeitsver-
trag anbieten.
Franz Ruppen (SVP) verlangte,
dass die Gemeinden als bisheri-
ge Spitalbesitzer vom Staat bei
der Überführung des Eigentums
zum Verkehrs- und nicht zum
Katasterwert entschädigt wer-
den. Er wurde dabei von Jean-
Marie Schmid unterstützt, der
die für das Spital Brig gebote-
nen «schlappen zwei Millio-
nen» als Angebot bezeichnete,
mit dem die Region über den
Tisch gezogen werde. Staatsrat
Burgener verwies darauf, dass
eine Kommission die Aktiven
der Spitäler nach Abzug der ge-
tätigten Subventionen und
Übernahme der Schulden durch
den Kanton 1991 so berechnet
hätten. Die Zahlen seien von al-
len anderen Spitalbesitzern aus-
ser Brig akzeptiert worden.
Wenn Schmid privat drei Mil-
lionen für die Übernahme des
Spitals bieten wolle, wie er an-
kündigte, werde man das
schriftliche Angebot prüfen.
Der Rat wies den Antrag Rup-
pens mit 97:17 Stimmen ab.

«Richtige Richtung»
Intensive Diskussionen lösten
die Subventionierung des
GNW, die Beteiligung an den
Betriebsausgaben sowie den In-
vestitionen des GNW aus. Der
Rat folgte hier schliesslich je-
weils dem Entwurf der Kom-
mission.
In der Schlussdebatte schlugen
die Emotionen der Gegner
nochmals hoch. Franz Ruppen
und Jean-Marie Schmid nann-
ten die Vorlage zentralistisch
und wettbewerbsfremd und da-
mit inakzeptabel. Die meisten
sehen darin jedoch einen richti-
gen Schritt in die richtige Rich-
tung. Die kantonalen Kranken-

anstalten und -institutionen hät-
ten nun «einen zufriedenstellen-
den Betriebsrahmen, der sich
jetzt zu bewähren hat», so Jac-
ques Melly von der CVP Mittel-
wallis. Die Zukunft werde zei-
gen, was er wert sei. 

«Glück auf»
Mehrere Sprecher erwähnten,
dass man dem Dossier GNW
weiterhin grosse Aufmerksam-
keit schenken werde. «Wir
schauen, was es bringt und hof-
fen, dass es glückt», sagte Gra-
ziella Walker Salzmann, die mit
einem Antrag auf eine ausge-
wogene Frauenvertretung im
VR des GNW abgeblitzt war.
Die CSPO-Sprecherin fügte
weiter an, dass es zur in der Tat
grossen Machtstellung des
Staatsrates keine Alternative
gebe und ein gutes Netz seinen
Preis habe.

Zwischenbilanz positiv
Laut Burgener hat die Übernah-
me der Spitäler durch den Kan-
ton die notwendige Reform er-
laubt. Eine Zwischenbilanz zei-
ge, dass der Anstieg der Kosten
gebremst worden sei. Ausser-
dem würden durch eine Studie
der Uni Lausanne der pflegeri-
schen Qualität gute Noten er-
teilt. Die zwei wesentlichen
Faktoren seien damit erfüllt. 
Das Gesetz wurde mit 110:14
Stimmen (3 Enthaltungen) an-
genommen. 
Es ist die erste Etappe in der
Gesetzgebung des kantonalen
Gesundheitswesens. Der allge-
meine Teil des Gesundheitsge-
setzes und das Gesetz über die
Alters- und Pflegeheime soll
laut Zielsetzung des Staatsrates
bis Ende der Legislaturperiode
(März 2009) ebenfalls unter
Dach und Fach sein. tr

«Ein zumutbarer Kompromiss»
Die staatlichen Pensionskassen werden mit einem neuen Gesetz saniert: Es verlangt von allen Opfer

Aus dem
Walliser

Grossen Rat

Das Büro des Grossen Rates mit der vorgelagerten Regierungsbank. Der Grosse Rat gab sich gestern in
zwei wichtigen Dossiers neue Gesetze. Foto wb

S i t t e n. – Das Parlament
behandelte neben den
Hauptgeschäften eine Se-
rie von aktuellen Fragen.
Grossrat Claude-Alain
Schmidhalter (CVPO) wollte
wissen, warum der Kanton
Baustellen schliesse. Staatsrat
Rey-Bellet relativierte diese
Frage. Im Oberwallis sei das
an einem einzigen Ort erfolgt.
Allerdings habe man das Ar-
beitstempo an verschiedenen
Projekten gebremst, «was mit
dem Budget zu tun hat, das
uns der Grosse Rat für 2006
zugestanden hat». 

*
Hans-Ulrich Weger (CVPO)
fragte nach den Gründen für
die irritierende Informations-
politik des Staates am 14. Sep-
tember betreffend ein drohen-
des Unwetter. «Wir hatten die-
se Informationen und wollten
sie weitergeben», sagte Burge-
ner. Man könne froh sein, dass
die Alpen die prognostizierten
massiven Niederschläge vom
Wallis abgehalten hätten. Mit
dem Spott könne man ange-
sichts der ausgebliebenen
Schäden gut leben.

*
Betreffend der langen Warte-
zeiten auf den Notfallstatio-
nen der Walliser Spitäler sagte
Burgener, dass im Durch-
schnitt pro Spital täglich fünf
Notfallaufnahmen unter-
schiedlicher Schwere stattfän-
den. Wenn es plötzlich über
20 seien, ergebe das automa-
tisch Probleme. Es könne der
Personalbestand aber aus
Kostengründen nicht auf sol-
che Spitzenzeiten ausgerichtet
werden. Das Ziel sei, dass
auch geringfügig Kranke
nicht länger als drei Stunden
warten müssten. Damit müss-
ten übrigens auch Notfälle in
grossen nationalen Spitälern
rechnen. 

*
Warum stockt die Einführung
der sechs Palliativbetten im
SZO-Standort Brig? Auf diese

Frage von Verena Sarbach-
Bodenmüller (CVPO) sagte
Burgener, die Rekrutierung
des Fachpersonals brauche
Zeit. Im November sollten
aber drei Betten eingerichtet
werden können, die zweiten
drei im Januar 2007. 

*
Wäre auch im Wallis möglich,
dass ein ausländischer Ge-
schäftsmann sich über Gesetze
hinwegsetzen könnte, wenn er
nur genügend Investitionska-
pital in Aussicht stellen wür-
de? Auf diese Frage von Ger-
man Eyer (SPO) sagte Staats-
rat Jean-Michel Cina, dass der
Kanton die Initiative für das
Mammut-Projekt im Kanton
Uri begrüsse, weil davon si-
cher auch das Goms profitie-
ren werde. Uri habe vom Bund
in einer einmaligen Zusage
500 Wohneinheiten für den
Verkauf an Ausländer zuge-
sprochen erhalten. Damit wol-
le er den Abbau von 1400 Ar-
beitsplätzen des Militärs in
dieser Region kompensieren
helfen. Auch im Wallis be-
stünden Pläne für den Bau von
sogenannten Ressorts, wenn
auch nicht von diesen Aus-
massen. Eine Arbeitsgruppe
stelle derzeit Überlegungen an
zu den in solchen Dossiers
auftauchenden Fragen und
werde ihre Ideen bis Ende Jahr
dem Staatsrat vorlegen. 

*
Angenommen wurde eine In-
terpellation von alt Grossrats-
präsident Marcel Mangisch
betreffend die Schaffung ei-
nes Jugendheimes im Ober-
wallis. Laut Staatsrat Claude
Roch ist dieses Bedürfnis un-
bestritten und sind die Vorab-
klärungen mit der Stadtge-
meinde Brig-Glis in diese
Richtung bereits weit fortge-
schritten. Das Oberwallis hat
derzeit nur zwölf Plätze anzu-
bieten, weshalb viele Jugend-
liche in Deutschschweizer
Heimen untergebracht werden
müssen. tr

Fragen und Antworten



S i t t e n. – Zur Sanierung
der staatlichen Vorsorge-
kassen hat der Grosse Rat
gestern eine entsprechende
Gesetzesvorlage verab-
schiedet. Sie wurde als ers-
ter Schritt einer akuten
Rettungsübung beschrie-
ben. Nach einer Über-
gangszeit bis 2012 werden
die Grundsätze der Vorsor-
ge der öffentlichen Pensi-
onskassen anzugehen sein.
Das Parlament folgte in der De-
tailberatung bis auf eine Aus-
nahme, der Dauer der Über-
gangsbestimmungen, den Vor-
schlägen der vorbereitenden 2.
Kommission unter Präsident
Louis Ursprung (CVPO). Die
Übergangsfristen für die kurz
vor der Pensionierung stehen-
den Versicherten wurden entge-
gen dem «ursprünglichen» Vor-
haben von drei auf fünf Jahre
verlängert.

Länger arbeiten
Das Pensionsalter der Magistra-
ten, Lehrer und Beamten wird
neu auf 60 beziehungsweise 62
Jahre (bisher 58/60) festgelegt.
Der Antrag von Matthias Eggel
(FDPO), die Pensionierung gar
um drei Jahre (61/63) anzuhe-
ben, wurde vom Grossen Rat
mit 111:13 Stimmen abgelehnt.
Eggels Argument, auch damit
würden die Magistraten, Lehrer
und Beamten des Kantons Wal-

lis im Vergleich zum grossen
Teil der Bevölkerung immer
noch früh pensioniert, wurde
nicht gehört. Man solle das vor-
geschlagene Konzept nicht
durch Einzelmassnahmen auf-
brechen und damit gefährden,
warnte Kommissionspräsident
Ursprung, der zum Auftakt der
Detailberatung wiederholte,
worauf die Kommission baue:
Auf eine Erhöhung des Pensi-
onsalters um zwei Jahre, auf ei-
ne Übergangsfrist von drei Jah-
ren, auf einen Wechsel vom
Leistungsprimat zum Beitrags-
primat innert fünf Jahren und
die mittelfristig geplante Auf-
gabe der Staatsgarantie. Ge-
mäss diesem Konzept werden
die beiden Kassen um insge-
samt 605 Millionen Franken
aufkapitalisiert. 310 Millionen
davon hat der Staat zu tragen,
290 Millionen werden die Ver-
sicherten beizusteuern haben.
Mit diesem Verhältnis (52:48
Prozent) zeigt sich der Kanton
laut Staatsrat Jean-René Four-
nier im Vergleich mit anderen
öffentlichen Kassen, die saniert
wurden, nicht sonderlich gross-
zügig. Im Schnitt liege dieses
Verhältnis national bei 58:42
Prozent, die privaten Kassen
eingerechnet bei 53:47 Prozent.

Übergangsfrist auf
fünf Jahre verlängert

Auf der Basis dieser Zahlen
wurde die Frage der Über-
gangsfristen für die Versicher-
ten angegangen, die nahe am
heutigen ordentlichen Rück-
trittsalter stehen. Gegen den
Willen der Kommission wurde

mit der Unterstützung von
Staatsrat Fournier der Vor-
schlag der CVP Mittelwallis
durchgebracht, diese Frist von
drei auf fünf Jahre zu verlän-
gern. Kommissionspräsident
Ursprung wehrte sich vergeb-
lich. Der Staatsrat begründete
seinen Meinungswandel seit
der ersten Lesung mit dem in-
zwischen erhaltenen Zahlenma-
terial. «Im April haben wir die
finanziellen Auswirkungen
noch nicht gekannt, heute wis-
sen wir, dass diese zweijährige
Verlängerung maximal 13 Mil-
lionen Franken kosten wird.»

Realistisch sei mit den übli-
cherweise vollzogenen Pensio-
nierungsfristen der 284 davon
betroffenen Versicherten ein
Mehraufwand von vier Millio-
nen. Der Rat stimmte der Fris-
tenverlängerung um zwei Jahre
mit 68:57 zu.
Abgelehnt wurde dagegen (mit
97:27) der Kompromissvor-
schlag von linker Seite, den
Wechsel vom Leistungs- zum
Beitragsprimat an ein solches
mit Leistungsziel zu knüpfen. 

Deutliche Vorwürfe
In der Schlussdebatte wurden

nochmals die Positionen bezo-
gen. Die bürgerliche Mehrheit
sprach von einem guten, für al-
le zumutbaren Entscheid. Der
Grosse Rat sei seiner Verant-
wortung nachgekommen, auch
unter Berücksichtigung der
Verdienste der Versicherten.
Die Ratslinke sah es anders.
Der Staatsrat habe seine Rolle
als Sozialpartner jahrelang
nicht wahrgenommen. Bei der
Sanierung habe er die Versi-
cherten nur informiert, aber
nicht mit ihnen verhandelt.
Dem Staat wurde beim jetzigen
Konzept die ledigliche Rolle ei-

ner Handelsbank vorgeworfen,
was seiner nicht würdig sei.
Das Gesetz sei ein Abbau auf
Kosten der Lohnabhängigen.
Deshalb verlange man die Na-
menabstimmung, damit das
Volk auch sehen könne, wer in
dieser wichtigen Frage wie ge-
stimmt habe, sagte German Ey-
er. 

Eine zwingende 
Übung

Kommissionspräsident Ur-
sprung sah es pragmatischer.
Jahrzehntelang sei die Staats-
rechnung geschönt worden, was
schliesslich zum Finanzloch in
Milliardenhöhe führte. Es gelte
nun, «hier und jetzt das Prob-
lem grundlegend anzugehen».
Der Vorschlag der Kommission
sei ein Weg dazu, «kurzfristig
erträglich und langfristig die für
die Versicherten notwendige Si-
cherheit bringend». Jacques
Melly (CVPM) erinnerte daran,
dass man in diesem Dossier
nicht nur versicherungsmathe-
matische, sondern auch
menschliche Überlegungen an-
zustellen hätte. 
Staatsrat Fournier erwähnte
nochmals, dass die Sanierung
zwingend gewesen sei. Dabei
habe man im Sinne der Opfer-
symmetrie jeden Franken zwei-
mal umgedreht. An die Adresse
der linken Allianz sagte Four-
nier, sie hätten zu bedenken,
dass bei ihren Ansprüchen die
beiden Kassen in den Konkurs
getrieben würden.
Die Schlussabstimmung endete
mit 100:21 bei vier Enthaltun-
gen. tr
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GNW-Gesetz ist unter
Dach und Fach

Die Vorlage kam praktisch ungeschoren durch die Detailberatung
S i t t e n. – Der Walliser
Grosse Rat hat gestern
Morgen das Dekret über
die Krankenanstalten und
-institutionen mit einer
klaren Mehrheit von
110:14 Stimmen in ordent-
liches Gesetz überführt.
Gleich zu Beginn der Detailber-
atung der 57 Artikel flammte ei-
ne Grundsatzfrage der Walliser
Spitalplanung durch einen Vor-
schlag der CVP Mittelwallis
wieder auf. Die CVPM wollte
die Spitalzonen nach Sprach-
grenzen festlegen und dafür
mindestens je ein Akutspital
vorsehen. Dagegen wehrten
sich die Unterwalliser Abgeord-
neten heftig und wiesen den
Vorschlag dank Unterstützung
der Oberwalliser Abgeordneten
mit 60:56 Stimmen knapp ab.
Er hätte gegenüber dem Ent-
wurf der Kommission bedeutet,
dass das Unterwallis per Gesetz
keinen Anspruch mehr gehabt
hätte auf ein Akutspital. Die
CVPM bezog in ihre Überle-
gungen wohl die Planungen des
Kantons Waadt betreffend ein
neues grosses Akutspital an der
Waadtländer Riviera mit ein, an
denen auch das Wallis koope-
riert. Diese sind allerdings noch
nicht so weit fortgeschritten, als
dass der Verzicht im Gesetz
zum jetzigen Zeitpunkt gerecht-
fertigt wäre. 

Wenig Gehör für
etatistische Vorwürfe

Mit einer Serie von Abände-
rungsvorschlägen wartete Jean-
Marie Schmid (CVPO) auf. Er
bäumte sich einmal mehr gegen
«die etatistische Spitalpolitik»
auf und wollte folglich für pri-
vate Anbieter die gleichen
Möglichkeiten gesichert haben,
etwa betreffend Leistungsauf-

träge. Das Parlament hatte dafür
kein Verständnis. Schmids An-
träge wurden grundsätzlich nur
von der SVP- und der FDPO-
Fraktion sowie wenigen einzel-
nen Abgeordneten unterstützt.
Wie viel Macht dem Staat? Da-
rüber war sich das Parlament
nicht immer einig. Die Ratslin-
ke wollte die Anschaffung von
schwerem technischem Gerät
im Interesse der Kosteneinspa-
rung einer staatsrätlichen Ge-
nehmigung unterstellen, die
Rechte sah das GNW in einen
unkontrollierbaren Raum mit
allen Vollmachten entschwin-
den. Nur zahlen müsse der
Kanton dann noch selber. Kom-
missionspräsident Pascal Bridy
und Staatsrat Thomas Burgener
hielten dem entgegen, dass die
Kontrollfunktion des Parlamen-
tes über das Budget, den jähr-
lich geforderten schriftlichen
Bericht sowie die Finanzkom-
mission ausreichend seien. Die
Ratsmehrheit teilte diese Auf-
fassung mit 103:16 Stimmen.
Dass die GNW-Rechnung
«nur» vom Verwaltungsrat und
dem Staatsrat, nicht aber vom
Parlament genehmigt wird,
wurde von Burgener nicht als
Machtfrage, sondern als
Zweckmässigkeit bezeichnet.
Dass sie auch noch der Grosse
Rat kontrolliere, sei überflüs-
sig. 

Von der Abgeltung 
der Spitäler

Das Gesetz verlangt von den In-
stitutionen und Anstalten, die in
den Genuss von Subventionen
kommen wollen, dass gewisse
Normen bei den Lohn- und So-
zialbedingungen erfüllt werden.
Dies gilt namentlich für die Al-
ters- und Pflegeheime, die im
Gegensatz zu den Spitälern

kaum einen Gesamtarbeitsver-
trag anbieten.
Franz Ruppen (SVP) verlangte,
dass die Gemeinden als bisheri-
ge Spitalbesitzer vom Staat bei
der Überführung des Eigentums
zum Verkehrs- und nicht zum
Katasterwert entschädigt wer-
den. Er wurde dabei von Jean-
Marie Schmid unterstützt, der
die für das Spital Brig gebote-
nen «schlappen zwei Millio-
nen» als Angebot bezeichnete,
mit dem die Region über den
Tisch gezogen werde. Staatsrat
Burgener verwies darauf, dass
eine Kommission die Aktiven
der Spitäler nach Abzug der ge-
tätigten Subventionen und
Übernahme der Schulden durch
den Kanton 1991 so berechnet
hätten. Die Zahlen seien von al-
len anderen Spitalbesitzern aus-
ser Brig akzeptiert worden.
Wenn Schmid privat drei Mil-
lionen für die Übernahme des
Spitals bieten wolle, wie er an-
kündigte, werde man das
schriftliche Angebot prüfen.
Der Rat wies den Antrag Rup-
pens mit 97:17 Stimmen ab.

«Richtige Richtung»
Intensive Diskussionen lösten
die Subventionierung des
GNW, die Beteiligung an den
Betriebsausgaben sowie den In-
vestitionen des GNW aus. Der
Rat folgte hier schliesslich je-
weils dem Entwurf der Kom-
mission.
In der Schlussdebatte schlugen
die Emotionen der Gegner
nochmals hoch. Franz Ruppen
und Jean-Marie Schmid nann-
ten die Vorlage zentralistisch
und wettbewerbsfremd und da-
mit inakzeptabel. Die meisten
sehen darin jedoch einen richti-
gen Schritt in die richtige Rich-
tung. Die kantonalen Kranken-

anstalten und -institutionen hät-
ten nun «einen zufriedenstellen-
den Betriebsrahmen, der sich
jetzt zu bewähren hat», so Jac-
ques Melly von der CVP Mittel-
wallis. Die Zukunft werde zei-
gen, was er wert sei. 

«Glück auf»
Mehrere Sprecher erwähnten,
dass man dem Dossier GNW
weiterhin grosse Aufmerksam-
keit schenken werde. «Wir
schauen, was es bringt und hof-
fen, dass es glückt», sagte Gra-
ziella Walker Salzmann, die mit
einem Antrag auf eine ausge-
wogene Frauenvertretung im
VR des GNW abgeblitzt war.
Die CSPO-Sprecherin fügte
weiter an, dass es zur in der Tat
grossen Machtstellung des
Staatsrates keine Alternative
gebe und ein gutes Netz seinen
Preis habe.

Zwischenbilanz positiv
Laut Burgener hat die Übernah-
me der Spitäler durch den Kan-
ton die notwendige Reform er-
laubt. Eine Zwischenbilanz zei-
ge, dass der Anstieg der Kosten
gebremst worden sei. Ausser-
dem würden durch eine Studie
der Uni Lausanne der pflegeri-
schen Qualität gute Noten er-
teilt. Die zwei wesentlichen
Faktoren seien damit erfüllt. 
Das Gesetz wurde mit 110:14
Stimmen (3 Enthaltungen) an-
genommen. 
Es ist die erste Etappe in der
Gesetzgebung des kantonalen
Gesundheitswesens. Der allge-
meine Teil des Gesundheitsge-
setzes und das Gesetz über die
Alters- und Pflegeheime soll
laut Zielsetzung des Staatsrates
bis Ende der Legislaturperiode
(März 2009) ebenfalls unter
Dach und Fach sein. tr
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S i t t e n. – Das Parlament
behandelte neben den
Hauptgeschäften eine Se-
rie von aktuellen Fragen.
Grossrat Claude-Alain
Schmidhalter (CVPO) wollte
wissen, warum der Kanton
Baustellen schliesse. Staatsrat
Rey-Bellet relativierte diese
Frage. Im Oberwallis sei das
an einem einzigen Ort erfolgt.
Allerdings habe man das Ar-
beitstempo an verschiedenen
Projekten gebremst, «was mit
dem Budget zu tun hat, das
uns der Grosse Rat für 2006
zugestanden hat». 

*
Hans-Ulrich Weger (CVPO)
fragte nach den Gründen für
die irritierende Informations-
politik des Staates am 14. Sep-
tember betreffend ein drohen-
des Unwetter. «Wir hatten die-
se Informationen und wollten
sie weitergeben», sagte Burge-
ner. Man könne froh sein, dass
die Alpen die prognostizierten
massiven Niederschläge vom
Wallis abgehalten hätten. Mit
dem Spott könne man ange-
sichts der ausgebliebenen
Schäden gut leben.

*
Betreffend der langen Warte-
zeiten auf den Notfallstatio-
nen der Walliser Spitäler sagte
Burgener, dass im Durch-
schnitt pro Spital täglich fünf
Notfallaufnahmen unter-
schiedlicher Schwere stattfän-
den. Wenn es plötzlich über
20 seien, ergebe das automa-
tisch Probleme. Es könne der
Personalbestand aber aus
Kostengründen nicht auf sol-
che Spitzenzeiten ausgerichtet
werden. Das Ziel sei, dass
auch geringfügig Kranke
nicht länger als drei Stunden
warten müssten. Damit müss-
ten übrigens auch Notfälle in
grossen nationalen Spitälern
rechnen. 

*
Warum stockt die Einführung
der sechs Palliativbetten im
SZO-Standort Brig? Auf diese

Frage von Verena Sarbach-
Bodenmüller (CVPO) sagte
Burgener, die Rekrutierung
des Fachpersonals brauche
Zeit. Im November sollten
aber drei Betten eingerichtet
werden können, die zweiten
drei im Januar 2007. 

*
Wäre auch im Wallis möglich,
dass ein ausländischer Ge-
schäftsmann sich über Gesetze
hinwegsetzen könnte, wenn er
nur genügend Investitionska-
pital in Aussicht stellen wür-
de? Auf diese Frage von Ger-
man Eyer (SPO) sagte Staats-
rat Jean-Michel Cina, dass der
Kanton die Initiative für das
Mammut-Projekt im Kanton
Uri begrüsse, weil davon si-
cher auch das Goms profitie-
ren werde. Uri habe vom Bund
in einer einmaligen Zusage
500 Wohneinheiten für den
Verkauf an Ausländer zuge-
sprochen erhalten. Damit wol-
le er den Abbau von 1400 Ar-
beitsplätzen des Militärs in
dieser Region kompensieren
helfen. Auch im Wallis be-
stünden Pläne für den Bau von
sogenannten Ressorts, wenn
auch nicht von diesen Aus-
massen. Eine Arbeitsgruppe
stelle derzeit Überlegungen an
zu den in solchen Dossiers
auftauchenden Fragen und
werde ihre Ideen bis Ende Jahr
dem Staatsrat vorlegen. 

*
Angenommen wurde eine In-
terpellation von alt Grossrats-
präsident Marcel Mangisch
betreffend die Schaffung ei-
nes Jugendheimes im Ober-
wallis. Laut Staatsrat Claude
Roch ist dieses Bedürfnis un-
bestritten und sind die Vorab-
klärungen mit der Stadtge-
meinde Brig-Glis in diese
Richtung bereits weit fortge-
schritten. Das Oberwallis hat
derzeit nur zwölf Plätze anzu-
bieten, weshalb viele Jugend-
liche in Deutschschweizer
Heimen untergebracht werden
müssen. tr

Fragen und Antworten



S i t t e n. – Zur Sanierung
der staatlichen Vorsorge-
kassen hat der Grosse Rat
gestern eine entsprechende
Gesetzesvorlage verab-
schiedet. Sie wurde als ers-
ter Schritt einer akuten
Rettungsübung beschrie-
ben. Nach einer Über-
gangszeit bis 2012 werden
die Grundsätze der Vorsor-
ge der öffentlichen Pensi-
onskassen anzugehen sein.
Das Parlament folgte in der De-
tailberatung bis auf eine Aus-
nahme, der Dauer der Über-
gangsbestimmungen, den Vor-
schlägen der vorbereitenden 2.
Kommission unter Präsident
Louis Ursprung (CVPO). Die
Übergangsfristen für die kurz
vor der Pensionierung stehen-
den Versicherten wurden entge-
gen dem «ursprünglichen» Vor-
haben von drei auf fünf Jahre
verlängert.

Länger arbeiten
Das Pensionsalter der Magistra-
ten, Lehrer und Beamten wird
neu auf 60 beziehungsweise 62
Jahre (bisher 58/60) festgelegt.
Der Antrag von Matthias Eggel
(FDPO), die Pensionierung gar
um drei Jahre (61/63) anzuhe-
ben, wurde vom Grossen Rat
mit 111:13 Stimmen abgelehnt.
Eggels Argument, auch damit
würden die Magistraten, Lehrer
und Beamten des Kantons Wal-

lis im Vergleich zum grossen
Teil der Bevölkerung immer
noch früh pensioniert, wurde
nicht gehört. Man solle das vor-
geschlagene Konzept nicht
durch Einzelmassnahmen auf-
brechen und damit gefährden,
warnte Kommissionspräsident
Ursprung, der zum Auftakt der
Detailberatung wiederholte,
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Auf eine Erhöhung des Pensi-
onsalters um zwei Jahre, auf ei-
ne Übergangsfrist von drei Jah-
ren, auf einen Wechsel vom
Leistungsprimat zum Beitrags-
primat innert fünf Jahren und
die mittelfristig geplante Auf-
gabe der Staatsgarantie. Ge-
mäss diesem Konzept werden
die beiden Kassen um insge-
samt 605 Millionen Franken
aufkapitalisiert. 310 Millionen
davon hat der Staat zu tragen,
290 Millionen werden die Ver-
sicherten beizusteuern haben.
Mit diesem Verhältnis (52:48
Prozent) zeigt sich der Kanton
laut Staatsrat Jean-René Four-
nier im Vergleich mit anderen
öffentlichen Kassen, die saniert
wurden, nicht sonderlich gross-
zügig. Im Schnitt liege dieses
Verhältnis national bei 58:42
Prozent, die privaten Kassen
eingerechnet bei 53:47 Prozent.

Übergangsfrist auf
fünf Jahre verlängert

Auf der Basis dieser Zahlen
wurde die Frage der Über-
gangsfristen für die Versicher-
ten angegangen, die nahe am
heutigen ordentlichen Rück-
trittsalter stehen. Gegen den
Willen der Kommission wurde

mit der Unterstützung von
Staatsrat Fournier der Vor-
schlag der CVP Mittelwallis
durchgebracht, diese Frist von
drei auf fünf Jahre zu verlän-
gern. Kommissionspräsident
Ursprung wehrte sich vergeb-
lich. Der Staatsrat begründete
seinen Meinungswandel seit
der ersten Lesung mit dem in-
zwischen erhaltenen Zahlenma-
terial. «Im April haben wir die
finanziellen Auswirkungen
noch nicht gekannt, heute wis-
sen wir, dass diese zweijährige
Verlängerung maximal 13 Mil-
lionen Franken kosten wird.»

Realistisch sei mit den übli-
cherweise vollzogenen Pensio-
nierungsfristen der 284 davon
betroffenen Versicherten ein
Mehraufwand von vier Millio-
nen. Der Rat stimmte der Fris-
tenverlängerung um zwei Jahre
mit 68:57 zu.
Abgelehnt wurde dagegen (mit
97:27) der Kompromissvor-
schlag von linker Seite, den
Wechsel vom Leistungs- zum
Beitragsprimat an ein solches
mit Leistungsziel zu knüpfen. 

Deutliche Vorwürfe
In der Schlussdebatte wurden

nochmals die Positionen bezo-
gen. Die bürgerliche Mehrheit
sprach von einem guten, für al-
le zumutbaren Entscheid. Der
Grosse Rat sei seiner Verant-
wortung nachgekommen, auch
unter Berücksichtigung der
Verdienste der Versicherten.
Die Ratslinke sah es anders.
Der Staatsrat habe seine Rolle
als Sozialpartner jahrelang
nicht wahrgenommen. Bei der
Sanierung habe er die Versi-
cherten nur informiert, aber
nicht mit ihnen verhandelt.
Dem Staat wurde beim jetzigen
Konzept die ledigliche Rolle ei-

ner Handelsbank vorgeworfen,
was seiner nicht würdig sei.
Das Gesetz sei ein Abbau auf
Kosten der Lohnabhängigen.
Deshalb verlange man die Na-
menabstimmung, damit das
Volk auch sehen könne, wer in
dieser wichtigen Frage wie ge-
stimmt habe, sagte German Ey-
er. 

Eine zwingende 
Übung

Kommissionspräsident Ur-
sprung sah es pragmatischer.
Jahrzehntelang sei die Staats-
rechnung geschönt worden, was
schliesslich zum Finanzloch in
Milliardenhöhe führte. Es gelte
nun, «hier und jetzt das Prob-
lem grundlegend anzugehen».
Der Vorschlag der Kommission
sei ein Weg dazu, «kurzfristig
erträglich und langfristig die für
die Versicherten notwendige Si-
cherheit bringend». Jacques
Melly (CVPM) erinnerte daran,
dass man in diesem Dossier
nicht nur versicherungsmathe-
matische, sondern auch
menschliche Überlegungen an-
zustellen hätte. 
Staatsrat Fournier erwähnte
nochmals, dass die Sanierung
zwingend gewesen sei. Dabei
habe man im Sinne der Opfer-
symmetrie jeden Franken zwei-
mal umgedreht. An die Adresse
der linken Allianz sagte Four-
nier, sie hätten zu bedenken,
dass bei ihren Ansprüchen die
beiden Kassen in den Konkurs
getrieben würden.
Die Schlussabstimmung endete
mit 100:21 bei vier Enthaltun-
gen. tr
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GNW-Gesetz ist unter
Dach und Fach

Die Vorlage kam praktisch ungeschoren durch die Detailberatung
S i t t e n. – Der Walliser
Grosse Rat hat gestern
Morgen das Dekret über
die Krankenanstalten und
-institutionen mit einer
klaren Mehrheit von
110:14 Stimmen in ordent-
liches Gesetz überführt.
Gleich zu Beginn der Detailber-
atung der 57 Artikel flammte ei-
ne Grundsatzfrage der Walliser
Spitalplanung durch einen Vor-
schlag der CVP Mittelwallis
wieder auf. Die CVPM wollte
die Spitalzonen nach Sprach-
grenzen festlegen und dafür
mindestens je ein Akutspital
vorsehen. Dagegen wehrten
sich die Unterwalliser Abgeord-
neten heftig und wiesen den
Vorschlag dank Unterstützung
der Oberwalliser Abgeordneten
mit 60:56 Stimmen knapp ab.
Er hätte gegenüber dem Ent-
wurf der Kommission bedeutet,
dass das Unterwallis per Gesetz
keinen Anspruch mehr gehabt
hätte auf ein Akutspital. Die
CVPM bezog in ihre Überle-
gungen wohl die Planungen des
Kantons Waadt betreffend ein
neues grosses Akutspital an der
Waadtländer Riviera mit ein, an
denen auch das Wallis koope-
riert. Diese sind allerdings noch
nicht so weit fortgeschritten, als
dass der Verzicht im Gesetz
zum jetzigen Zeitpunkt gerecht-
fertigt wäre. 

Wenig Gehör für
etatistische Vorwürfe

Mit einer Serie von Abände-
rungsvorschlägen wartete Jean-
Marie Schmid (CVPO) auf. Er
bäumte sich einmal mehr gegen
«die etatistische Spitalpolitik»
auf und wollte folglich für pri-
vate Anbieter die gleichen
Möglichkeiten gesichert haben,
etwa betreffend Leistungsauf-

träge. Das Parlament hatte dafür
kein Verständnis. Schmids An-
träge wurden grundsätzlich nur
von der SVP- und der FDPO-
Fraktion sowie wenigen einzel-
nen Abgeordneten unterstützt.
Wie viel Macht dem Staat? Da-
rüber war sich das Parlament
nicht immer einig. Die Ratslin-
ke wollte die Anschaffung von
schwerem technischem Gerät
im Interesse der Kosteneinspa-
rung einer staatsrätlichen Ge-
nehmigung unterstellen, die
Rechte sah das GNW in einen
unkontrollierbaren Raum mit
allen Vollmachten entschwin-
den. Nur zahlen müsse der
Kanton dann noch selber. Kom-
missionspräsident Pascal Bridy
und Staatsrat Thomas Burgener
hielten dem entgegen, dass die
Kontrollfunktion des Parlamen-
tes über das Budget, den jähr-
lich geforderten schriftlichen
Bericht sowie die Finanzkom-
mission ausreichend seien. Die
Ratsmehrheit teilte diese Auf-
fassung mit 103:16 Stimmen.
Dass die GNW-Rechnung
«nur» vom Verwaltungsrat und
dem Staatsrat, nicht aber vom
Parlament genehmigt wird,
wurde von Burgener nicht als
Machtfrage, sondern als
Zweckmässigkeit bezeichnet.
Dass sie auch noch der Grosse
Rat kontrolliere, sei überflüs-
sig. 

Von der Abgeltung 
der Spitäler

Das Gesetz verlangt von den In-
stitutionen und Anstalten, die in
den Genuss von Subventionen
kommen wollen, dass gewisse
Normen bei den Lohn- und So-
zialbedingungen erfüllt werden.
Dies gilt namentlich für die Al-
ters- und Pflegeheime, die im
Gegensatz zu den Spitälern

kaum einen Gesamtarbeitsver-
trag anbieten.
Franz Ruppen (SVP) verlangte,
dass die Gemeinden als bisheri-
ge Spitalbesitzer vom Staat bei
der Überführung des Eigentums
zum Verkehrs- und nicht zum
Katasterwert entschädigt wer-
den. Er wurde dabei von Jean-
Marie Schmid unterstützt, der
die für das Spital Brig gebote-
nen «schlappen zwei Millio-
nen» als Angebot bezeichnete,
mit dem die Region über den
Tisch gezogen werde. Staatsrat
Burgener verwies darauf, dass
eine Kommission die Aktiven
der Spitäler nach Abzug der ge-
tätigten Subventionen und
Übernahme der Schulden durch
den Kanton 1991 so berechnet
hätten. Die Zahlen seien von al-
len anderen Spitalbesitzern aus-
ser Brig akzeptiert worden.
Wenn Schmid privat drei Mil-
lionen für die Übernahme des
Spitals bieten wolle, wie er an-
kündigte, werde man das
schriftliche Angebot prüfen.
Der Rat wies den Antrag Rup-
pens mit 97:17 Stimmen ab.

«Richtige Richtung»
Intensive Diskussionen lösten
die Subventionierung des
GNW, die Beteiligung an den
Betriebsausgaben sowie den In-
vestitionen des GNW aus. Der
Rat folgte hier schliesslich je-
weils dem Entwurf der Kom-
mission.
In der Schlussdebatte schlugen
die Emotionen der Gegner
nochmals hoch. Franz Ruppen
und Jean-Marie Schmid nann-
ten die Vorlage zentralistisch
und wettbewerbsfremd und da-
mit inakzeptabel. Die meisten
sehen darin jedoch einen richti-
gen Schritt in die richtige Rich-
tung. Die kantonalen Kranken-

anstalten und -institutionen hät-
ten nun «einen zufriedenstellen-
den Betriebsrahmen, der sich
jetzt zu bewähren hat», so Jac-
ques Melly von der CVP Mittel-
wallis. Die Zukunft werde zei-
gen, was er wert sei. 

«Glück auf»
Mehrere Sprecher erwähnten,
dass man dem Dossier GNW
weiterhin grosse Aufmerksam-
keit schenken werde. «Wir
schauen, was es bringt und hof-
fen, dass es glückt», sagte Gra-
ziella Walker Salzmann, die mit
einem Antrag auf eine ausge-
wogene Frauenvertretung im
VR des GNW abgeblitzt war.
Die CSPO-Sprecherin fügte
weiter an, dass es zur in der Tat
grossen Machtstellung des
Staatsrates keine Alternative
gebe und ein gutes Netz seinen
Preis habe.

Zwischenbilanz positiv
Laut Burgener hat die Übernah-
me der Spitäler durch den Kan-
ton die notwendige Reform er-
laubt. Eine Zwischenbilanz zei-
ge, dass der Anstieg der Kosten
gebremst worden sei. Ausser-
dem würden durch eine Studie
der Uni Lausanne der pflegeri-
schen Qualität gute Noten er-
teilt. Die zwei wesentlichen
Faktoren seien damit erfüllt. 
Das Gesetz wurde mit 110:14
Stimmen (3 Enthaltungen) an-
genommen. 
Es ist die erste Etappe in der
Gesetzgebung des kantonalen
Gesundheitswesens. Der allge-
meine Teil des Gesundheitsge-
setzes und das Gesetz über die
Alters- und Pflegeheime soll
laut Zielsetzung des Staatsrates
bis Ende der Legislaturperiode
(März 2009) ebenfalls unter
Dach und Fach sein. tr

«Ein zumutbarer Kompromiss»
Die staatlichen Pensionskassen werden mit einem neuen Gesetz saniert: Es verlangt von allen Opfer

Aus dem
Walliser

Grossen Rat

Das Büro des Grossen Rates mit der vorgelagerten Regierungsbank. Der Grosse Rat gab sich gestern in
zwei wichtigen Dossiers neue Gesetze. Foto wb

S i t t e n. – Das Parlament
behandelte neben den
Hauptgeschäften eine Se-
rie von aktuellen Fragen.
Grossrat Claude-Alain
Schmidhalter (CVPO) wollte
wissen, warum der Kanton
Baustellen schliesse. Staatsrat
Rey-Bellet relativierte diese
Frage. Im Oberwallis sei das
an einem einzigen Ort erfolgt.
Allerdings habe man das Ar-
beitstempo an verschiedenen
Projekten gebremst, «was mit
dem Budget zu tun hat, das
uns der Grosse Rat für 2006
zugestanden hat». 

*
Hans-Ulrich Weger (CVPO)
fragte nach den Gründen für
die irritierende Informations-
politik des Staates am 14. Sep-
tember betreffend ein drohen-
des Unwetter. «Wir hatten die-
se Informationen und wollten
sie weitergeben», sagte Burge-
ner. Man könne froh sein, dass
die Alpen die prognostizierten
massiven Niederschläge vom
Wallis abgehalten hätten. Mit
dem Spott könne man ange-
sichts der ausgebliebenen
Schäden gut leben.

*
Betreffend der langen Warte-
zeiten auf den Notfallstatio-
nen der Walliser Spitäler sagte
Burgener, dass im Durch-
schnitt pro Spital täglich fünf
Notfallaufnahmen unter-
schiedlicher Schwere stattfän-
den. Wenn es plötzlich über
20 seien, ergebe das automa-
tisch Probleme. Es könne der
Personalbestand aber aus
Kostengründen nicht auf sol-
che Spitzenzeiten ausgerichtet
werden. Das Ziel sei, dass
auch geringfügig Kranke
nicht länger als drei Stunden
warten müssten. Damit müss-
ten übrigens auch Notfälle in
grossen nationalen Spitälern
rechnen. 

*
Warum stockt die Einführung
der sechs Palliativbetten im
SZO-Standort Brig? Auf diese

Frage von Verena Sarbach-
Bodenmüller (CVPO) sagte
Burgener, die Rekrutierung
des Fachpersonals brauche
Zeit. Im November sollten
aber drei Betten eingerichtet
werden können, die zweiten
drei im Januar 2007. 

*
Wäre auch im Wallis möglich,
dass ein ausländischer Ge-
schäftsmann sich über Gesetze
hinwegsetzen könnte, wenn er
nur genügend Investitionska-
pital in Aussicht stellen wür-
de? Auf diese Frage von Ger-
man Eyer (SPO) sagte Staats-
rat Jean-Michel Cina, dass der
Kanton die Initiative für das
Mammut-Projekt im Kanton
Uri begrüsse, weil davon si-
cher auch das Goms profitie-
ren werde. Uri habe vom Bund
in einer einmaligen Zusage
500 Wohneinheiten für den
Verkauf an Ausländer zuge-
sprochen erhalten. Damit wol-
le er den Abbau von 1400 Ar-
beitsplätzen des Militärs in
dieser Region kompensieren
helfen. Auch im Wallis be-
stünden Pläne für den Bau von
sogenannten Ressorts, wenn
auch nicht von diesen Aus-
massen. Eine Arbeitsgruppe
stelle derzeit Überlegungen an
zu den in solchen Dossiers
auftauchenden Fragen und
werde ihre Ideen bis Ende Jahr
dem Staatsrat vorlegen. 

*
Angenommen wurde eine In-
terpellation von alt Grossrats-
präsident Marcel Mangisch
betreffend die Schaffung ei-
nes Jugendheimes im Ober-
wallis. Laut Staatsrat Claude
Roch ist dieses Bedürfnis un-
bestritten und sind die Vorab-
klärungen mit der Stadtge-
meinde Brig-Glis in diese
Richtung bereits weit fortge-
schritten. Das Oberwallis hat
derzeit nur zwölf Plätze anzu-
bieten, weshalb viele Jugend-
liche in Deutschschweizer
Heimen untergebracht werden
müssen. tr

Fragen und Antworten



 

Les Valaisans mènent la vie dure aux homos 

 

Contraint par le peuple suisse, le Valais doit s’adapter à la Loi fédérale sur le 
partenariat homosexuel. Les mentalités devront s’y faire. 

Contraint par le peuple suisse, le Valais doit s’adapter à la Loi fédérale sur le partenariat homosexuel. 
Les mentalités devront s’y faire.  

C’est un sujet brûlant que le parlement valaisan a abordé hier après-midi en session. Le projet de loi 
d’application de la Loi fédérale sur le partenariat enregistré entre deux personnes du même sexe 
(LPart) était en effet à l’ordre du jour.  

Alors que le «mariage homosexuel» a jusqu’à présent suscité d’intenses discussions entre partisans 
et opposants, les députés valaisans ont approuvé la LPart avec une étrange rapidité. Le sujet n’a 
soulevé aucun débat et a été accepté par une très large majorité (93 oui, 5 non et 9 abstentions). 
Même le PDC, opposé à la loi, s’est résigné à suivre la majorité. Seuls les membres de l’UDC ont 
finalement rejeté le texte. Les députés n’avaient pas vraiment le choix. Approuvée lors des votations 
populaires de juin 2005, la législation doit être appliquée au niveau fédéral. Aucun canton ne peut 
donc s’y opposer. Pas même le Valais, dont les citoyens avaient pourtant refusé la loi par 55% des 
suffrages.  

«Il faut laisser les gens s’habituer» 

En effet, «une certaine homophobie persiste encore en Valais», constate Marc Kalbermatter, député 
socialiste haut-valaisan et partisan du texte: «Je ne suis pas sûr que l’application de cette loi change 
tout de suite les esprits. Mais elle a au moins permis le débat politique et citoyen, ce qui est déjà 
beaucoup dans une région où l’on croyait encore jusqu’à peu que l’homosexualité était anormale», 
ajoute le socialiste.  

Du temps, il en faudra également selon Jérôme Perrier, président d’Alpagai, unique association 
homosexuelle valaisanne. «Il faut laisser les gens s’habituer. En Valais peut-être un peu plus 
qu’ailleurs. Cette loi est une bonne chose. Je pense que beaucoup de couples gais et lesbiens vont y 
avoir recours. » 

Ceux qui se sont dressés contre la reconnaissance étatique des couples homosexuels devront donc 
s’y faire. Quoiqu’ils en pensent, la loi entrera en vigueur le 1er janvier 2007. Au grand dam de l’Eglise 
catholique qui la conteste farouchement. «Elle va à l’encontre des enseignements de l’Eglise. Nous 
aurions préféré régler les discriminations envers ces personnes autrement. Nous verrons comment 
elle est appliquée et si la population change d’opinion», explique Norbert Brunner, évêque de Sion.  

L’aile romande du PDC valaisan craint que l’on autorise un jour aux couples homosexuels l’adoption 
et la procréation médicalement assistée: «Maintenant que la loi existe, nous n’avons plus le choix et 
devons nous mettre en conformité. Le changement a eu lieu au niveau politique, pas forcément au 
niveau populaire», estime Raphy Coutaz, président de la section romande du PDC.  

Ce qui paraît sûr désormais, c’est qu’en Valais, on ne change pas la société par décret.  

 

 



 

Le futur hôpital sur site unique est désormais ancré 
dans la loi valaisanne 

PLANIFICATION Le Chablais hérite d’une des trois zones hospitalières cantonales.  

PATRICK MONAY 
Publié le 13 octobre 2006 

 

Le Grand Conseil valaisan a entériné hier, à une large majorité, les trois zones hospitalières prévues dans la loi 
cantonale sur les établissements et institutions sanitaires. Il y aura donc, à terme, un établissement de soins aigus 
dans le Haut-Valais, un autre dans le centre et un troisième dans le Chablais. Une décision qui renforce le projet 
d'hôpital intercantonal à Rennaz, selon les responsables de l'Hôpital du Chablais. «C'est une très bonne nouvelle, 
en effet, commente Pierre Loison, directeur général. Le choix du Gouvernement valaisan est définitivement 
confirmé.» Le Réseau Santé Valais, institué à titre intermédiaire par voie de décret en 2003, a été approuvé par 
110 oui contre 14 non. 

Ces derniers jours, plusieurs parlementaires avaient pourtant fustigé ce découpage en trois zones. «On condamne 
les patients chablaisiens et ceux de la partie ouest du Valais central à s'expatrier en terre vaudoise!» s'exclamait 
ainsi, mardi, le député démocrate-chrétien Jacques Melly. Pour son collègue de parti Gabriel Luisier, la 
construction du site unique à Rennaz entraînerait la fermeture des établissements de Martigny, Sierre et Viège… 
 
Ces attaques laissent aujourd'hui Pierre Loison de marbre. «Il y aura toujours des gens pour défendre les intérêts 
locaux, observe-t-il. La réussite de notre projet hospitalier passe par l'adhésion de la majorité, tant parmi les 
politiques que dans la population.» 

L'homme attend aujourd'hui avec confiance les prochaines décisions – cruciales – des parlements vaudois et 
valaisan. A savoir l'octroi des crédits pour le concours d'architecture, l'acquisition du terrain et les études de 
détails. L'ouverture de cet hôpital de 300 lits, rappelons-le, est planifiée à l'horizon 2012-2013. Sa réalisation 
coûtera quelque 200 millions de francs (150 à charge du canton de Vaud, 50 pour le Valais). 

On cherche coordinateur 

Dans l'immédiat, place à l'élaboration effective du projet. Une société spécialisée a été mandatée pour établir le 
«programme des locaux», en étroite collaboration avec les futurs utilisateurs du site. «Cela fait environ 200 
personnes à consulter, aujourd'hui employées dans les hôpitaux de la Riviera et du Chablais», note Pierre Loison. 
Pour organiser ce travail, les deux établissements s'apprêtent à engager un coordinateur de projet à 100%. 
 
Quant à l'avenir des sites hospitaliers actuels – Aigle, Monthey, Montreux ou encore le Samaritain à Vevey –, il 
fait l'objet d'une étude complémentaire commandée en mai 2005 par le patron de la santé vaudoise, Pierre-Yves 
Maillard. Un rapport très attendu qui sera dévoilé le mois prochain. 

 



KOMMENTAR

Offensive Art
Als ein alt CVP-Landes-
hauptmann in der Person
von Patrice Clivaz zum Di-
rektor der Pädagogischen
Hochschule Wallis ernannt
wurde, sah man mancher-
orts darin eine klassische
Vergabe von Pfründen in
der Republik Wallis.
Nun stellt sich der mit einer
Oberwalliserin verheiratete
Patrice Clivaz aus Ran-
dogne aber als initiatives
Gegengewicht zu einem
schüchternen Vorsteher
des Erziehungsdeparte-
mentes heraus. 
Mit der Durchführung des
dritten PH-Forums gestern
Abend in St-Maurice –
nach jenem über die Ta-
gesschule im Vorjahr im
Oberwallis – zeigt er auf,
wo seine Freiheiten und
Aufgaben liegen. Ohne
Rücksicht auf Verluste wird
ein aktuelles Thema aufge-
griffen. Diesmal ist es die
nationale und Westschwei-
zer Harmonisierung im
Schulwesen, die unter den
Kürzeln HarmoS und Pe-
caro daherkommt und vom
Schweizer Souverän im
Mai dieses Jahres unter-
stützt wurde.
Der frühere Grossrat und
Lehrer Patrice Clivaz sorgt
für Klärung der Diskussion
unter Fachleuten aus der
halben Schweiz und leistet
damit Vorarbeit für die
kommenden politischen
Diskussionen im Kantons-
parlament.
Die Walliser Schule mag
gut sein, doch kann sie
dies nicht allein hinter ih-
ren Bergen. Ein Blick Rich-
tung Genf, wo das Volk
über Details der Schule –
wie Notengebung – ab-
stimmt, belehrt uns, dass
nicht alles via Stammtisch-
diskussion gelöst werden
kann.
Selbstüberheblichkeit und
blindes Vertrauen in Bishe-
riges sind bei der Diskussi-
on über die Gestaltung der
Schulzukunft nicht ange-
bracht.
Diese Haltung scheint der
Direktor der Pädagogi-
schen Hochschule zu tei-
len und dem ist gut so. Nur
dort, wo ein defensives
Verhalten gegenüber Alt-
hergebrachtem gepflegt
wird, hat eine populisti-
sche Angst vor Bildungs-
harmonisierung keine
Chance.

Stéphane Andereggen

SPORT
FC Sitten: Die Premiere

Der FC Sitten steht
vor dem Auswärts-
match in Luzern.
Es ist das Spiel 1
unter Marco
Schällibaum.
«Wir werden den
bisher eingeschla-
genen Weg weiter
gehen», so der
neue Sitten-Trai-
ner.       Seite 19
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WALLIS
Velofarm statt Bauernhof 

Thomas Binggeli verkaufte schon als
17-jähriger Spenglerlehrling auf dem
Bauernhof seiner Eltern Velos. Heute
ist er 32-jährig, der Bauernhof ist längst
zu einer Velofarm geworden und sein
«Thömus» Veloshop verkauft jährlich
4000 Bikes. Im Frühjahr wurde er auch
zum Unternehmer des Jahres gewählt.
Binggeli ist Chef von 40 Mitarbeitern
und der Umsatz wird bald 10 Mio.
Franken überschreiten. Binggelis Er-
folgsrezept ist die Kundennähe. Seite 5

HINTERGRUND
Muhammad Yunus

Der Friedensnobelpreis würdigt in die-
sem Jahr neue Ideen im Kampf gegen
die Armut. Die Auszeichnung geht zu
gleichen Teilen an Muhammad Yunus
aus Bangladesch und die von ihm ge-
gründete Grameen Bank. Das Norwegi-
sche Nobel-Komitee würdigte gestern
in Oslo die Bemühungen um die «wirt-
schaftliche und soziale Entwicklung
von unten». Insgesamt wurden 191
Vorschläge von der Nobel-Jury gesich-
tet. Seite 27

Die Qualität des Trinkwassers
Eine Website für Konsumenten und Betreiber

Dem Schweizer Trinkwasser
werden beste Noten ausgestellt.
Kaum verwunderlich, dass es
sich immer mehr zu einem be-
liebten Durstlöscher etabliert.
Kommt hinzu, dass Hahnen-
wasser im Vergleich zu Mine-
ralwasser leicht besser einge-
stuft wird und 90 bis 100 Mal
umweltfreundlicher ist. Je nach
Landesteil, Bildungsniveau und
auch Geschlecht wird jedoch
unterschiedlich Hahnenwasser
konsumiert. Eigentlich müssen
die Schweizer keine Bedenken
um ihr Trinkwasser haben. Den-
noch können Überschwemmun-
gen das Wasser verseuchen.
Über die Qualität des Trinkwas-
sers gibt es ein Online-Angebot.
Die Website www.wasserquali-
taet.ch gibt detailliert die Was-
serqualität der Versorger an.
Die Informationsplattform steht
sowohl Konsumentinnen und
Konsumenten als auch Anbie-
tern, in diesem Falle meistens
den Gemeinden, offen. Ist die
gewünschte Datenbank nicht
vorhanden, kann bei den Ge-
meinden nachgefragt werden.
Diese haben nämlich die
Pflicht, einmal im Jahr über die
Wasserqualität zu informieren.

Seite 2

Schlemmende Aktionäre
Rekordaufmarsch zum WKB-Brisolée

B r i g - G l i s. – (wb) Es ist
mittlerweile schon zur Tradition
geworden: Zum sechsten Mal
lud die Walliser Kantonalbank
ihre Oberwalliser Aktionäre am
gestrigen Freitagabend zum
Brisolée in die Briger Simplon-
halle. Rund 700 Aktionäre 
folgten der Einladung und sorg-
ten damit für einen neuen

Rekordaufmarsch. Die Verant-
wortlichen der Kantonalbank
werteten das starke Interesse als
«grossartigen Vertrauensbe-
weis». Dabei verwöhnten sie ih-
re Gäste nicht nur kulinarisch.
Vielmehr servierten sie den 
Aktionären durchs Band positi-
ve Zahlen und Zukunftsaussich-
ten. Seite 11

Mario Kalbermatter, Leiter WKB Region Oberwallis. Foto wb

Wer bietet höher?
Kontroverse um die Entschädigungszahlungen für das Spital Brig 

B r i g - G l i s. – (wb) Im Rah-
men des neuen Gesundheitsge-
setzes sollen die Walliser
Spitäler Eigentum des Kantons
werden. Dieser will den bishe-
rigen Besitzern, den Gemein-
den der jeweiligen Spitalregion,
eine Entschädigung bezahlen.
Für die Liegenschaften und die
Infrastruktur des Kreisspitals
Brig bietet der Kanton eine
Entschädigungszahlung von
rund 2,3 Millionen Franken an.
Das sei  ein lächerlicher Betrag,
der viel zu tief sei, findet der
Briger  CVPO-Grossrat Jean-
Marie Schmid und bietet einen
Betrag von drei Millionen
Franken. Das Geld aufzutrei-
ben, sei für die IG «Spitalpflege
für alle» überhaupt kein Pro-
blem. Finanziell potente Inve-
storen seien genug vorhanden.
Das Ziel der ganzen Aktion sei
die längerfristige Sicherung des
Angebots von Gesundheits-
und Spitaldienstleistungen im
Raume Brig. Wenn es sein
müsse, dann halt auf privater
Basis. Seite 3 Geht es nach dem Willen von Grossrat Jean-Marie Schmid soll das Briger Spital von privaten Investoren gekauft werden. Foto wb

Dem Schweizer Trinkwasser wird ein gutes Zeugnis ausgestellt. Sei-
ne Akzeptanz als Durstlöscher ist laufend am Steigen. Foto Keystone



B r i g - G l i s. – Im Rah-
men der Eigentumsüber-
führung des Spitals Brig
an den Kanton Wallis bie-
tet der Staatsrat den Ge-
meinden der Spitalregion
Brig/Aletsch/Goms 2,068
Millionen Franken für Lie-
genschaft und Gebäude.
Der Briger CVP-Grossrat
Jean-Marie Schmid findet
diesen Betrag lächerlich
und will zusammen mit der
IG «Spitalpflege für alle»
drei Millionen Franken für
das Briger Spital bieten. 

Am Donnerstag hat der Walliser
Grosse Rat das Dekret über die
Krankenanstalten und -institu-
tionen mit einer glasklaren
Mehrheit von 110:14 Stimmen
in ein ordentliches Gesetz über-
führt (der WB berichtete aus-
führlich).

«Ein schlappes
Angebot»

Gemäss diesem Gesetz gehen
die Walliser Spitäler in Eigen-
tum des Kantons über, der die
bisherigen Gemeinden der je-
weiligen Spitalregionen dafür
entschädigen muss. Für die Lie-
genschaften und Gebäude des
Kreisspitals Brig will der Kan-
ton in Verrechnung aller bisher
getätigten Subventionen und
Übernahme von Schulden noch
exakt 2 068 332 Franken berap-
pen. Für die Infrastruktur des

Kreisspitals will der Kanton
weitere 243738 Franken (siehe
Kasten) bezahlen. «Das ist eine
lächerliche Entschädigung und
ein schlappes Angebot», findet
der CVPO-Grossrat Jean-Marie
Schmid. «Unsere Forderung
von der IG ‹Pflege für alle› an
die Gemeinden der Spitalregion
Brig-Aletsch und Goms: Über-
tragt dem Staat Wallis zu die-
sem Preis kein Eigentum am
Spital von Brig. Denn wir bie-
ten dafür drei Millionen Fran-
ken. Das Angebot gilt.» 
Er könne sich aber auch vorstel-
len, das Briger Spital von den
Besitzergemeinden nur zu pach-
ten. «Damit blieben die Liegen-
schaften im Besitz der Gemein-
den, die eine angemessene Ent-
schädigung dafür erhielten»,
rechnet er vor. 

«Geld ist kein 
Problem»

Jean-Marie Schmid hat das
Kaufangebot bereits in der De-
batte am Donnerstag im Gros-
sen Rat vorgebracht. «Ich habe
mit der IG ‹Spitalpflege für al-
le› zwar noch keine Rückspra-
che getroffen, doch habe ich in
dieser Angelegenheit volle
Rückendeckung.» Das Geld
aufzutreiben sei «überhaupt
kein Problem». In der IG seien
genügend potente Geldgeber
vorhanden. Welche Leute dies
sind, wollte Jean-Marie Schmid
uns gestern nicht verraten. Erst

wolle man jetzt in der IG die
Sache gründlich analysieren
und diskutieren. Zum gegebe-
nen Zeitpunkt werde die breite
Öffentlichkeit im Rahmen einer
Medienkonferenz über das wei-
tere Vorgehen umfassend orien-
tiert. 

«Hoffe auf ein 
neues Kapitel»

Seit Anbeginn der langen De-
batte über die Walliser Spitalre-
form hat Jean-Marie Schmid für
den Fortbestand des Briger Spi-
tals als Akutspital gekämpft wie
ein Löwe. Deren Ausgang ist

nun eine bittere Pille für ihn.
«Als Demokrat akzeptiere ich
aber den am Donnerstag gefäll-
ten Mehrheitsentscheid selbst-
verständlich. Ich bin aber trau-
rig und enttäuscht und betrachte
dies lediglich als eine Etappe.
Ich hoffe, dass wir in der Spital-
planung und Spitalpolitik ein
neues Kapitel schreiben kön-
nen», so der Briger Grossrat.
Wie soll dieses Kapitel denn
aussehen? Es sei eine alternati-
ve Lösung für das Briger Spital
zu suchen. Angenommen, die
bisherigen Besitzer des Kreis-
spitals gingen tatsächlich auf

den Handel ein und verkauften
dieses an die Investorengruppe
rund um Jean-Marie Schmid,
was hätte diese mit dem Spital
im Sinn? «Wir wollen sicher-
stellen, dass in Brig auf privater
Ebene Gesundheits- und Spital-
dienstleistungen weiterhin be-
trieben werden. Das gibt es in
unserem Kanton bereits. Ich
denke da an die Klinik Valère in
Sitten, die privatwirtschaftlich
betrieben wird und rentabel ist.
Die IG ist in Verhandlungen mit
ausserkantonalen und ausländi-
schen Investoren und Interes-
senten», so Schmid. 

Welche Interessenten dies sei-
en, wollte uns Jean-Marie
Schmid zum jetzigen Zeitpunkt
aber nicht verraten. Damit ist
Platz für Spekulationen. Bei je-
nen «Interessenten» muss es
sich um renommierte Medizi-
ner handeln, die eine Privatkli-
nik aufbauen möchten und
noch einen geeigneten Standort
samt potenten Investoren su-
chen. Dass Privatspitäler
durchaus funktionieren ist
schliesslich keine blosse Träu-
merei, sondern wird in zahlrei-
chen Kliniken unter Beweis ge-
stellt. wek
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Eine Skipiste für die Nation
Crans-Montana erhält für ihre «Nationale» die Homologation des Internationalen Skiverbandes

Cr a n s - M o n t a n a. –
(wb) Bald zwanzig Jahre
sind es schon her, dass eine
Ski-Weltmeisterschaft in
Crans-Montana über die
Bühne ging. Was 1987 als
Fünfsternepiste galt, veral-
tete wegen der Entwick-
lung Richtung Carving
und des Rennsports rasch.
Mit 3,1 Mio. Franken er-
neuerte Crans-Montana
seine Piste «Nationale»
und steht heute wieder auf
der Weltbühne da.
Marius Robyr, der Chef der Pa-
trouille des Glaciers, führte ges-
tern die Partner und Gäste des
Hochplateaus, allen voran die
Bergbahnen, der Kurverein und
die Vertreter der gemeinnützi-
gen Stiftung des Casinos von
Crans-Montana, die einen Drit-
tel der Kosten übernahm, ins
Feld. Eine gute Stunde lang
dauerte die Ortsschau, bei der
von Cry d’Er in die Zielarena
gewandert wurde. Marius Ro-
byr hatte vor drei Jahren von
der Gemeindekoordination, die
zwei Drittel der Investition
übernimmt, den Auftrag ge-
fasst, zwei Pisten vom Interna-
tionalen Skiverband FIS und
dem Schweizerischen Skiver-
band wettbewerbstauglich zu
gestalten.

Inspektor 
übernommen

Markus Murmann, FIS-Inspek-
tor, konnte gestern den Verant-

wortlichen des Skigebiets die
offizielle Homologationsdoku-
mente für die Nationalpiste
überreichen. Jene für Chet-
zeron, wo es in erster Linie um
die Erstellung von Sicherheits-
netzen ging, erhielten sie bereits
vor Jahresfrist. Der Inspektor
wurde gleichzeitig als neuer
Verantwortlicher der Piste und
Kontaktmann zum Skizirkus
vorgestellt. Seine Aufgabe wird
es sein, jeden Winter minde-
stens einen Grossanlass der
Skirennen nach Crans-Montana
zu holen. Der Europacup der
Männer mit zwei Abfahrten und
einer Kombination ist bereits
angesagt und gesetzt, und zwar
am 31. Januar und 1. Februar
2007. Zugesagt wurde Crans-
Montana auch für den Winter
2007/2008 die Austragung ei-
ner Abfahrt und eines Super-G
im Rahmen des Weltcups der
Frauen.
Doch auch die lokalen Skiklubs
und der von Pirmin Zurbriggen
betreute Nachwuchs von Ski
Valais werden auf der verbrei-
terten Piste ihr Glück finden.
Der Präsident der Bergbahnen
CMA, Michel Crettol, stellte ei-
ne zusätzliche Verbindungsses-
selbahn mit Zwischenstation in
Aussicht. Beschlossen wird das
aber erst im nächsten Jahr. Vor-
ab gelte es, die Einheimischen
und Gäste neu für den Skisport
zu begeistern und polyvalente
Anlässe wie Betriebsskirennen
von grossen und kleinen Unter-

nehmen auf die Piste zu brin-
gen.

An der Baufront  
Gestern wurden die letzten Me-
ter der Piste begrünt und pla-
niert. Waren im Jahr 1967 auf
der «Nationale» – es war schon
die zweite Linienführung der
Vorzeigepiste von Crans-Mon-
tana – die Buckel und Hügel
Trumpf, so gelten im heutigen

Carvingzeitalter andere techni-
sche Massstäbe. Sanfte Kurven
und weite Sprünge, klare Tren-
nung von Rennpiste und Touris-
muspiste und Ähnliches gelten
heute. 
Dieses Ziel wurde mit der Er-
stellung von zwei 80 bis 90 Me-
ter langen Tunnels erreicht, die
während der Rennen für einen
reibungslosen Ablauf der Be-
wegungen der Wintersportler

sorgen. Die Verbreiterung der
Piste machte eine Rodung von
1900 Quadratmetern nötig.
20000 Kubikmeter Erde wur-
den zur Planierung von den
Baustellen des Hochplateaus
herantransportiert und 40000
Quadratmeter wurden eingesät,
fünf neue Zapfstellen für
Schneekanonen wurden gleich-
zeitig von den Bergbahnen ent-
lang der Piste eingerichtet.

Es galt, viele grobe Blöcke zu
verkleinern und alle Leitungen
für Fernsehen, Zeitmessung,
Strom, Wasser und anderes
mehr in eine neue Kanalisation
zu legen. 
Am Ende der Übung sieht die
Herrenabfahrt und Riesensla-
lompiste so aus: Sie beginnt auf
2526 Höhenmetern bei Bella
Lui, hat eine Länge von 3670
Metern und ihr Ziel liegt auf
1545 Höhenmetern. Die Frau-
enabfahrt und Riesenslalompis-
te beginnt bei Cry d’Er auf 2270
Höhenmetern und endet in der
gleichen Zielarena auf 1545
Höhenmetern. Deren Länge be-
trägt 2636 Meter. Beide
Strecken weisen eine durch-
schnittliche Neigung von 27
Prozent auf und eine Maximal-
neigung von 61 Prozent.
Mit den Umweltbüros, den
Kantonsbehörden, Bewilli-
gungsinstanzen, Förstern und
dem WWF fand ein konstrukti-
ver Dialog statt, hiess es gestern
bei der Begehung. Projektleiter
Marius Robyr lobte die offene
Haltung der Umweltorganisati-
on, die wie alle Beteiligten wus-
sten, dass die bereits seit Jahr-
zehnten benutzte Piste  nicht zu
einer alpinen Naturwiese umge-
pflügt werden konnte. Auch die
Alpgeteilen hatten mit etwas
Murren ihren Segen gegeben,
müssen sie doch einen Sommer
lang auf die Beweidung der
frisch eingesäten Weiden ver-
zichten. and 

Die neue Nationalpiste wurde gestern unter der Leitung von Marius Robyr von den Gemeindebehörden
und der Sport- und Tourismusprominenz von Crans-Montana abgelaufen.

Liegenschaften  Ausrüstung und Total
und Gebäude Infrastruktur

Brig ???(**) 243738 243738
Visp St. Ursula 4081555 312000 4393555
Siders 2790328 329099 3119427
Sitten (*) 0 516967 516967
Martinach 3830000 350000 4180000
St-Amé 96119 75453 171572
St-Maurice (St-Amé) 2560000 0 2560000
Total 13358002 1827257 15185259
(*)   1462010.– mit übernommenen Spitalschulden verrechnet
(**) vorgeschlagene Beträge für Liegenschaft und Gebäude = 2068332.–

Entschädigungen für 
Spitalinfrastruktur

Grossrat will Spital Brig kaufen!
IG «Pflege für alle» um Grossrat Jean-Marie Schmid bietet drei Millionen Franken für das Kreisspital Brig

Der Briger CVPO-Grossrat Jean-Marie Schmid findet die den Gemeinden der Spitalregion Brig-Aletsch und Goms angebotene Entschädi-
gungssumme von rund 2,3 Millionen Franken für Liegenschaften, Gebäude und Infrastruktur des Kreisspitals Brig als lächerlich und will
zusammen mit der IG «Spitalpflege für alle» seinerseits drei Millionen Franken bezahlen. Foto wb




